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Geschäftsordnung des Fakultätsrats der Medizinischen Fakultät der Universität 

Tübingen (Neufassung) 

 

Aufgrund von §§ 8 Abs. 5, 10 Abs. 8, 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 des Landeshochschulgesetzes 
(LHG) vom 01. Januar 2005 (GBL. S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 
25. Januar 2012 (GBl. S. 65), hat der Senat der Universität Tübingen am 19. Juli 2012 die 
nachfolgende Geschäftsordnung des Fakultätsrats der Medizinischen Fakultät als Satzung 
beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Einladung 
 
(1) Der Fakultätsrat wird vom Dekan (im Folgenden: Vorsitzender)1* einberufen. Dieser bestimmt 
Ort, Zeit und Verhandlungsgegenstände (Tagesordnung) der Sitzung. 
 
(2) Auf schriftlichen Antrag von drei Mitgliedern muss ein Gegenstand, der zum Aufgabengebiet 
des Fakultätsrates gehört, auf die Tagesordnung gesetzt werden. 
 
(3) Einladung und Tagesordnung sind spätestens vier Werktage vor dem Sitzungstermin 
schriftlich zu versenden. Die elektronische Übermittlung gilt ebenfalls als Schriftform im Sinne 
dieser Geschäftsordnung. Beschlussvorlagen sollen, soweit möglich, beigefügt werden. Die frist- 
und formlose Einberufung in dringenden Fällen bleibt unberührt. 
 

§ 2 Teilnahme von Nichtmitgliedern 
 
(1) Zur Unterstützung des Vorsitzenden nimmt der Fakultätsgeschäftsführer an den Sitzungen 
beratend teil. Die Geschäftsstelle des Fakultätsvorstandes und des Fakultätsrates nimmt an den 
Sitzungen als Schriftführer teil. 
 
(2) Der Vorsitzende kann mit Zustimmung des Fakultätsrates Nichtmitglieder als 
Sachverständige hinzuziehen. Individuell betroffene Mitglieder der Fakultät können auf ihr 
Verlangen zur Sache gehört werden. Hierüber entscheidet der Fakultätsrat. 
 

§ 3 Beschlussfähigkeit 
 
(1) Vor Eintritt in die Tagesordnung sowie auf Antrag eines Mitglieds während der Sitzung stellt 
der Vorsitzende die Beschlussfähigkeit fest. 
 
(2) Der Fakultätsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 
ist und die Sitzung ordnungsgemäß geleitet wird. Sind in einer ordnungsgemäß einberufenen 
Sitzung eines Gremiums die Mitglieder zum zweiten Male nicht in der für die Beschlussfassung 
erforderlichen Zahl anwesend, so kann der Vorsitzende unverzüglich eine dritte Sitzung 
einberufen, in der das Gremium ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder 
beschließt. Dasselbe gilt, wenn Beschlussunfähigkeit aus anderen als Befangenheitsgründen 

                                                 
1
 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Satzung betreffen gleichermaßen Frauen wie Männer. 
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eintritt. Bei der Einberufung der Sitzungen ist auf die Folge hinzuweisen, die sich für die 
Beschlussfassung ergibt. 
 
(3) Für Entscheidungen oder Empfehlungen, die die Forschung und die Berufung von 
Professoren unmittelbar berühren ist § 8 Abs. 3 der Grundordnung der Universität Tübingen zu 
beachten. Sie bedürfen außer der Mehrheit des Gremiums auch der Mehrheit der dem Gremium 
angehörenden Professoren. Kommt danach auch im zweiten Abstimmungsgang ein Beschluss 
nicht zustande, so genügt für eine Entscheidung im dritten Abstimmungsgang die Mehrheit der 
dem Gremium angehörenden Professoren. Bei Berufungsvorschlägen ist die Mehrheit des 
Gremiums berechtigt, ihren Vorschlag als weiteren Berufungsvorschlag vorzulegen. Die 
Mitglieder haben das Recht des Sondervotums.  
 

§ 4 Tagesordnung 
 
(1) Nach Feststellung der Beschlussfähigkeit wird über Anträge zur Änderung und Erweiterung 
der Tagesordnung abgestimmt. Neue Punkte dürfen in die Tagesordnung nicht aufgenommen 
werden, wenn mindestens drei Mitglieder des Fakultätsrates widersprechen. 
 
(2) Unter dem Tagesordnungspunkt "Verschiedenes" dürfen nur Angelegenheiten minderer 
Bedeutung verhandelt und keine Beschlüsse gefasst werden. 
 

§ 5 Eilentscheidungen 
 
Der Vorsitzende unterrichtet den Fakultätsrat in der nächstfolgenden Sitzung über getroffene 
Eilentscheidungen und die Gründe für die Eilentscheidung (§ 8 Abs. 4 Grundordnung der 
Universität Tübingen).  
 

§ 6 Anträge 
 
(1) Anträge können nur zu einem Tagesordnungspunkt gestellt werden. Gehört ein Antrag nicht 
zum aufgerufenen Punkt der Tagesordnung oder nicht zum Aufgabenbereich des Fakultätsrates, 
so hat ihn der Vorsitzende zurückzuweisen; eine Aussprache findet nicht statt. 
 
(2) Änderungs- und Alternativanträge sind gemeinsam mit dem Erstantrag zu beraten. 
 

§ 7 Wortmeldung, Worterteilung und Reihenfolge der Redner 
 
(1) Wortmeldungen werden in der Reihenfolge ihres Eingangs auf die Rednerliste gesetzt. Das 
Wort erteilt der Vorsitzende. Er kann die Antragsteller, sich selbst und die Sachverständigen 
außerhalb der Rednerliste berücksichtigen. 
 
(2) Rederecht haben die Mitglieder sowie Personen, die als Sachverständige auf Grund eines 
förmlichen Beschlusses zugezogen worden sind oder auf Grund ihres Informationsrechts an der 
Sitzung teilnehmen. 
 
(3) Wortmeldungen zur Geschäftsordnung können außerhalb der Rednerliste berücksichtigt 
werden. 
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§ 8 Anträge zur Geschäftsordnung 
 
(1) Über Geschäftsordnungsanträge wird nach Gegenrede abgestimmt. Erhebt sich kein 
Widerspruch, gilt der Antrag als angenommen. 
 
(2) Anträge zur Geschäftsordnung sind Verfahrensanträge, insbesondere Anträge auf 
 

 die Berichtigung eines Verfahrensfehlers 

 die Feststellung der Beschlussfähigkeit durch den Vorsitzenden gemäß § 3 Abs. 2 

 die Beschränkung der Redezeit 

 die Vertagung eines Tagesordnungspunktes 

 die Schließung der Rednerliste 

 den Schluss der Debatte 

 geheime Abstimmung 

 die Änderung der Reihenfolge der Tagesordnungspunkte. 
 

§ 9 Wahrung der Verschwiegenheit 
 
Die an einer Sitzung des Fakultätsrates Beteiligten sind zur Verschwiegenheit verpflichtet, 
soweit dies aus Gründen des öffentlichen Wohls geboten ist, Personalangelegenheiten betroffen 
sind, oder die Pflicht zur Verschwiegenheit besonders beschlossen worden ist (§ 9 Abs. 5 LHG). 
 

§ 10 Art der Abstimmungen 
 
(1) Der Fakultätsrat beschließt durch Abstimmung und Wahlen. Stimmenthaltungen und 
ungültige Stimmen werden mitgezählt bei der Feststellung der Beschlussfähigkeit, nicht aber bei 
der Berechnung der Mehrheit. 
 
(2) In der Regel wird offen durch Handzeichen abgestimmt. Die Beschlüsse werden mit 
einfacher Mehrheit gefasst, hierbei sind die Bestimmungen des § 8 Abs. 3 der Grundordnung 
der Universität Tübingen zu beachten. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 
 
(3) Über Personalangelegenheiten wird in geheimer Abstimmung beschlossen, wenn ein 
Mitglied geheime Abstimmung verlangt. 
 
(4) Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vorgenommen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte 
der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten erhalten hat. Wird eine solche Mehrheit auch 
im zweiten Wahlgang nicht erreicht, so findet ein dritter Wahlgang statt, bei mehreren 
Bewerbern als Stichwahl zwischen den beiden Bewerbern, die im zweiten Wahlgang die meisten 
Stimmen erhalten haben; in diesem dritten Wahlgang entscheidet die einfache Mehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die Bestimmungen des § 8 Abs. 3 der Grundordnung 
der Universität Tübingen sind zu beachten. 
 
(5) Haben die Wahlberechtigten kein freies Vorschlagsrecht, so werden die Beschlüsse mit 
einfacher Stimmenmehrheit gefasst; hierbei sind die Bestimmungen des § 8 Abs. 3 der 
Grundordnung der Universität Tübingen zu beachten. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als 
abgelehnt. Außerdem findet auch hier § 10 Abs. 4 Anwendung. Wird die erforderliche 
Stimmenmehrheit nicht bei der ersten oder zweiten Abstimmung erreicht, findet eine dritte 
Abstimmung statt. Bei Stimmengleichheit in der dritten Abstimmung entscheidet das Los. 
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§ 11 Reihenfolge der Abstimmungen 
 
(1) Liegen zu einem Antrag Änderungsanträge vor, so ist zunächst über diese und dann über 
den Hauptantrag abzustimmen. 
 
(2) Liegen zu einem Gegenstand mehrere selbständige Anträge vor, ist zuerst über den 
weitestgehenden Antrag zu beschließen. Die Annahme des Beschlusses über diesen Antrag 
erledigt alle anderen Anträge. 
 
(3) Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge der Fragen, über die abgestimmt werden soll. 
Erfolgt dagegen Widerspruch, entscheidet der Fakultätsrat. 
 
(4) Ist über die einzelnen Teile eines Antrages getrennt abgestimmt worden, so findet eine 
Schlussabstimmung über den gesamten Antrag statt. 
 

§ 12 Sondervotum 
 
Jedes Mitglied kann einen vom Beschluss abweichenden Standpunkt in einem Sondervotum 
schriftlich darlegen, sofern es dies bereits in der Sitzung ankündigt. Das Sondervotum ist 
innerhalb von zehn Tagen nach der Sitzung einzureichen. Es ist dem Beschluss des 
Fakultätsrates beizufügen. Ein Sondervotum kann von weiteren Mitgliedern des Fakultätsrates 
unterzeichnet werden. 
 

§ 13 Führung des Protokolls 
 
(1) Über den wesentlichen Gang der Verhandlungen des Fakultätsrates ist ein Protokoll zu 
führen. Dieses muss den Tag und den Ort der Sitzung, den Namen des Vorsitzenden, die 
Namen der anwesenden und der abwesenden Mitglieder, die Gegenstände der Verhandlung, 
die Anträge, die Abstimmungs- und Wahlergebnisse und den Wortlaut der Beschlüsse enthalten. 
Jedes Mitglied kann verlangen, dass seine Erklärung im Protokoll festgehalten wird. Das 
Protokoll ist vom Vorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. 
 
(2) Die Niederschrift ist den Mitgliedern des Fakultätsrates spätestens mit der Einladung zu der 
übernächsten Sitzung des Fakultätsrates zuzuleiten. 
 
(3) Die Mitglieder können innerhalb von zwei Wochen nach Zusendung der Niederschrift beim 
Vorsitzenden des Fakultätsrates eine Ergänzung oder Berichtigung der Niederschrift verlangen. 
 

§ 14 Beratende Ausschüsse 
 
(1) Der Fakultätsrat kann im Einvernehmen mit dem Fakultätsvorstand für besondere Aufgaben 
beratende Ausschüsse bilden. Den Vorsitz führt der Dekan oder ein vom Fakultätsrat benanntes 
Mitglied des Ausschusses. 
 
(2) Der Fakultätsrat wählt die Ausschussmitglieder und deren Stellvertreter aufgrund der 
Vorschläge der einzelnen Gruppen. 
 
(3) Die Ausschüsse können Sachverständige zu den Beratungen zuziehen. 
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§ 15 Änderung der Geschäftsordnung 
 
Änderungen dieser Geschäftsordnung bedürfen der Zustimmung von zwei Dritteln der 
stimmberechtigten Mitglieder des Fakultätsrates. 
 

§ 16 In-Kraft-Treten 
 
(1) Diese Geschäftsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. Zugleich tritt die bisherige 
Geschäftsordnung außer Kraft. 
 
(2) Sie gilt entsprechend auch für die Ausschüsse. 
 
 
 
Tübingen, den 19.07.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Medizininformatik mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Science (B. 

Sc.)  

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG in der Fassung vom 01.01.2005 
(GBl. 2005, 1), zuletzt geändert durch Artikel 19 der Achten Anpassungsverordnung vom 
25.01.2012 (GBl. S. 65) i.V.m. § 3 Abs. 5 der Grundordnung vom 15.09.2010 (Amtliche 
Bekanntmachungen Nr. 11 vom 17.09.2010, S. 387), hat der Rektor der Universität Tübingen 
für den Senat am 24.05.2012 den nachstehenden Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang Medizininformatik mit 
akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Science (B. Sc.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 16.07.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Bachelor-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer, überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
II. Prüfungen im Bachelor-Studiengang 
A. Orientierungsprüfung 
§ 7 Zweck der Orientierungsprüfung 
§ 8 Umfang und Art der Orientierungsprüfung 
§ 9 Zeitpunkt der Orientierungsprüfung 
§ 10 Zeugnis über die Orientierungsprüfung 
B. Bachelor-Prüfung 
§ 11 Zweck der Prüfung 
§ 12 Umfang und Art der Bachelor-Prüfung 
§ 13 Zeitpunkt der Bachelor-Prüfung 
III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 14 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 15 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 16 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 17 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 18 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 19 Bewertung der Prüfungsleistungen 
IV. Bachelor-Arbeit 
§ 20 Voraussetzungen für die Zulassung zur Bachelor-Arbeit und etwaigen anderen, am 
Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen 
§ 21 Zulassungsverfahren 
§ 22 Bachelor-Arbeit 
V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 23 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 24 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
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§ 25 Wiederholung der Bachelor-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums zu 
erbringender mündlicher Prüfungen 
VII. Bachelor-Gesamtnote 
§ 26 Bildung der Bachelor-Gesamtnote 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 27 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 28 Urkunde 
§ 29 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
IX. Schlussbestimmungen 
§ 30 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 31 Schutzbestimmungen 
§ 32 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 33 Einsicht in die Prüfungsakten  
§ 34 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Struktur des Bachelor-Studienganges1  
 
(1) 1Der Studiengang Medizininformatik mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of 
Science (B. Sc.) / Bachelor of Arts (B. A.) (im Folgenden: Bachelor-Studiengang) gliedert 
sich in fachspezifische Leistungen und den Bereich überfachliche berufsfeldorientierte 
Kompetenzen (Studium Professionale).  
 
(2) 1Im Bachelor-Studiengang wird das European Credit Transfer and Accumulation System 
(ECTS) angewendet, d.h. allen Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte (Leistungs-
punkte, Credits, LP, CP, ECTS) zugewiesen, deren jeweilige Anzahl sich nach dem 
voraussichtlich erforderlichen Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden richtet.  
 
(3) 1Der Bachelor-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der Prüfungs-
ordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden Module 
und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt. 3Für die Vermittlung von 
Kompetenzen im Bereich Studium Professionale hat vorrangig die Satzung zum Erwerb 
überfachlicher berufsfeldorientierter Kompetenzen (Studium Professionale) für Bachelor-
studiengänge der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung Geltung. 
  
(4) Der Bachelor-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(5) 1Der Studienumfang entspricht 180 ECTS-Punkten, von denen 12 ECTS-Punkte auf die 
Bachelorarbeit und 147 ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen 
entfallen. 2Auf den Bereich überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen entfallen 
insgesamt weitere 21 ECTS-Punkte. 3Neben der Bachelor-Arbeit kann auch eine mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, eine mündliche Prüfung über den Inhalt 
der Bachelor-Arbeit und / oder ein zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium 
vorgesehen werden.  
 
(6) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika sechs Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 

                                                 
1
 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 

personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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Kapazitäten bestehen.  
 
(7) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen.  
§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Bachelor of Science-Prüfung (im Folgenden: Bachelor-Prüfung) 
wird der akademische Grad "Bachelor of Science" (abgekürzt "B.Sc.") verliehen. 
 

§ 3 Fächer, überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen 
  
(1) 1Im Bachelor-Studiengang wird ein Bachelor-Fach studiert. 2Die wählbaren Module 
ergeben sich aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch, das 
zu Beginn eines jeden Semesters herausgegeben wird, genauer spezifiziert. 
  
(2) 1Die Voraussetzungen für im Bereich überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen 
angebotene Module ergeben sich außerdem aus der Satzung zum Erwerb überfachlicher 
berufsfeldorientierter Kompetenzen (Studium Professionale) für Bachelorstudiengänge der 
Universität Tübingen. 2Die Leistungen im Bereich Studium Professionale sind für den 
Zeitraum zwischen dem ersten und dem einschließlich sechsten Semester vorgesehen, 
sofern im Besonderen Teil keine abweichenden Regelungen getroffen sind. 
 

§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Mathematisch-Naturwissen-
schaftliche Fakultät einen Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, 
das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren Mitglieder sowie deren 
Stellvertreter werden jeweils von der Fakultät bestellt. 3Der Prüfungsausschuss setzt sich 
aus Fakultätsmitgliedern wie folgt zusammen: 
 
1. 3 hauptberufliche Hochschullehrer,  
2. 1 akademischer Mitarbeiter,  
3. 1 Studierende(r) (mit beratender Stimme).  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – auch 
mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende der 
laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
 
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die des studentischen Mitgliedes ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Bachelor-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
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die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden Leistungsnach-
weise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die Termine, zu denen 
sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt der Bachelor-Arbeit 
informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, dass die 
gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG 
eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand  die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen Perso-
nals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die Prüfungs-
leistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat; sie finden, sofern in der Studien- und Prüfungs-
ordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, vor einem Prüfer statt. 
2Im Verhinderungsfall bestellt der Prüfungsausschuss ein anderes prüfungsberechtigtes 
Mitglied des Fachs, das am Lehrprogramm des Bachelor-Studiengangs beteiligt ist. 3Wird bei 
studienbegleitenden Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im Rahmen der für die 
jeweilige Prüfung vorgesehenen regulären Prüfungstermine durchgeführt, so ist dasjenige 
Mitglied des Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die Prüfung an diesem regulären 
Prüfungstermin vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung nicht im Rahmen dieser 
Termine durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
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§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Fächern in anderen 
Studiengängen werden angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist 
gegeben, wenn Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang 
und in den Anforderungen denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im 
Wesentlichen entsprechen. 3Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine 
Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von 
Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die außerhalb Deutschlands erbracht 
wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten 
Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu 
beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4)  1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

 
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 19 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei unvergleich-
baren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem Fall erfolgt 
keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und die für 
deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
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II. Prüfungen im Bachelor-Studiengang 

  

A. Orientierungsprüfung 
 

§ 7 Zweck der Orientierungsprüfung 
 
Mit der Orientierungsprüfung zeigen die Studierenden, dass sie den Anforderungen an ein 
wissenschaftliches Studium in den von ihnen gewählten Studienfächern gewachsen sind und 
dass sie insbesondere die fachlichen und methodischen Fertigkeiten erworben haben, die 
erforderlich sind, um das Studium mit Erfolg fortsetzen zu können. 
 

§ 8 Umfang und Art der Orientierungsprüfung  
 
(1) Die Orientierungsprüfung wird studienbegleitend durchgeführt.  
 
(2) Inhalt und Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen der Orientierungsprüfung 
sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen und etwaige weitere, besondere Zulassungs-
voraussetzungen ergeben sich aus dem Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung bzw. dem 
Modulhandbuch.  
 
(3) Die Orientierungsprüfung ist bestanden, wenn alle erforderlichen studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen bestanden sind und die etwaig erforderlichen Ergänzungsleistungen 
erfolgreich erbracht wurden. 
 
(4) Die Orientierungsprüfungsleistungen sind im Rahmen der Regelungen des Besonderen 
Teils zugleich Bestandteil der studienbegleitenden Prüfungen der Bachelor-Prüfung. 
 

§ 9 Zeitpunkt der Orientierungsprüfung 
 
1Die gemäß § 8 für die Orientierungsprüfung erforderlichen Leistungen sind bis zum Ende 
des zweiten Semesters zu erbringen. 2Die Prüfungsleistungen können einmal im darauf 
folgenden Semester wiederholt werden. 3Wer diese Prüfungsleistungen nicht spätestens bis 
zum Ende des dritten Semesters erbracht hat, verliert den Prüfungsanspruch, es sei denn, 
die Fristüberschreitung ist vom Studierenden nicht zu vertreten. 4Hierüber entscheidet der 
Prüfungsausschuss, dies kann auch auf Antrag des Studierenden geschehen.   
 

§ 10 Zeugnis über die Orientierungsprüfung 
 
(1) 1Über die bestandene Orientierungsprüfung wird auf schriftlichen Antrag ein Zeugnis 
ausgestellt, welches die Gesamtnote der Orientierungsprüfung enthält. 2Das Zeugnis ist vom 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. 3Es trägt das Datum des Tages, 
an dem die letzte zur Orientierungsprüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 
 
(2) Die Bildung der Gesamtnote der Orientierungsprüfung wird im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung geregelt. 
 

B. Bachelor-Prüfung 
 

§ 11 Zweck der Prüfung 
 
1Die Bachelor-Prüfung in Medizininformatik bildet einen ersten berufsqualifizierenden Regel-
Abschluss auf dem Gebiet der Medizininformatik. 2Mit der Bachelor-Prüfung weisen die 
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Studierenden nach, dass 
 

- sie in ihren Studienfächern über ein breites Grundwissen und eine systematische 
Orientierung sowie über vertiefte Kenntnisse in selbstgewählten Gebieten der 
Informatik, Medizin und Biologie sowie Medizininformatik verfügen und das 
methodische Instrumentarium dieses Fachs in dem Maße beherrschen, das für die 
Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse in verschiedenen Praxisfeldern notwendig 
ist; 

- sie sich durch den Erwerb von überfachlichen, berufsfeldorientierten Zusatzquali-
fikationen mit der praktischen Umsetzung ihrer im Bachelor-Studium erworbenen 
wissenschaftlichen Erkenntnisse vertraut gemacht haben. 

 

§ 12 Umfang und Art der Bachelor-Prüfung 
  
(1) 1Die Bachelor-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen  und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Bachelorarbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende des 
Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium, sie ist bestanden, 
wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen Teil bzw. dem Modulhandbuch ist 
geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante studienbegleitende Prüfungsleistungen zu 
erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

§ 13 Zeitpunkt der Bachelor-Prüfung 
 
1Die Bachelor-Prüfung ist bis zum Ende des sechsten Semesters abzulegen. 2Ist diese Frist 
überschritten, wird der Studierende dahingehend informiert, dass er den Prüfungsanspruch 
verliert, wenn er die Bachelor-Prüfung nicht bis zum Ende des neunten Semesters ablegt. 
3Ist die Bachelor-Prüfung in der in Satz 2 genannten Frist einschließlich etwaiger 
Wiederholungen nicht abgeschlossen, so erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, dass 
der Studierende die Fristüberschreitung nicht zu vertreten hat. 4Hierüber entscheidet der 
Prüfungsausschuss; dies kann auch auf Antrag des Studierenden geschehen. 
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III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 

 

§ 14 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen Prüfungs-
leistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen 
erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die Vergabe von ECTS-
Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese mindestens „ausreichend“ 
lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen Ergänzungs-
leistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
  

§ 15 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die Modulab-
schlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder praktisch. 3Der 
Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach gleichen Maßstäben 
bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Bachelor-Arbeit sowie etwa zu dieser 
gehörige mündliche Bachelorprüfungen, zu dieser gehörige Kolloquien und mündliche 
Prüfungen über den Inhalt der Bachelor-Arbeit sind nicht studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der Lehrveran-
staltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die an 
derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorge-
sehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf 
Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder gleich-
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wertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt für 
Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm überwiegend 
allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im Modul-
handbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung gehen den 
Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 16 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. an der Universität Tübingen im betreffenden Fach des Bachelor-Studienganges 

eingeschrieben ist,  
2. seinen Prüfungsanspruch im betreffenden Fach des Bachelor-Studienganges nicht 

verloren hat,  
3. die Bachelor- bzw. Abschluss-Prüfung im betreffenden Fach nicht endgültig nicht 

bestanden hat,  
4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Bachelor-Studienganges oder in einem nach Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 5Andere Ablehnungsgründe 
sind nicht zulässig.  
 

§ 17 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate, 
Kolloquien. 
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(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Durch die mündlichen Prüfungen soll ferner 
festgestellt werden, ob der Kandidat über ein breites Grundlagenwissen verfügt. 3Darüber 
hinaus kann dem Kandidaten Gelegenheit gegeben werden, als Gegenstand mündlicher 
Prüfungen eingegrenzte Themen (Spezialgebiete) zu benennen. 4Die Dauer einer 
mündlichen Prüfung beträgt je Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten. 5Die 
mündliche Prüfung findet in Gegenwart eines Beisitzers statt.  
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 18 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren, Hausarbeiten. 
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
 

§ 19 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut  = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den 

 durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend  = eine Leistung, die durchschnittlichen 

 Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 

 noch den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher 

 Mängel den Anforderungen nicht mehr 
 genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
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(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 

(3) 
1
Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 

zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach Leistungs-

punkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 
2
Dabei werden zwei 

Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen. 
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Für die Bildung der Gesamtnote (§ 10) gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 

IV. Bachelor-Arbeit 
 

§ 20 Voraussetzungen für die Zulassung zur Bachelor-Arbeit und etwaigen anderen, 
am Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen  
 
Zur Bachelor-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende 
des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und / oder 
dem etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium kann nur 
zugelassen werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 16 Abs. 2 erfüllt, 
2. die Orientierungsprüfung in den Studienfächern seines Studiengangs bestanden hat, 
3. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
 

§ 21 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Bachelor-Arbeit sowie der etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Bachelor-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit gehörigen 
Abschluss-Kolloquium (Meldung) ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist 
der Studiengang anzugeben und gegebenenfalls der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer 
zu benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 20 Ziff. 1-3 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Bachelor-

Studiengang verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Bachelor- bzw. Abschluss-
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Prüfung im betreffenden Fach endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in einem 
laufenden Prüfungsverfahren in demselben Studiengang befindet.  

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Bachelor-Studienganges in einem laufenden 
Prüfungsverfahren befindet. 4Andere Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine 
Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 

§ 22 Bachelor-Arbeit  
 
(1) 1Die Bachelorarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der 
Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissen-
schaftlichen Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht 
schriftlich darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich der Medizininformatik zu entnehmen. 
4
Findet der Prüfling keine Themenstellung für die Bachelorarbeit, so sorgt der Vorsitzende 

des Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag dafür, dass der Prüfling rechtzeitig ein 
Thema für seine Bachelorarbeit erhält. 5Das Thema wird über den Prüfungsausschuss 
ausgegeben, der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind aktenkundig zu machen. 6Dem 
Prüfling ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema der Bachelorarbeit zu machen; 
ein Anspruch auf deren Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Bachelor-Arbeit beträgt vier Monate, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Bachelor-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Bachelorarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in drei gebundenen Exemplaren 
beim Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 

Dateiformat einzureichen. 
3
Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 

Bachelorarbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert. 5Das 
Bewertungsverfahren soll spätestens 4 Wochen nach Abgabe der Arbeit abgeschlossen 
sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit 
oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die Frist einzuhalten, kann der 
Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Bachelor-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung 
beizufügen, in der er versichert, dass er die Arbeit bzw. bei einer Gruppenarbeit seinen 
entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die 
angegebenen Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen 
Werken übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit  
weder vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen Prüfungs-
verfahrens gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen 
bereits veröffentlicht hat  sowie dass das in Dateiform eingereichte Exemplar mit 
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eingereichten gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Bachelorarbeit wird von einem Prüfer bewertet, der der Betreuer der Arbeit sein 
kann. 2§ 19 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend.  
 
(6) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-
Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und ein etwaig 
gefordertes, zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten, soweit hier, im 
Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes 
geregelt ist, die Regelungen über mündliche Prüfungsleistungen entsprechend. 2Sie werden 
von einem Prüfer bewertet und finden in zusätzlicher Gegenwart eines Beisitzers statt, für 
die Benotung gilt § 19.  
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 

§ 23 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt, ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens 
„ausreichend“ (4,0) ist. 2Die Bachelor-Arbeit sowie eine etwaig geforderte mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der 
Bachelor-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-
Kolloquium sind bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet 
wurden; sie müssen jeweils für sich bestanden sein. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Bachelor-Arbeit 
nicht bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem 
Umfang die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der 
Bachelor-Arbeit kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und 
Weise erfolgen. 3Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des 
Bachelor-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und ein etwaig 
gefordertes, zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten die Regelungen zur 
Bachelor-Arbeit in den Sätzen 1 und 2 entsprechend. 
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Orientierungs-
prüfung endgültig nicht bestanden, wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der 
entsprechenden Nachweise und der Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsaus-
schuss eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. 
Studienleistungen und deren Noten sowie die zur jeweiligen Prüfung noch fehlenden 
Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die Prüfung nicht bestanden ist. 
2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studien-
ganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 

§ 24 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Für die Wiederholung der zur Orientierungsprüfung gehörenden studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen gelten die Regelungen des § 9, sonstige studienbegleitende 
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Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht bestanden gelten, können 
zweimal wiederholt werden. In den Wahlpflichtbereichen können nicht bestandene Module 
durch andere Module des Wahlpflichtbereiches ersetzt werden. 2Prüfungsanmeldungen 
gemäß § 16 Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden 
Wiederholungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die Prüfungs-
leistungen wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit einschließlich 
„ausreichend“ (4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen des ersten 
Prüfungsversuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist - unter Beachtung der in § 9 genannten Orientierungs-
prüfungsfristen - in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden Semester, spätestens 
jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der Regel zeitlich und 
vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären Prüfungstermine 
statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit „nicht 
ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis nicht zu 
vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser 
Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann.    
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der Wiederholungs-
prüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in diesem Fall 
spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 

§ 25 Wiederholung der Bachelor-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des 
Studiums zu erbringender mündlicher Prüfungen  
 
(1) 1Eine Bachelor-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 4 Wochen der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Bachelor-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
(3) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-
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Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und ein etwaig 
gefordertes, zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten jeweils die 
Vorschriften des Abs. 1 Satz 1, 2 und Abs. 2 entsprechend. 
 

VII. Bachelor-Gesamtnote  
 

§ 26 Bildung der Bachelor-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, so wird eine Bachelor-Gesamtnote gebildet, wobei 
als Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Bachelor-Gesamtnote ergibt sich aus dem  Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Bachelor-Note gelten § 19 Abs. 2 und § 19 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 

§ 27 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Bachelor-Gesamtnote und das Thema der Bachelor-Arbeit eingetragen. 
3Das Zeugnis wird vom Dekan der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät und vom 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet. 4Es trägt das Datum des Tages, an 
dem die letzte zur Bachelor-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 5Es 
wird in deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer 
Sprache ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Bachelor-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
ECTS-Punkte im fachspezifischen Bereich sowie im Bereich überfachlicher 
berufsfeldorientierter Kompetenzen, 

- die Modulnoten, 
- die Note der Bachelor-Arbeit und einer etwaig vorgesehenen mündlichen 

Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den 
Inhalt der Bachelor-Arbeit bzw. eines etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit 
gehörigen Abschluss-Kolloquiums. 

 
3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
 
§ 28 Urkunde 
  
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Bachelor-Prüfung erhält der Kandidat eine Bachelor-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Bachelorgrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Bachelor-Urkunde wird vom Dekan und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
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unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
 

§ 29 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Bachelor-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten 
hierüber vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Bachelor-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Bachelor-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 

IX. Schlussbestimmungen  
 

§ 30 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich  in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Bachelor-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
einen Werktag (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei mündlichen 
Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens drei Werktage (ohne Samstage) vor 
dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 13, S. 534 

Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

§ 31 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Orientierungsprüfung und die Bachelor-Prüfung 
innerhalb einer angemessenen Frist nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung hierfür 
vorgesehenen Fristen abzulegen. 2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum 
eine Verlängerung der Fristen beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die 
Dauer der Verlängerung. 3Dem Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere 
ärztliche Atteste, beizulegen. 4In besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage 
eines amtsärztlichen Attestes verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in 
den Voraussetzungen unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob 
die vorstehend genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie 
gegebenenfalls die neu festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 

§ 32 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Orientierungsprüfung bzw. die Bachelor-Prüfung für nicht be-
standen erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Orientierungs-
prüfung bzw. die Bachelor-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Bachelorgrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
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(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Bachelor-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde.  
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 

§ 33 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Bachelor-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Bachelor-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten und ebenfalls 
innerhalb eines Jahres in die Protokolle zu einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Bachelor-Arbeit bzw. zu einem etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 

§ 34 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Wintersemester 2012/2013. 
 
 
 
Tübingen, den 16.07.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Medizininformatik mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Science (B. 

Sc.) – Besonderer Teil - 

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG in der Fassung vom 01.01.2005 
(GBl. 2005, 1), zuletzt geändert durch Artikel 19 der Achten Anpassungsverordnung vom 
25.01.2012 (GBl. S. 65) i.V.m. § 3 Abs. 5 der Grundordnung vom 15.09.2010 (Amtliche 
Bekanntmachungen Nr. 11 vom 17.09.2010, S. 387), hat der Rektor der Universität Tübingen 
für den Senat am 24.05.2012 den nachstehenden Besonderen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang Medizininformatik mit 
akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Science (B. Sc.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 16.07.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
IV. Orientierungsprüfung 
§ 8 Art, Umfang und Durchführung der Orientierungsprüfung 
V. Bachelor-Prüfung und Bachelor-Gesamtnote 
§ 9 Art und Durchführung der Bachelor-Prüfung 
§ 10 Bachelorarbeit 
§ 11 Bildung der Bachelor-Gesamtnote 
VI. Schlussbestimmungen 
§ 12 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 
Medizininformatik mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Science (B. Sc.)  – 
Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit 
hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 

§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1) Die Medizininformatik ist eine Disziplin im Bereich der angewandten Informatik, die  
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aufgrund des Einsatzes der wissenschaftlichen Methoden der Informatik und der 
Informationstechnologie in allen Bereichen der modernen Medizin und im Gesundheitswesen 
immer mehr an Bedeutung gewinnt  
 
(2) Der interdisziplinäre Bachelor-Studiengang Medizininformatik bildet grundsätzlich zum 
Informatiker aus, der durch medizinisch orientierte Zusatzfächer von Anfang an konsequent 
zusätzliche fachspezifische Kompetenz erwirbt. Ziel ist die Ausbildung von Informatikern mit 
Zusatzqualifikationen im Bereich der Medizin, des Gesundheitswesens und der Naturwissen-
schaften, um konstruktiv mit den jeweiligen Experten Probleme zu analysieren und darauf 
basierend Lösungen zu entwickeln, etwa in den Bereichen medizinische Datenanalyse, 
medizinische Bildverarbeitung, Eingebettete Systeme in der Medizintechnik, Softwarezer-
tifizierung und Informationsverarbeitung im Gesundheitswesen. Absolventen können in allen 
Bereichen der IT-Branche eingesetzt werden, insbesondere in den vielfältigen Berufsfeldern 
der medizinischen Informationsverarbeitung und des Gesundheitswesens. Die zusätzliche 
Vermittlung von Kompetenzen im wissenschaftlichen Arbeiten bildet die Grundlage für die 
Absolventen der Medizininformatik, ihre akademische Qualifikation in medizin- und 
informatiknahen Masterstudiengängen zu vertiefen. 
 

(3) 
1
Die Regelstudienzeit im Bachelor-Studiengang Medizininformatik ist in § 1 Abs. 6 des 

Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
2
Der Erwerb von insgesamt 180 

Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen Bachelor-Studiengang erfolgreich 
abzuschließen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der 
Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen 
Fassung geregelt.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 

(1) 
1
Das Bachelor-Studium Medizininformatik gliedert sich in drei Studienjahre. 

2
Das erste 

Jahr schließt mit der Orientierungsprüfung und das dritte mit der Bachelorprüfung ab.  
 

(2) 
1
Die Studierenden absolvieren ein Programm von 180 Leistungspunkten, welches aus 

den folgenden Modulen besteht:  
 
Empfohlenes 
Semester Modul-Nr. Modulbezeichnung LP 

1 INF1110 Informatik I 8 

1 INF1010 Mathematik I 8 

1 MDZINF1210 Medizinische Physik I 4 

1 MDZINF1330 Medizinische Terminologie 4 

1 MDZINF1310 Zell- und Humanbiologie I 3 

1 MDZINF1410 Grundlagen der Medizininformatik 4 

2 INF1120 Informatik II 8 

2 INF1020 Mathematik II 8 

2 INF2310 Informatik der Systeme 4 

2 INF3171 Einführung Internet-Technologien 4 

2 MDZINF1220 Medizinische Physik II 4 

2 MDZINF1320 Zell- und Humanbiologie II 3 

3 INF3161 Grundlagen der Mensch-Computer-Interaktion 4 

3 INF3143 Bildverarbeitung 4 

3 INF3144 Praktikum Bildverarbeitung 4 

3 MDZINF2420 Telemedizin 4 

3 MDZINF2310 Biostatistik 3 
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3 MDZINF2410 Ökonomie in der Medizininformatik 6 

3 MDZINF2510 
Wahlpflichtfach überfachliche berufsfeldorientierte 
Kompetenzen 6 

4 INF2420 Algorithmen 8 

4 INF2110 
Programmierprojekt (einschl. 3 LP überfachliche 
berufsfeldorientierte Kompetenzen) 8 

4 INF2022 Numerik 4 

4 BIOINF2110 Grundlagen der Bioinformatik (ohne Proseminar) 8 

5 MDZINF3110 Medizinische Visualisierung 4 

5 MDZINF3120 Wahlpflichtfach Informatik 8 

5 MDZINF3330 Wahlpflichtfach Medizin und Biologie 8 

5 MDZINF3490 Ausgewählte Themen der Medizininformatik  4 

5 MDZINF3510 
Wahlpflichtfach überfachliche berufsfeldorientierte 
Kompetenzen 6 

6 MDZINF3120 Wahlpflichtfach Informatik 8 

6 MDZINF3510 
Wahlpflichtfach überfachliche berufsfeldorientierte 
Kompetenzen 6 

6 MDZINF3999 
Bachelorarbeit  
Vortrag zur Bachelorarbeit 

12 
3 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 

§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1
Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 

 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen 
4. Praktika 
5. Tutorien.  
  
2
Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 

Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 5 bestehen, können im Rahmen von § 30 Abs. 5 
S. 1 LHG zahlenmäßige Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine 
ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus 
sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen 
Lehrveranstaltungen sollen insbesondere fachspezifische Arbeitstechniken und auch 

überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen vermittelt werden. 
4
Außerdem sollen die 

Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 5Im Rahmen von § 30 Abs. 5 
S. 1 LHG kann das Recht zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen darüber hinaus beschränkt 
werden oder der Zugang zu einem Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter 
Studienleistungen abhängig gemacht werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Bachelor-Studiengang ist deutsch. 2Lehrveranstal-
tungen und Prüfungen können in englischer Sprache stattfinden; es wird vorausgesetzt, dass 
die Studierenden über ausreichende englische Sprachkenntnisse verfügen.  
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§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind in § 3 bzw. im 
Modulhandbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 

§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung bzw. dem Modulhandbuch.  
 

IV. Orientierungsprüfung 
 

§ 8 Art, Umfang und Durchführung der Orientierungsprüfung 
 
(1) Die Orientierungsprüfung besteht aus den studienbegleitenden Prüfungsleistungen der 
folgenden Module: 
 

- Informatik I 
- Zell- und Humanbiologie I 

  
(2) 1Die Gesamtnote der Orientierungsprüfung ergibt sich aus dem nach Leistungspunkten 
gewichteten Durchschnitt der Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2§ 19 Absatz 2 
und 3 des Allgemeinen Teils gelten entsprechend. 
  

V. Bachelor-Prüfung und Bachelor-Gesamtnote 
 

§ 9 Art und Durchführung der Bachelor-Prüfung 
 
(1) Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Bachelor-Arbeit und etwaige andere am 
Ende des Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 20 des Allgemeinen Teils 
ist neben den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

 die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das fünfte Studiensemester 
(vgl. Übersicht § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen.  

 

§ 10 Bachelorarbeit 

 
Die Bachelorarbeit ist in § 22 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 11 Bildung der Bachelor-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Bachelorprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 26 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach Leistungspunkten 
gewichteten Durchschnitt aller Noten der benoteten Module außer (a) den im Bereich 
„überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen“ (außer, wenn diese integriert in 
Fachveranstaltungen erworben werden) absolvierten Modulen sowie (b) den Modulen 
Mathematik I und Mathematik II.  
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VI. Schlussbestimmungen 
 

§ 12 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Wintersemester 2012/2013. 
 
 
 
Tübingen, den 16.07.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Geschichtswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Arts 

(B. A.)  

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 19.7.2012 den nachstehenden 
Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den 
Studiengang Geschichtswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Arts 
(B. A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 24.7.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Bachelor-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer, überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
II. Prüfungen im Bachelor-Studiengang 
A. Orientierungsprüfung 
§ 7 Zweck der Orientierungsprüfung 
§ 8 Umfang und Art der Orientierungsprüfung 
§ 9 Zeitpunkt der Orientierungsprüfung 
§ 10 Zeugnis über die Orientierungsprüfung 
B. Zwischenprüfung 
§ 11 Zweck der Zwischenprüfung 
§ 12 Umfang und Art der Zwischenprüfung 
§ 13 Zeitpunkt der Zwischenprüfung 
§ 14 Zeugnis über die Zwischenprüfung 
C. Bachelor-Prüfung 
§ 15 Zweck der Prüfung 
§ 16 Umfang und Art der Bachelor-Prüfung 
III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 17 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 18 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 19 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 20 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 21 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 22 Bewertung der Prüfungsleistungen 
IV. Bachelor-Arbeit 
§ 23 Voraussetzungen für die Zulassung zur Bachelor-Arbeit und etwaigen anderen, am 
Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen 
§ 24 Zulassungsverfahren 
§ 25 Bachelor-Arbeit 
V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
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§ 26 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 27 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
§ 28 Wiederholung der Bachelor-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums zu 
erbringender mündlicher Prüfungen 
VII. Bachelor-Gesamtnote 
§ 29 Bildung der Bachelor-Gesamtnote 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 30 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 31 Urkunde 
§ 32 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
IX. Schlussbestimmungen 
§ 33 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 34 Schutzbestimmungen 
§ 35 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 36 Einsicht in die Prüfungsakten  
§ 37 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Struktur des Bachelor-Studienganges, Studienaufbau, Regelstudienzeit
1  
 
(1) 1Der Fachbereich Geschichtswissenschaft der Philosophischen Fakultät bietet im Fach 
Geschichtswissenschaft einen Bachelor-Studiengang mit akademischer Abschlussprüfung 
Bachelor of Arts (B. A.) (im Folgenden: Bachelor-Studiengang) an.  
 
(2) 1Im Bachelor-Studiengang wird das European Credit Transfer and Accumulation System 
(ECTS) angewendet, d.h. allen Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte 
(Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) zugewiesen, deren jeweilige Anzahl sich nach 
dem voraussichtlich erforderlichen Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden richtet.  
 
(3) 1Der Bachelor-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden 
Module und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt. 3Für die Vermittlung von 
Kompetenzen im Bereich Studium Professionale hat vorrangig die Satzung zum Erwerb 
überfachlicher berufsfeldorientierter Kompetenzen (Studium Professionale) für Bachelor-
studiengänge der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung Geltung. 
  
(4) Der Bachelor-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(5) 1Im Bachelor-Studiengang werden ein Hauptfach und ein Nebenfach studiert. 2Der 
Studienumfang entspricht 180 ECTS-Punkten. 399 ECTS-Punkte entfallen auf das Hauptfach 
(davon 12 ECTS-Punkte auf die Bachelorarbeit) und 60 ECTS-Punkte auf das Nebenfach. 
4Auf den Bereich überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen (Studium Professionale) 
entfallen insgesamt 21 ECTS-Punkte.  
5Falls die Prüfungsordnung einer anderen Fakultät für das Bachelor-Hauptfach mehr als 99 
Leistungspunkte vorsieht, kann der Prüfungsausschuss auf Antrag und nach Abstimmung 
mit dem betroffenen Fach die Bachelor-Prüfung im Nebenfach um ein Modul des dritten 
Studienjahrs reduzieren. 6Im Übrigen gelten die Regelungen über die Bachelor-Prüfung im 
Nebenfach in den Besonderen Teilen. 7Neben der Bachelor-Arbeit kann auch eine mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, eine mündliche Prüfung über den Inhalt 

                                                 
1
 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 

personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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der Bachelor-Arbeit und / oder ein zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium 
vorgesehen werden.  
 
(6) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika sechs Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen.  
 
(7) Für das Studium im Nebenfach an einer anderen Fakultät bzw. einem anderen 
Fachbereich der Fakultät gilt die entsprechende Studien- und Prüfungsordnung der anderen 
Fakultät bzw. des anderen Fachbereichs in der jeweils gültigen Fassung. 
 

§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Bachelor of Arts-Prüfung (im Folgenden: Bachelor-Prüfung) wird 
der akademische Grad „Bachelor of Arts“ (abgekürzt „B. A.“) verliehen. 
 

§ 3 Fächer, Fächerkombinationen, überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen 
 
(1) 1Die wählbaren Module ergeben sich aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und 
werden im Modulhandbuch genauer spezifiziert. 2In einem Bachelor-Studiengang kann 
Geschichtswissenschaft als Hauptfach oder als Nebenfach gewählt werden. 3Wird 
Geschichtswissenschaft als Hauptfach gewählt, können als Nebenfächer alle B.A.-
Nebenfächer der Philosophischen Fakultät sowie der Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Fakultät gewählt werden. Andere Nebenfächer können auf Antrag genehmigt 
werden. Voraussetzung ist grundsätzlich, dass die Nebenfächer 60 LP umfassen. 4Haupt- 
und Nebenfach sind jeweils ein Teilstudiengang. 5Eine doppelte Anrechnung von Modulen im 
Haupt- und Nebenfach ist grundsätzlich ausgeschlossen. 
 
(2) 1Die Voraussetzungen für im Bereich überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen 
angebotene Module ergeben sich außerdem aus der Satzung zum Erwerb überfachlicher 
berufsfeldorientierter Kompetenzen (Studium Professionale) für Bachelorstudiengänge der 
Universität Tübingen. 2Die Leistungen im Bereich Studium Professionale sind für den 
Zeitraum zwischen dem ersten und dem einschließlich sechsten Semester vorgesehen, 
sofern im Besonderen Teil keine abweichenden Regelungen getroffen sind. 
 

§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Philosophische Fakultät einen 
Prüfungsausschuss für die geschichtswissenschaftlichen Studiengänge. 2Der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses, das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren 
Mitglieder sowie deren Stellvertreter werden jeweils von der Fakultät bestellt. 3Der 
Prüfungsausschuss setzt sich aus Fakultätsmitgliedern wie folgt zusammen: 
 
1. 3 hauptberufliche Hochschullehrer aus dem Fachbereich Geschichtswissenschaft,  
2. 1 akademischer Mitarbeiter aus demselben Fachbereich,  
3. 1 Studierender (mit beratender Stimme) des Studiengangs Geschichtswissenschaft.  

 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
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6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des Prüfungs-
ausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – auch mehrfach – 
zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende der laufenden 
Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur Bestellung der 
Neumitglieder im Amt. 
 
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Bachelor-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden Leistungs-
nachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die Termine, zu 
denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt der Bachelor-
Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, dass die 
gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG 
eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
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Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat; sie finden, sofern in der Studien- und 
Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, vor einem 
Prüfer statt. 2Im Verhinderungsfall bestellt der Prüfungsausschuss ein anderes prüfungs-
berechtigtes Mitglied des Fachs, das am Lehrprogramm des Bachelor-Studiengangs beteiligt 
ist. 3Wird bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im Rahmen 
der für die jeweilige Prüfung vorgesehenen regulären Prüfungstermine durchgeführt, so ist 
dasjenige Mitglied des Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die Prüfung an diesem 
regulären Prüfungstermin vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung nicht im Rahmen 
dieser Termine durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Fächern in anderen 
Studiengängen werden angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist 
gegeben, wenn Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang 
und in den Anforderungen denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im 
Wesentlichen entsprechen. 3Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine 
Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von 
Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die außerhalb Deutschlands erbracht 
wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten 
Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu 
beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4) 1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  
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2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 22 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Bachelor-Studiengang 
 

A. Orientierungsprüfung 
 

§ 7 Zweck der Orientierungsprüfung 
 
Mit der Orientierungsprüfung zeigen die Studierenden, dass sie den Anforderungen an ein 
wissenschaftliches Studium in den von ihnen gewählten Studienfächern gewachsen sind und 
dass sie insbesondere die fachlichen und methodischen Fertigkeiten erworben haben, die 
erforderlich sind, um das Studium mit Erfolg fortsetzen zu können. 
 

§ 8 Umfang und Art der Orientierungsprüfung  
 
(1) Die Orientierungsprüfung wird studienbegleitend durchgeführt.  
 
(2) Die Orientierungsprüfung besteht aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen im Haupt- 
und Nebenfach des Bachelor-Studiengangs.  
Art, Inhalt und Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen der Orientierungsprüfung 
sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen und etwaige weitere, besondere Zulassungs-
voraussetzungen ergeben sich aus dem Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung bzw. dem 
Modulhandbuch.  
Art, Inhalt und Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen der Orientierungsprüfung 
sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen und etwaige weitere, besondere Zulassungs-
voraussetzungen im Nebenfach ergeben sich aus der Studien- und Prüfungsordnung bzw. 
dem Modulhandbuch der entsprechenden Fakultät bzw. des entsprechenden Fachbereichs 
in der jeweils gültigen Fassung. 
 
(3) Die Orientierungsprüfung ist bestanden, wenn alle erforderlichen studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen der beiden Fachprüfungen (Haupt- und Nebenfach) bestanden sind und 
die etwaig erforderlichen Ergänzungsleistungen erfolgreich erbracht wurden. 
 
(4) Die Orientierungsprüfungsleistungen sind im Rahmen der Regelungen des Besonderen 
Teils zugleich Bestandteil der studienbegleitenden Prüfungen der Bachelor-Prüfung. 
 



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 13, S. 547 

§ 9 Zeitpunkt der Orientierungsprüfung 
 
1Die gemäß § 8 für die Orientierungsprüfung erforderlichen Leistungen sind bis zum Ende 
des zweiten Semesters zu erbringen. 2Die Prüfungsleistungen können einmal im darauf 
folgenden Semester wiederholt werden. 3Wer diese Prüfungsleistungen nicht spätestens bis 
zum Ende des dritten Semesters erbracht hat, verliert den Prüfungsanspruch, es sei denn, 
die Fristüberschreitung ist vom Studierenden nicht zu vertreten. 4Hierüber entscheidet der 
Prüfungsausschuss, dies kann auch auf Antrag des Studierenden geschehen.   
 

§ 10 Zeugnis über die Orientierungsprüfung 
 
(1) 1Über die bestandene Orientierungsprüfung wird auf schriftlichen Antrag ein Zeugnis 
ausgestellt, welches die in den Modulen erzielten Noten und die Gesamtnote der 
Orientierungsprüfung enthält. 2Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu unterzeichnen. 3Es trägt das Datum des Tages, an dem die letzte zur 
Orientierungsprüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 
 
(2) Die Gesamtnote der Orientierungsprüfung errechnet sich aus dem Durchschnitt der 
beiden Fachnoten (Haupt- und Nebenfach) der Orientierungsprüfung, wobei die Fachnote für 
das Hauptfach zweifach und die Fachnote für das Nebenfach einfach zu gewichten ist. § 22 
Abs. 2 gilt entsprechend. Die Berechnung der Fachnote für das Hauptfach Geschichts-
wissenschaft und die Berechnung der Fachnote für das Nebenfach Geschichtswissenschaft 
werden im Besonderen Teil dieser Studien- und Prüfungsordnung geregelt.  
Für die Berechnung der Fachnote für das Studium im Nebenfach an einer anderen Fakultät 
bzw. einem anderen Fachbereich der Fakultät gilt die entsprechende Studien- und 
Prüfungsordnung der anderen Fakultät bzw. des anderen Fachbereichs in der jeweils 
gültigen Fassung. 
 

B. Zwischenprüfung 
 

§ 11 Zweck der Zwischenprüfung  
 
Mit der Zwischenprüfung zeigen die Studierenden, dass sie das Ziel des zweiten 
Studienjahres im Wesentlichen erreicht haben und damit in den von ihnen studierten 
Fächern die Grundkenntnisse, das methodische Instrumentarium und die systematische 
Orientierung erworben haben, um ihren Bachelor-Studiengang erfolgreich abschließen zu 
können.  
 

§ 12 Umfang und Art der Zwischenprüfung  
 
(1) Die Zwischenprüfung wird studienbegleitend durchgeführt.  
 
(2) Die Zwischenprüfung besteht aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen im Haupt- und 
Nebenfach des Bachelor-Studiengangs.  
Art, Inhalt und Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen der Zwischenprüfung 
sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen und etwaige weitere, besondere Zulassungs-
voraussetzungen ergeben sich aus dem Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung bzw. dem 
Modulhandbuch. 
Art, Inhalt und Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen der Zwischenprüfung 
sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen und etwaige weitere, besondere Zulassungs-
voraussetzungen im Bachelor-Nebenfach ergeben sich aus der Studien- und 
Prüfungsordnung bzw. dem Modulhandbuch der entsprechenden Fakultät bzw. des 
entsprechenden Fachbereichs in der jeweils gültigen Fassung. 
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(3) Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn alle erforderlichen studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen der beiden Fachprüfungen (Haupt- und Nebenfach) bestanden sind und 
die etwaig erforderlichen Ergänzungsleistungen erfolgreich erbracht wurden.  
 
(4) Die Zwischenprüfungsleistungen sind im Rahmen der Regelungen des Besonderen Teils 
zugleich Bestandteil der studienbegleitenden Prüfungsleistungen der Bachelor-Prüfung.  
 

§ 13 Zeitpunkt der Zwischenprüfung  
 
1Die gemäß § 12 für die Zwischenprüfung erforderlichen Leistungen sind bis zum Ende des 
vierten Semesters zu erbringen. 2Die Prüfungsleistungen können einmal wiederholt werden. 
3Der Prüfungsanspruch für die Zwischenprüfung und für die einzelnen Prüfungsleistungen 
der Zwischenprüfung geht verloren, wenn diese Prüfungsleistungen einschließlich etwaiger 
Wiederholungen nicht bis zum Ende des sechsten Semesters erfolgreich abgelegt worden 
sind, es sei denn, die Fristüberschreitung ist vom Studierenden nicht zu vertreten. 4Hierüber 
entscheidet der Prüfungsausschuss, dies kann auch auf Antrag des Studierenden 
geschehen.   
 

§ 14 Zeugnis über die Zwischenprüfung  
 
(1) 1Über die bestandene Zwischenprüfung wird auf schriftlichen Antrag ein Zeugnis 
ausgestellt, welches die in den Modulen erzielten Noten und die Gesamtnote der 
Zwischenprüfung enthält. 2Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
unterzeichnen. 3Es trägt das Datum des Tages, an dem die letzte zur Zwischenprüfung 
gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 
 
(2) Die Gesamtnote der Zwischenprüfung errechnet sich aus dem Durchschnitt der beiden 
Fachnoten (Haupt- und Nebenfach) der Zwischenprüfung, wobei die Fachnote für das 
Hauptfach zweifach und die Fachnote für das Nebenfach einfach zu gewichten ist. § 22 Abs. 
2 gilt entsprechend. Die Berechnung der Fachnote für das Hauptfach 
Geschichtswissenschaft und die Berechnung der Fachnote für das Nebenfach 
Geschichtswissenschaft werden im Besonderen Teil dieser Studien- und Prüfungsordnung 
geregelt. 
Für die Berechnung der Fachnote für das Studium im Nebenfach an einer anderen Fakultät 
bzw. einem anderen Fachbereich der Fakultät gilt die entsprechende Studien- und 
Prüfungsordnung der anderen Fakultät bzw. des anderen Fachbereichs in der jeweils 
gültigen Fassung. 
 

C. Bachelor-Prüfung 
 

§ 15 Zweck der Prüfung 
 
1Die Bachelor-Prüfung in Geschichtswissenschaft  bildet einen ersten berufsqualifizierenden 
Regel-Abschluss auf dem Gebiet der Geschichtswissenschaft. 2Mit der Bachelor-Prüfung 
weisen die Studierenden nach, dass 
 

- sie in ihrem Hauptfach über ein breites Grundwissen und eine systematische 
Orientierung sowie über vertiefte Kenntnisse  verfügen und das methodische 
Instrumentarium dieses Fachs in dem Maße beherrschen, das für die Anwendung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse in verschiedenen Praxisfeldern notwendig ist; 

- sie in ihrem Nebenfach außer Grundkenntnissen über eine systematische Orientierung 
verfügen und das wesentliche methodische Instrumentarium beherrschen, 

- sie sich durch den Erwerb von überfachlichen, berufsfeldorientierten 
Zusatzqualifikationen mit der praktischen Umsetzung ihrer im Bachelor-Studium 
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erworbenen wissenschaftlichen Erkenntnisse vertraut gemacht haben. 
 

§ 16 Umfang und Art der Bachelor-Prüfung 
  
(1) 1Die Bachelor-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen im Haupt- 
und  Nebenfach und der Bachelorarbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Bachelor-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit gehörigen 
Abschluss-Kolloquium, sie ist bestanden, wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im 
Besonderen Teil bzw. dem Modulhandbuch ist geregelt, in welchen Modulen endnoten-
relevante studienbegleitende Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen im Bachelor-Hauptfach sind im Besonderen 
Teil dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
Art, Inhalt und Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen sowie die 
Prüfungsanforderungen und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen im 
Bachelor-Nebenfach ergeben sich aus der Studien- und Prüfungsordnung bzw. dem 
Modulhandbuch der entsprechenden Fakultät bzw. des entsprechenden Fachbereichs in der 
jeweils gültigen Fassung. 
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 17 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen 
Prüfungsleistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungs-
leistungen erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die Vergabe von 
ECTS-Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese mindestens 
„ausreichend“ lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
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ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen 
Ergänzungsleistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
 

§ 18 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch.  3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach 
gleichen Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Bachelor-Arbeit sowie 
etwa zu dieser gehörige mündliche Bachelorprüfungen, zu dieser gehörige Kolloquien und 
mündliche Prüfungen über den Inhalt der Bachelor-Arbeit sind nicht studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der 
Lehrveranstaltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die 
an derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
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§ 19 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. an der Universität Tübingen im betreffenden Fach des Bachelor-Studienganges 

eingeschrieben ist,  
2. seinen Prüfungsanspruch im betreffenden Fach des Bachelor-Studienganges nicht 

verloren hat,  
3. die Bachelor- bzw. Abschluss-Prüfung im betreffenden Fach nicht endgültig nicht 

bestanden hat,  
4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1.  die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2.  die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Bachelor-Studienganges oder in einem nach Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 5Andere Ablehnungsgründe 
sind nicht zulässig.  
 

§ 20 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen und 
mündliche Präsentationen. 
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Durch die mündlichen Prüfungen soll ferner 
festgestellt werden, ob der Kandidat über ein breites Grundlagenwissen verfügt. 3Darüber 
hinaus kann dem Kandidaten Gelegenheit gegeben werden, als Gegenstand mündlicher 
Prüfungen eingegrenzte Themen (Spezialgebiete) zu benennen. 4Die Dauer einer 
mündlichen Prüfung beträgt je Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten. 5Mündliche 
Prüfungen, die auf mehr als 20 Minuten Dauer angelegt sind, finden in Gegenwart eines 
Beisitzers statt.  
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
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§ 21 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren, Hausarbeiten und 
Essays. 
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
 

§ 22 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut    = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch 

den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 

Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genügt. 

 

3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 

(3) 
1
Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 

zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach 

Leistungspunkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 
2
Dabei werden 

zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen. 
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gelten Absatz 2 und Abs. 3 
Satz 2 entsprechend.  
 
(5) Für die Bildung der Gesamtnoten (§§ 10 und 14) gelten die Absätze 2 und 3 



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 13, S. 553 

entsprechend. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 

IV. Bachelor-Arbeit 
 

§ 23 Voraussetzungen für die Zulassung zur Bachelor-Arbeit und etwaigen anderen, 
am Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen  
 
Zur Bachelor-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende 
des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und / oder 
dem etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium kann nur 
zugelassen werden, wer: 
 
1.  die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 19 Abs. 2 erfüllt, 
2.  die Orientierungsprüfung in den Studienfächern seines Studiengangs bestanden hat, 
3.  die nach dieser Prüfungsordnung etwa geforderte Zwischenprüfung in den Studien-

fächern seines Studiengangs bestanden hat, 
4.  die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
 
§ 24 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Bachelor-Arbeit sowie der etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Bachelor-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit gehörigen 
Abschluss-Kolloquium (Meldung) ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist 
der Studiengang anzugeben und gegebenenfalls der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer 
zu benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 23 Ziff. 1-5 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Bachelor-

Studiengang oder in einem nach § 19 Abs. 2 vergleichbaren Studiengang an einer 
Hochschule verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Bachelor- bzw. Abschluss-
Prüfung im betreffenden Fach oder in einem nach § 19 Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang an einer Hochschule endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in 
einem laufenden Prüfungsverfahren in demselben oder einem nach § 19 Abs. 2 
vergleichbaren Studiengang befindet. 4Fehlversuche an anderen bundesdeutschen 
Universitäten oder gleichgestellten Hochschulen in der Bundesrepublik werden 
angerechnet. 

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Bachelor-Studienganges oder in einem nach § 19 
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Abs. 2 vergleichbaren Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 4Andere 
Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 

§ 25 Bachelor-Arbeit  
 
(1) 1Die Bachelor-Arbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der 
Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaft-
lichen Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich 
darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich der Geschichtswissenschaft zu entnehmen; es 
soll in der Regel von einem Prüfer nach § 5 aus dem Themenbereich eines Aufbaumoduls im 

dritten Jahr gestellt werden. 
4
Findet der Prüfling keine Themenstellung für die Bachelor-

Arbeit, so sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag dafür, 
dass der Prüfling rechtzeitig ein Thema für seine Bachelor-Arbeit erhält. 5Das Thema wird 
über den Prüfungsausschuss ausgegeben, der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind 
aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema 
der Bachelor-Arbeit zu machen; ein Anspruch auf deren Berücksichtigung besteht jedoch 
nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Bachelor-Arbeit beträgt 9 Wochen, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Bachelor-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Bachelor-Arbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in einem gebundenen Exemplar 
beim Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 

Dateiformat einzureichen. 
3
Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 

Bachelor-Arbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert. 5Das 
Bewertungsverfahren soll spätestens 4 Wochen nach Abgabe der Arbeit abgeschlossen 
sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit 
oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die Frist einzuhalten, kann der 
Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Bachelor-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung 
beizufügen, in der er versichert, dass er die Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als 
die angegebenen Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus 
anderen Werken übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die 
Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen Prüfungs-
verfahrens gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen 
bereits veröffentlicht hat  sowie dass das in Dateiform eingereichte Exemplar mit 
eingereichten gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Bachelor-Arbeit wird von einem Prüfer bewertet, der der Betreuer der Arbeit sein 
kann. 2§ 22 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend.  
 
(6) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-
Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und ein etwaig 
gefordertes, zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten, soweit hier, im 
Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes 
geregelt ist, die Regelungen über mündliche Prüfungsleistungen entsprechend. 2Sie werden 
von einem Prüfer bewertet und finden in zusätzlicher Gegenwart eines Beisitzers statt, für 
die Benotung gilt § 22.  
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V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 

§ 26 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt, ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens 
„ausreichend“ (4,0) ist. 2Die Bachelor-Arbeit sowie eine etwaig geforderte mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der 
Bachelor-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-
Kolloquium sind bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet 
wurden. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Bachelor-Arbeit 
nicht bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem 
Umfang die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der 
Bachelor-Arbeit kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und 
Weise erfolgen. 3Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des 
Bachelor-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und ein etwaig 
gefordertes, zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten die Regelungen zur 
Bachelor-Arbeit in den Sätzen 1 und 2 entsprechend. 
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung, die Orientierungsprüfung 
oder die Zwischenprüfung  endgültig nicht bestanden, wird ihm auf seinen Antrag gegen 
Vorlage der entsprechenden Nachweise und der Exmatrikulationsbescheinigung vom 
Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen 
und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur jeweiligen Prüfung noch 
fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die Prüfung nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studien-
ganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 

§ 27 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Für die Wiederholung der zur Orientierungs- bzw. zu einer evtl. Zwischenprüfung 
gehörenden studienbegleitenden Prüfungsleistungen gelten die Regelungen der §§ 9 und 
13, sonstige studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als 
nicht bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß 
§ 19 Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden 
Wiederholungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die Prüfungs-
leistungen wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit einschließlich 
„ausreichend“ (4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen des ersten 
Prüfungsversuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist - unter Beachtung der in §§ 9 und 13 genannten 
Orientierungs- und Zwischenprüfungsfristen - in dem auf die nicht bestandene Prüfung 
folgenden Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und 
findet in der Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung 
vorgesehenen regulären Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die 
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Wiederholungsprüfung ist diese mit „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der 
Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser 
Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann.    
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der 
Wiederholungsprüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in 
diesem Fall spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 

§ 28 Wiederholung der Bachelor-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des 
Studiums zu erbringender mündlicher Prüfungen  
 
(1) 1Eine Bachelor-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 4 Wochen der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Bachelor-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
(3) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-
Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und ein etwaig 
gefordertes, zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten jeweils die 
Vorschriften des Abs. 1 Satz 1, 2 und Abs. 2 entsprechend. 
 

VII. Bachelor-Gesamtnote  
 

§ 29 Bildung der Bachelor-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, so wird eine Bachelor-Gesamtnote gebildet, wobei 
als Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Bachelor-Gesamtnote ergibt sich aus dem Durchschnitt der Fachnoten im Haupt- 
und Nebenfach, wobei die Note im Hauptfach fünffach und die Note im Nebenfach dreifach 
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zu gewichten ist. 2Für die Bachelor-Note gelten § 22 Abs. 2 und § 22 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend. Die Berechnung der Fachnote für das Hauptfach Geschichtswissenschaft und 
die Berechnung der Fachnote für das Nebenfach Geschichtswissenschaft werden im 
Besonderen Teil dieser Studien- und Prüfungsordnung geregelt. 
Für die Berechnung der Fachnote für das Studium im Nebenfach an einer anderen Fakultät 
bzw. einem anderen Fachbereich der Fakultät gilt die entsprechende Studien- und 
Prüfungsordnung der anderen Fakultät bzw. des anderen Fachbereichs in der jeweils 
gültigen Fassung. 
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 

§ 30 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis  werden neben der Bachelor-Gesamtnote die einzelnen Fachnoten (Hauptfach und 
Nebenfach) und das Thema der Bachelor-Arbeit eingetragen. 3Das Zeugnis wird vom Dekan 
der Philosophischen Fakultät unterzeichnet. 4Es trägt das Datum des Tages, an dem die 
letzte zur Bachelor-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 5Es wird in 
deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Bachelor-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
ECTS-Punkte im fachspezifischen Bereich sowie im Bereich überfachlicher 
berufsfeldorientierter Kompetenzen, 

- die Modulnoten, 
- die Note der Bachelor-Arbeit und einer etwaig vorgesehenen mündlichen 

Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den 
Inhalt der Bachelor-Arbeit bzw. eines etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit 
gehörigen Abschluss-Kolloquiums. 

 

3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
 

§ 31 Urkunde 
 
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Bachelor-Prüfung erhält der Kandidat eine Bachelor-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Bachelorgrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Bachelor-Urkunde wird vom Dekan unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität 
versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
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§ 32 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Bachelor-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten 
hierüber vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Bachelor-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Bachelor-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 

IX. Schlussbestimmungen  
 

§ 33 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich  in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Bachelor-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
einen Werktag (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei mündlichen 
Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens drei Werktage (ohne Samstage) vor 
dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
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§ 34 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Orientierungsprüfung und die Zwischenprüfung 
innerhalb einer angemessenen Frist nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung hierfür 
vorgesehenen Fristen abzulegen. 2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum 
eine Verlängerung der Fristen beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die 
Dauer der Verlängerung. 3Dem Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere 
ärztliche Atteste, beizulegen. 4In besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage 
eines amtsärztlichen Attestes verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in 
den Voraussetzungen unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob 
die vorstehend genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie 
gegebenenfalls die neu festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 

§ 35 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Orientierungsprüfung, die Zwischenprüfung bzw. die Bachelor-
Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die 
Orientierungsprüfung, die Zwischenprüfung bzw. die Bachelor-Prüfung für nicht bestanden 
erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Bachelorgrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
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einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Bachelor-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 

§ 36 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Bachelor-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Bachelor-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten und ebenfalls 
innerhalb eines Jahres in die Protokolle zu einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Bachelor-Arbeit bzw. zu einem etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 

§ 37 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft in Kraft. 2Sie gilt erstmals für 
das Wintersemester 2012/13. 3Studierende, die ihr Bachelor-Studium in Geschichts-
wissenschaft vor dem vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, sind auf 
schriftlichen Antrag, der bis spätestens 31. 03. 2013 beim Prüfungsamt der Philosophischen 
Fakultät eingegangen sein muss, berechtigt, die Bachelor-Prüfung in Geschichtswissen-
schaft an der Universität Tübingen nach den bislang geltenden Regelungen abzulegen. 
4Wird ein Antrag nach Satz 3 nicht gestellt, so gelten die Regelungen dieser Satzung. 
5Bisher erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen werden dann nach der aufgrund dieser 
Satzung geltenden Neuregelung angerechnet. 6Ein zusätzlicher Prüfungsanspruch wird 
durch diese Satzung nicht erworben; Fehlversuche bei der Erbringung einer 
Prüfungsleistung nach der bisher geltenden Regelung werden angerechnet. 
 
 
 
Tübingen, den 24.7.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Geschichtswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Arts 

(B. A.) - Besonderer Teil -  

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 19.7.2012 den nachstehenden 
Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den 
Studiengang Geschichtswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Arts 
(B. A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 24.7.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil für das Fach Geschichtswissenschaft des Fachbereichs 
Geschichtswissenschaft der Philosophischen Fakultät 
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
IV. Orientierungsprüfung 
§ 8 Art, Umfang und Durchführung der Orientierungsprüfung 
V. Zwischenprüfung   
§ 9 Art, Umfang und Durchführung der Zwischenprüfung 
VI. Bachelor-Prüfung und Bachelor-Gesamtnote 
§ 10 Art und Durchführung der Bachelor-Prüfung 
§ 11 Bachelorarbeit 
§ 12 Bildung der Bachelor-Gesamtnote 
VII. Schlussbestimmungen 
§ 13 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 
Geschichtswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Arts (B. A.) – 
Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit 
hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
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I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 

§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  

 
(1)  1

Das Studium des B.A. in Geschichtswissenschaft dient der Aneignung langfristiger, auf 
systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter 
grundlegender wissenschaftlicher Qualifikationen, die eine erste allgemeine, wissenschaftlich 
fundierte, berufsbezogene Qualifikation der Studierenden im Bereich der Geschichts-

wissenschaft begründen. 
2Das Fach umfasst wissenschaftliche Fragestellungen aus den 

Bereichen der Antike, des Mittelalters und der Neuzeit (bis zur Gegenwart) sowie, zeitlich 

übergreifend, der Historischen Hilfswissenschaften. 
3
Dabei finden geographisch der 

europäisch-atlantisch-mediterrane Raum einschließlich Kleinasiens (Antike), Osteuropas und 
Nordamerikas (Neuzeit) sowie die Geschichtliche Landeskunde Südwestdeutschlands 

(Mittelalter und Neuzeit) in vergleichender Perspektive Berücksichtigung. 
4
Die Studierenden 

werden dazu angeleitet, sich durch gründliches, kritisches Studium von Quellen, 
Darstellungen und maßgeblichen Forschungsbeiträgen profunde Fachkenntnisse und ein 
breites Überblickswissen anzueignen, das größere historische Zusammenhänge herzustellen 
vermag und wichtige Strukturen, Prozesse, Ereignisse und Phänomene damit begründet zu 

verknüpfen versteht. 
5
Sie lernen, wissenschaftliche Fragestellungen aus den in Satz 2 

genannten Gebieten selbständig zu bearbeiten. 
6
Dazu gehören insbesondere die sichere 

Beherrschung der geschichtswissenschaftlichen Methoden, Vertrautheit mit den 
theoretischen Grundlagen historischer Analyse, Sicherheit in der Anwendung historischer 
Begriffe und klare geographische Vorstellungen sowie die Fähigkeit zum Gebrauch der 
einschlägigen wissenschaftlichen Hilfsmittel.  
 

(2) 
1
Die Regelstudienzeit im Bachelor-Studiengang Geschichtswissenschaft ist in § 1 Abs. 6 

des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
2
Der Erwerb von insgesamt 180 

Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen B.A.-Studiengang erfolgreich 
abzuschließen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der 
Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen 
Fassung geregelt.  
 
(3) 1Für das Studium der Geschichtswissenschaft im Hauptfach wie im Nebenfach des B.A.-
Studiengangs sind ausreichende Kenntnisse des Lateinischen sowie des Englischen und 
einer weiteren Fremdsprache notwendig, die zur Lektüre wissenschaftlicher Texte und zur 
Bearbeitung von Quellen in diesen Sprachen befähigen. 2Der Nachweis ausreichender 
Lektürefähigkeit im Englischen und einer weiteren Fremdsprache erfolgt in der Regel durch 
das Abiturzeugnis oder entsprechende Dokumente (z. B. Bescheinigungen über erfolgreich 
besuchte Sprachkurse, in der Regel mindestens bis Erreichen des Niveaus B1+). 
3Ausreichende Kenntnisse des Lateinischen werden durch das erfolgreiche Absolvieren der 
Grundmodule 2 und 3 nachgewiesen. 4Die Vorlage der Nachweise über die in Satz 1 
genannten Fremdsprachenkenntnisse ist Voraussetzung für das Ausstellen des 
Zwischenprüfungszeugnisses und der Bachelor-Urkunde.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 

(1) 
1
Der Bachelor-Studiengang Geschichtswissenschaft kann als Haupt- oder als Nebenfach 

studiert werden. 
2
Er gliedert sich in drei Studienjahre. 

3
Das erste Jahr schließt mit der 

Orientierungsprüfung, das zweite mit der Zwischenprüfung und das dritte mit der 
Bachelorprüfung ab.  
 
(2) Das Studium der Geschichtswissenschaft als Hauptfach erfordert die regelmäßige 
Teilnahme an folgenden Modulen mit einem Gesamtumfang von insgesamt 99 ECTS-
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Punkten: 
 

A. Pflichtbereich 
 
In den Grundmodulen werden epochenübergreifend (Grundmodul 1) und jeweils 
epochenspezifisch (Grundmodule 2 bis 4) die methodischen und propädeutischen 
Grundkenntnisse für die geschichtswissenschaftliche Arbeit vermittelt und eingeübt. Die 
Grundmodule können in beliebiger Reihenfolge während der ersten zwei Studienjahre 
absolviert werden; sie erstrecken sich jeweils über höchstens zwei aufeinander folgende 
Semester. In mindestens einem der Grundmodule 2 bis 4 muss die Modulprüfung als 
15minütige mündliche Vorlesungsprüfung abgelegt werden. In Übungen werden 
Modulprüfungen in der Regel als schriftliche Leistungen (Umfang: ca. 5 Seiten) oder, nach 
Maßgabe des jeweiligen Lehrenden, als 15minütige mündliche Prüfungen erbracht. Im 
Übrigen ergeben sich die in den Grundmodulen zu erbringenden Studien- und 
studienbegleitenden Prüfungsleistungen aus dem Modulhandbuch. 
In den beiden Aufbaumodulen werden die in den Grundmodulen erworbenen Fähigkeiten 
und Kenntnisse an exemplarischen Themenfeldern im Hinblick auf selbständiges 
wissenschaftliches Arbeiten vertieft. Die Aufbaumodule können in beliebiger Reihenfolge 
nach Abschluss der vier Grundmodule absolviert werden; sie erstrecken sich jeweils über 
höchstens zwei aufeinander folgende Semester. Mit den Aufbaumodulen sind zwei Epochen 
der Geschichte zu berücksichtigen. Im Übrigen ergeben sich die in den Aufbaumodulen zu 
erbringenden Studien- und studienbegleitenden Prüfungsleistungen aus dem 
Modulhandbuch. 
 

Semester  
 

Modul-
Nr.  

Modulbezeichnung  ECTS-
Punkte  

 
1-2 

GES-BA-
GM1 

Grundmodul 1: Einführung in die methodischen, 
theoretischen und historiographischen Grundlagen der 
Geschichtswissenschaft 6 

 
1-4 

GES-BA-
GM2 

Grundmodul 2:  Einführung in die Geschichte der Antike 
12 

 
1-4 

GES-BA-
GM3 

Grundmodul 3:  Einführung in die Geschichte des Mittelalters 
12 

 
1-4 

GES-BA-
GM4 

Grundmodul 4:  Einführung in die Geschichte der Neuzeit 
12 

 
5-6 

GES-BA-
AM1/2/3 

Aufbaumodul 1: Vertiefung und Spezialisierung I 
 15 

 
5-6 

GES-BA-
AM1/2/3 

Aufbaumodul 2:  Vertiefung und Spezialisierung II 
 15 

 GES-BA-
PM 

Prüfungsmodul: Bachelor-Arbeit 
 12 

 

B. Wahlbereich 
 

Im Wahlbereich sind beliebige Lehrveranstaltungen zur Geschichtswissenschaft oder zu 
fachnahen Gebieten (mit Ausnahme von Pflichtveranstaltungen des gewählten Nebenfachs) 
im Gesamtumfang von 15 ECTS-Punkten erfolgreich zu absolvieren. Aus fachnahen 
Gebieten können maximal sechs Leistungspunkte angerechnet werden; über die 
Anerkennung von Lehrveranstaltungen in fachnahen Gebieten entscheidet der zuständige 
Prüfungsausschuss, der diese Zuständigkeit an ein geschäftsführendes Mitglied delegieren 
kann. Die Lehrveranstaltungen des Wahlbereichs können während des gesamten B.A.-
Studiums belegt werden. Noten in Lehrveranstaltungen des Wahlbereichs werden bei der 
Berechnung der Fachnote und der Bachelor-Gesamtnote nicht berücksichtigt. 
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C. Überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen 
 

In diesem Bereich sind insgesamt 21 ECTS-Punkte zu erwerben. Studiengangrelevante 
Praktika können in der Regel im Umfang von maximal 12 ECTS-Punkten angerechnet 
werden; über Ausnahmen entscheidet auf Antrag der Prüfungsausschuss, der diese 
Zuständigkeit an ein geschäftsführendes Mitglied delegieren kann. Die Lehrveranstaltungen 
zum Erwerb überfachlicher berufsfeldorientierter Kompetenzen können während des 
gesamten B.A.-Studiums belegt werden. 
Noten in Lehrveranstaltungen und Praktika zum Erwerb überfachlicher berufsfeldorientierter 
Kompetenzen werden bei der Berechnung der Fachnote und der Bachelor-Gesamtnote nicht 
berücksichtigt. 
 
(3) Das Studium der Geschichtswissenschaft als Nebenfach erfordert die regelmäßige 
Teilnahme an folgenden Modulen mit einem Gesamtumfang von insgesamt 60 ECTS-
Punkten: 

 
Pflichtbereich 

In den Grundmodulen werden epochenübergreifend (Grundmodul 1) und jeweils 
epochenspezifisch (Grundmodule 2 bis 4) die methodischen und propädeutischen 
Grundkenntnisse für die geschichtswissenschaftliche Arbeit vermittelt und eingeübt. Die 
Grundmodule können in beliebiger Reihenfolge während der ersten zwei Studienjahre 
absolviert werden; sie erstrecken sich jeweils über höchstens zwei aufeinander folgende 
Semester. In mindestens einem der Grundmodule 2 bis 4 muss die Modulprüfung als 
15minütige mündliche Vorlesungsprüfung abgelegt werden. In Übungen werden 
Modulprüfungen in der Regel als schriftliche Leistungen (Umfang: ca. 5 Seiten) oder, nach 
Maßgabe des jeweiligen Lehrenden, als 15minütige mündliche Prüfungen erbracht. Im 
Übrigen ergeben sich die in den Grundmodulen zu erbringenden Studien- und 
studienbegleitenden Prüfungsleistungen aus dem Modulhandbuch. 
In den Teil-Aufbaumodulen werden die in den Grundmodulen erworbenen Fähigkeiten und 
Kenntnisse an exemplarischen Themenfeldern im Hinblick auf selbständiges 
wissenschaftliches Arbeiten vertieft. Die beiden Teil-Aufbaumodule sind nach Abschluss der 
vier Grundmodule zu absolvieren und können sich auf eine oder mehrere Epoche(n) der 
Geschichte beziehen. Im Übrigen ergeben sich die in den Teil-Aufbaumodulen zu 
erbringenden Studien- und studienbegleitenden Prüfungsleistungen aus dem 
Modulhandbuch. 
 
Semester  
 

Modul-
Nr.  

Modulbezeichnung  ECTS-
Punkte  

 
1-2 

GES-BA-
GM1 

Grundmodul 1: Einführung in die methodischen, 
theoretischen und historiographischen Grundlagen der 
Geschichtswissenschaft 6 

 
1-4 

GES-BA-
GM2 

Grundmodul 2:  Einführung in die Geschichte der Antike 
12 

 
1-4 

GES-BA-
GM3 

Grundmodul 3:  Einführung in die Geschichte des Mittelalters 
12 

 
1-4 

GES-BA-
GM4 

Grundmodul 4:  Einführung in die Geschichte der Neuzeit 
12 

 
5-6 

GES-BA-
AM1/2/3 
(T) 

Teil-Aufbaumodul 1: Vertiefung und Spezialisierung I 
 

9 

 
5-6 

GES-BA-
AM1/2/3 
(T) 

Teil-Aufbaumodul 2: Vertiefung und Spezialisierung II  
 

9 
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II. Vermittlung der Studieninhalte 
 

§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1
Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 

 
1. Vorlesungen 
2. Seminare 
3. Übungen  
4. Repetitorien. 
 

2
Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 

Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen 
Lehrveranstaltungen sollen insbesondere fachspezifische Arbeitstechniken und auch 

überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen vermittelt werden. 
4
Außerdem sollen die 

Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Bachelorstudiengang Geschichtswissenschaft ist in 
der Regel deutsch. 
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im Modulhandbuch 
angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 

§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 Abs. 2 
(Hauptfach) bzw. § 3 Abs. 3 (Nebenfach) des Besonderen Teils der Studien- und 
Prüfungsordnung bzw. dem Modulhandbuch.  
 

IV. Orientierungsprüfung 
 

§ 8 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen; Art, Umfang und Durchführung der 
Orientierungsprüfung 
 
(1) Fachliche Zulassungsvoraussetzung im Hauptfach ist die regelmäßige und erfolgreiche 
Teilnahme an den Lehrveranstaltungen des Grundmoduls 1 und eines der Grundmodule 2 
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bis 4. 
 
(2) Fachliche Zulassungsvoraussetzung im Nebenfach Geschichtswissenschaft ist die 
regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den Lehrveranstaltungen eines Grundmoduls 
oder zweier Grundmodule. 
 
(3) Die Orientierungsprüfung besteht im Hauptfach aus den studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen des Grundmoduls 1 und eines der Grundmodule 2 bis 4 (insgesamt 18 
LP). 
(4) Die Orientierungsprüfung besteht im Nebenfach Geschichtswissenschaft aus 
studienbegleitenden Prüfungsleistungen eines Grundmoduls oder zweier Grundmodule 
(insgesamt 12 LP). 
 
(5) 1Die Fachnote ergibt sich aus dem nach Leistungspunkten gewichteten Durchschnitt der 
Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2§ 22 Absatz 2 und 3 des Allgemeinen Teils 
gelten entsprechend. 
 

V. Zwischenprüfung 
 

§ 9 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen; Art, Umfang und Durchführung der 
Zwischenprüfung 
 
(1) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Hauptfach sind 
 
1. die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den Lehrveranstaltungen der 

Grundmodule 1 bis 4, 
2. der Nachweis der Orientierungsprüfung, 
3. die gemäß § 2 Abs. 3 nachzuweisenden Fremdsprachenkenntnisse. 
 
(2) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Nebenfach Geschichtswissenschaft sind  
 
1. die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den Lehrveranstaltungen der 

Grundmodule 1 bis 4, 
2. der Nachweis der Orientierungsprüfung, 
3. die gemäß § 2 Abs. 3 nachzuweisenden Fremdsprachenkenntnisse. 
 
(3) Die Zwischenprüfung besteht im Hauptfach aus den studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen der Grundmodule 1 bis 4. 
 
(4) Die Zwischenprüfung besteht im Nebenfach Geschichtswissenschaft aus den 
studienbegleitenden Prüfungsleistungen der Grundmodule 1 bis 4. 
 
(5) 1Die Fachnote ergibt sich aus dem nach Leistungspunkten gewichteten Durchschnitt der 
Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2§ 22 Absatz 2 und 3 des Allgemeinen Teils 
gelten entsprechend. 
 

VI. Bachelor-Prüfung und Bachelor-Gesamtnote 
 

§ 10 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen; Art und Durchführung der Bachelor-
Prüfung 
 
(1) Fachliche Voraussetzung für die Zulassung zum Prüfungsmodul (Bachelor-Arbeit) ist 
neben den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen der Nachweis 
der Zwischenprüfung im Hauptfach sowie die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an 
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den Lehrveranstaltungen eines Aufbaumoduls zu der Epoche, dem das Thema der Bachelor-
Arbeit entstammt. 
 
(2) Die Bachelorprüfung im Hauptfach besteht gemäß § 16 des Allgemeinen Teils aus den in 
§ 3 Abs. 2 des Besonderen Teils genannten Studienleistungen und studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen in den Grund- und Aufbaumodulen sowie dem Prüfungsmodul (Bachelor-
Arbeit). 
 
(3) Fachliche Zulassungsvoraussetzung im Nebenfach ist neben den im Allgemeinen Teil 
dieser Ordnung genannten Voraussetzungen der Nachweis der Zwischenprüfung sowie die 
regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den Lehrveranstaltungen der beiden Teil-
Aufbaumodule. 
 
(4) Die Bachelorprüfung im Nebenfach Geschichtswissenschaft besteht gemäß § 16 des 
Allgemeinen Teils aus den in § 3 Abs. 3 des Besonderen Teils genannten Studienleistungen 
und studienbegleitenden Prüfungsleistungen in den Grund- und Teil-Aufbaumodulen. 
 

§ 11 Bachelor-Arbeit 
 
Die Bachelor-Arbeit ist in § 25 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt.  
 

§ 12 Bildung der Bachelor-Gesamtnote 
 
(1) Die Note im Hauptfach ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren Regelungen in § 
29 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung wie folgt: 
 
Note der Zwischenprüfung 40% 
Aufbaumodul 1 20% 
Aufbaumodul 2 20% 
Prüfungsmodul Bachelor-Arbeit 20% 
 
(2) Die Note im Nebenfach Geschichtswissenschaft ergibt sich unter Berücksichtigung der 
weiteren Regelungen in § 29 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung wie folgt:, 
 
Note der Zwischenprüfung 70% 
Teil-Aufbaumodul 1 15% 
Teil-Aufbaumodul 2 15% 
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VII. Schlussbestimmungen 
 

§ 13 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Wintersemester 2012/13. 
3Studierende, die ihr Bachelor-Studium in Geschichtswissenschaft vor dem vorstehend 
genannten Semester aufgenommen haben, sind auf schriftlichen Antrag, der bis spätestens 
31.03.2013 beim Prüfungsamt der Philosophischen Fakultät eingegangen sein muss, 
berechtigt, die Bachelor-Prüfung in Geschichtswissenschaft an der Universität Tübingen 
nach den bislang geltenden Regelungen abzulegen. 4Wird ein Antrag nach Satz 3 nicht 
gestellt, so gelten die Regelungen dieser Satzung. 5Bisher erbrachte Studien- und 
Prüfungsleistungen werden dann nach der aufgrund dieser Satzung geltenden Neuregelung 
angerechnet. 6Ein zusätzlicher Prüfungsanspruch wird durch diese Satzung nicht erworben; 
Fehlversuche bei der Erbringung einer Prüfungsleistung nach der bisher geltenden Regelung 
werden angerechnet. 
 
 
 
Tübingen, den 24.7.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Vorderasiatische Archäologie und Palästina-Archäologie mit akademischer 

Abschlussprüfung Bachelor of Arts (B. A.) 

 

Aufgrund von §§19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 10.5.2012 den nachstehenden 
Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den 
Studiengang Vorderasiatische Archäologie und Palästina-Archäologie mit akademischer 
Abschlussprüfung Bachelor of Arts (B. A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 16.7.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil für das Fach Vorderasiatische Archäologie und Palästina-Archäologie 
des Fachbereichs Altertums- und Kunstwissenschaften der Philosophischen Fakultät  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
IV. Orientierungsprüfung 
§ 8 Art, Umfang und Durchführung der Orientierungsprüfung 
V. Zwischenprüfung   
§ 9 Art, Umfang und Durchführung der Zwischenprüfung 
VI. Bachelor-Prüfung und Bachelor-Gesamtnote 
§ 10 Art und Durchführung der Bachelor-Prüfung 
§ 11 Bachelorarbeit 
§ 12 Bildung der Bachelor-Gesamtnote 
VII. Schlussbestimmungen 
§ 13 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 
Ägyptologie, Altorientalische Philologie und Vorderasiatische Archäologie und Palästina-
Archäologie mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Arts (B. A.) – Allgemeiner Teil 
– ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit hier keine 
spezielleren Regelungen getroffen werden. 
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I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 

§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn 
 
(1)1

Das Studium des B.A. in Vorderasiatische Archäologie und Palästina-Archäologie dient 
der Aneignung langfristiger, auf systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkennt-
nisfortschritt gerichteter grundlegender wissenschaftlicher Qualifikationen, die eine erste 
allgemeine wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation der Studierenden im 
Bereich der Vorderasiatische Archäologie und Palästina-Archäologie begründen.  
 

(2) 
1
Die Regelstudienzeit im Bachelor-Studiengang Vorderasiatische Archäologie und 

Palästina-Archäologie ist in § 1 Abs. 6 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
2
Der 

Erwerb von insgesamt 180 Leistungspunkten ist vorbehaltlich eines etwaigen Flexibilitäts-
fensters Voraussetzung, um diesen B.A-Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der Beginn 
des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und Imma-
trikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 

§ 3 Studienaufbau 
 

(1) 
1
Der Bachelor-Studiengang Vorderasiatische Archäologie und Palästina-Archäologie 

kann als Haupt- oder als Nebenfach studiert werden. 
2
Er gliedert sich in 3 Studienjahre. 

3
Das erste Jahr schließt mit der Orientierungsprüfung, das zweite mit der Zwischenprüfung 

und das dritte mit der Bachelorprüfung ab.  
 
(2) Das Studium der Vorderasiatische Archäologie und Palästina-Archäologie als Hauptfach 
erfordert die regelmäßige Teilnahme an bestimmten Modulen mit einem Gesamtumfang von 
insgesamt 99 ECTS:  
 
Semes- 
ter 

Modul-Nr. 
 
Modulbezeichnung 

ECTS- 
Punkte 

1 

VAA-BA-01 
Einführung in die Vorderasiatische und Palästina-Archäologie 
(Teil 1) 

4,5 

VAA-BA-02 Denkmälerkunde Vorderasiens I (Teil 1) 4,5 

VAA-BA-09 Kulturentwicklung des Alten Orients I (Teil 1) 1,5 

2 

VAA-BA-01 
Einführung in die Vorderasiatische und Palästina-Archäologie 
(Teil 2) 

4,5 

VAA-BA-02 Denkmälerkunde Vorderasiens I (Teil 2) 4,5 

VAA-BA-09 Kulturentwicklung des Alten Orients I (Teil 2) 1,5 

VAA-BA-06 Methoden und Theorien der Vorderasiatischen Archäologie I 6 

3 

VAA-BA-04 Altorientalische Regionalkulturen I (Teil 1) 4,5 

VAA-BA-03 Denkmälerkunde Vorderasiens II (Teil 1) 4,5 

VAA-BA-10 Kulturentwicklung des Alten Orients II (Teil 1) 1,5 

VAA-BA-07 
Methoden und Theorien der Vorderasiatischen Archäologie II 
(Teil 1)  

4,5 

4 

VAA-BA-04 Altorientalische Regionalkulturen I (Teil 2) 4,5 

VAA-BA-03 Denkmälerkunde Vorderasiens II (Teil 2) 4,5 

VAA-BA-10 Kulturentwicklung des Alten Orients II (Teil 2) 1,5 

VAA-BA-07 
Methoden und Theorien der Vorderasiatischen Archäologie II 
(Teil 2)  

4,5 

5 

VAA-BA-05 Altorientalische Regionalkulturen II  6 

VAA-BA-08 
Problemstellungen der Archäologie Syro-Mesopotamiens, 
Palästinas und der anatolisch-iranischen Gebirgsländer (Teil 1) 

4,5 

VAA-BA-11 Kulturentwicklung des Alten Orients III (Teil 1) 1,5 

6 
VAA-BA-12 Archäologische Praxis 3 

VAA-BA-8 Problemstellungen der Archäologie Syro-Mesopotamiens, 4,5 



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 13, S. 571 

Palästinas und der anatolisch-iranischen Gebirgsländer (Teil 2) 

VAA-BA-11 Kulturentwicklung des Alten Orients III (Teil 2) 1,5 

VAA-BA-13 
Prüfungsmodul Hauptfach  
BA-Arbeit (12)   
Mdl.Prüfung (9) 

21 

 
(3) Das Studium der Vorderasiatischen Archäologie und Palästina-Archäologie als 
Nebenfach erfordert die regelmäßige Teilnahme an bestimmten Modulen  mit einem 
Gesamtumfang von insgesamt 60 ECTS. 
 
Semes- 
ter 

 
Modul-Nr. 

 
Modulbezeichnung 

ECTS- 
Punkte 

1 

VAA-BA-01 
Einführung in die Vorderasiatische und Palästina-Archäologie 
(Teil 1) 

4,5 

VAA-BA-02 Denkmälerkunde Vorderasiens I (Teil 1) 4,5 

VAA-BA-09 Kulturentwicklung des Alten Orients I (Teil 1) 1,5 

2 

VAA-BA-01 
Einführung in die Vorderasiatische und Palästina-Archäologie 
(Teil 2) 

4,5 

VAA-BA-02 Denkmälerkunde Vorderasiens I (Teil 2) 4,5 

VAA-BA-09 Kulturentwicklung des Alten Orients I (Teil 2) 1,5 

3 

VAA-BA-04 Altorientalische Regionalkulturen I (Teil 1) 4,5 

VAA-BA-10 Kulturentwicklung des Alten Orients II (Teil 1) 1,5 

VAA-BA-07 
Methoden und Theorien der Vorderasiatischen Archäologie II 
(Teil 1)  

4,5 

4 

VAA-BA-04 Altorientalische Regionalkulturen I (Teil 2) 4,5 

VAA-BA-10 Kulturentwicklung des Alten Orients II (Teil 2) 1,5 

VAA-BA-07 
Methoden und Theorien der Vorderasiatischen Archäologie II 
(Teil 2)  

4,5 

5 
VAA-BA-08 

Problemstellungen der Archäologie Syro-Mesopotamiens, 
Palästinas und der anatolisch-iranischen Gebirgsländer (Teil 1) 

4,5 

VAA-BA-11 Kulturentwicklung des Alten Orients III (Teil 1) 1,5 

6 

VAA-BA-08 
Problemstellungen der Archäologie Syro-Mesopotamiens, 
Palästinas und der anatolisch-iranischen Gebirgsländer (Teil 2) 

4,5 

VAA-BA-11 Kulturentwicklung des Alten Orients III (Teil 2) 1,5 

VAA-BA-14 
Prüfungsmodul Nebenfach  
Mdl.Prüfung (6) 

6 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 

§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1
Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 

 
1. Vorlesungen 
2. Seminare  
3. Exkursionen 
 
2
Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der Veranstaltungs-

typen von Satz 1 Ziffer 2 bis 3 bestehen, können zahlenmäßige Zugangsbeschränkungen 
festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet 
werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen Lehrveranstaltungen sollen insbesondere 
fachspezifische Arbeitstechniken und auch überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen 

vermittelt werden. 
4
Außerdem sollen die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren 

Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich 
wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus 
beschränkt werden oder der Zugang zu einem Studienabschnitt von dem Erbringen 
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bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht werden, wenn ansonsten eine 
ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus 
sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Bachelorstudiengang Vorderasiatische Archäologie 

und Palästina-Archäologie ist deutsch.  

 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im Modul-
handbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 

§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung bzw. dem Modulhandbuch.  
 

IV. Orientierungsprüfung 
 

§ 8 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen; Art, Umfang und Durchführung der 
Orientierungsprüfung 
 
(1) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Hauptfach sind die regelmäßige und 
erfolgreiche Teilnahme an allen für das 1. Studienjahr im Hauptfach geforderten Modulen  
 
(2) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Nebenfach sind die regelmäßige und 
erfolgreiche Teilnahme an allen für das 1. Studienjahr im Nebenfach geforderten Modulen  
 
(3) Die Orientierungsprüfung besteht im Hauptfach aus den studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen der folgenden Module: 
 

 VAA-BA-01:  Einführung in die Vorderasiatische und Palästina-Archäologie 

 VAA-BA-02: Denkmälerkunde Vorderasiens I 

 VAA-BA-09: Kulturentwicklung des Alten Orients I  

 VAA-BA-06: Methoden und Theorien der Vorderasiatischen Archäologie I 
 
(4) Die Orientierungsprüfung besteht im Nebenfach aus den studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen der folgenden Module: 
 

 VAA-BA-01:  Einführung in die Vorderasiatische und Palästina-Archäologie 

 VAA-BA-02: Denkmälerkunde Vorderasiens I 

 VAA-BA-09: Kulturentwicklung des Alten Orients I 
 
1Die Fachnote ergibt sich aus dem nach Leistungspunkten gewichteten Durchschnitt der 
Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2§ 22 Absatz 2 und 3 des Allgemeinen Teils 
gelten entsprechend. 
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V. Zwischenprüfung   
 

§ 9 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen; Art, Umfang und Durchführung der 
Zwischenprüfung 
 
(1) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Hauptfach sind  
 
1. die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das 2. Studienjahr im 

Hauptfach geforderten Modulen  
2. die erfolgreich abgelegte Orientierungsprüfung 
 
(2) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Nebenfach sind  
 
1. die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das 2. Studienjahr im 

Nebenfach geforderten Modulen  
2. die erfolgreich abgelegte Orientierungsprüfung  
 
(3) Die Zwischenprüfung besteht im Hauptfach aus den studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen der folgenden Module: 
 

 VAA-BA-04: Altorientalische Regionalkulturen I  

 VAA-BA-03: Denkmälerkunde Vorderasiens II  

 VAA-BA-10: Kulturentwicklung des Alten Orients II  

 VAA-BA-07: Methoden und Theorien der Vorderasiatischen Archäologie II 
 
(4) Die Zwischenprüfung besteht im Nebenfach aus den studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen der folgenden Module: 
 

 VAA-BA-04: Altorientalische Regionalkulturen I  

 VAA-BA-10: Kulturentwicklung des Alten Orients II  

 VAA-BA-07: Methoden und Theorien der Vorderasiatischen Archäologie II 
 
(5) 1Die Fachnote ergibt sich aus dem nach Leistungspunkten gewichteten Durchschnitt der 
Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2§ 22 Absatz 2 und 3 des Allgemeinen Teils 
gelten entsprechend. 
 

VI. Bachelor-Prüfung und Bachelor-Gesamtnote 
 

§ 10 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen, Art und Durchführung der Bachelor-
Prüfung 
 
(1) Fachliche Zulassungsvoraussetzung im Hauptfach ist neben den im Allgemeinen Teil 
dieser Ordnung genannten Voraussetzungen die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an 
den für das fünfte Studiensemester (vgl. Übersicht § 3) vorgesehenen Modulen 
 
(2) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Nebenfach ist neben den im Allgemeinen Teil 
dieser Ordnung genannten Voraussetzungen die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an 
den für das fünfte Studiensemester (vgl. Übersicht § 3) vorgesehenen Modulen 
 

§ 11 Bachelorarbeit 
 
Die Bachelorarbeit ist in § 25 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
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§ 12 Bildung der Bachelor-Gesamtnote 
 
(1) Die Note im Hauptfach ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren Regelungen in § 
29 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung zu 20% aus der Note der Bachelor-Arbeit, zu 10 % 
aus der Note der mündlichen Prüfung (des Prüfungsmoduls Hauptfach) und zu 70% aus dem 
nach Leistungspunkten gewichteten Durchschnitt der Noten aller übrigen benoteten Module, 
außer den im Bereich „überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen“ (außer wenn diese 
integriert in Fachveranstaltungen erworben werden)absolvierten Modulen. 
 
(2) Die Note im Nebenfach ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren Regelungen in § 
29 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach Leistungspunkten gewichteten 
Durchschnitt der Noten der studienbegleitenden Prüfungsleistungen. 
 

VII. Schlussbestimmungen 
 

§ 13 Inkrafttreten und Übergangsregelung 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Winter-Semester 2012/2013. 3Gleichzeitig tritt die Studien- und Prüfungsordnung für das 
Fach Kulturen des Alten Orients B.A. (Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 
2007, Nr. 16) außer Kraft.  
 
4Studierende, die ihr Bachelor-Studium im Studiengang Kulturen des Alten Orients vor dem 
vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, sind berechtigt, die Bachelor-
Prüfung im Studiengang Kulturen des Alten Orients an der Universität Tübingen nach den 
bislang geltenden Regelungen innerhalb von 4 Jahren nach Inkrafttreten dieser Ordnung 
abzulegen. 
 
5Studierende, die ihr Bachelor-Studium im Studiengang Kulturen des Alten Orients, 
Profilbereich Vorderasiatische Archäologie und Palästina-Archäologie vor dem vorstehend 
genannten Semester aufgenommen haben, sind auf schriftlichen Antrag, der bis 31. März 
2013 beim Prüfungsamt für die Philosophische Fakultät eingegangen sein muss, berechtigt 
in die für den Bachelor-Studiengang Vorderasiatische Archäologie und Palästina-Archäologie 
mit Wirkung zum Wintersemester 2012/2013 in Kraft tretende Studien- und Prüfungsordnung 
zu wechseln. 6Bisher erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen werden dann nach der 
aufgrund dieser Satzung geltenden Neuregelung angerechnet. 7Ein zusätzlicher 
Prüfungsanspruch wird durch diese Satzung nicht erworben; Fehlversuche bei der 
Erbringung einer Prüfungsleistung nach der bisher geltenden Regelung werden angerechnet. 
 
 
 
Tübingen, den 16.7.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Ägyptologie mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Arts (B. A.) – 

Besonderer Teil –  

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 10.5.2012 den nachstehenden 
Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den 
Studiengang Ägyptologie mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Arts (B. A.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 16.7.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil für das Fach Ägyptologie des Fachbereichs Altertums- und 
Kunstwissenschaften der Philosophischen Fakultät  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
IV. Orientierungsprüfung 
§ 8 Art, Umfang und Durchführung der Orientierungsprüfung 
V. Zwischenprüfung   
§ 9 Art, Umfang und Durchführung der Zwischenprüfung 
VI. Bachelor-Prüfung und Bachelor-Gesamtnote 
§ 10 Art und Durchführung der Bachelor-Prüfung 
§ 11 Bachelorarbeit 
§ 12 Bildung der Bachelor-Gesamtnote 
VII. Schlussbestimmungen 
§ 13 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 
Ägyptologie, Altorientalische Philologie und Vorderasiatische Archäologie und Palästina-
Archäologie Bachelor of Arts (B. A.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung 
Bestandteil dieser Ordnung, soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
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I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 

§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1

Das Studium des B.A. in Ägyptologie beschäftigt sich mit sämtlichen Bereichen der 
altägyptischen Kultur, also Archäologie, Kunst, Geschichte (einschl. Sozial-, Wirtschafts- und 
Kulturgeschichte), Religion, Literatur und Sprache, über einen Zeitraum von ca. 4000 Jahren 
hinweg. Die zahlreich erhaltenen und daher noch nicht vollständig erschlossenen 
schriftlichen Quellen bilden dabei einen der Schwerpunkte der Forschung, da sie 
Informationen über fast alle Bereiche des ägyptischen Lebens enthalten. Die Ägyptologie als 
relativ junge Wissenschaft steht der Herausforderung gegenüber, noch immer neue Funde 
zu bearbeiten, so dass Forschung und Lehre in unmittelbarem Austausch stehen müssen. 
Mit den Nachbardisziplinen ist die Ägyptologie in einen methodologischen Diskurs und 
fächerübergreifende Zusammenarbeit eingebunden.  
Aufgrund der oben genannten Breite des Faches liegen die Schwerpunkte von Forschung 
und Lehre in jedem Studienort etwas anders. In Tübingen steht die Beschäftigung mit der 
Spätzeit und griechisch-römischen Zeit (ca. 650 v. Chr. - 300 n. Chr.) sowie der Sprache 
(und damit verbunden der Schrift), die in ihrer gesamten Entwicklung vom Altägyptischen bis 
zum Koptischen unterrichtet wird, im Mittelpunkt.  
 

(2) 
1
Die Regelstudienzeit im Bachelor-Studiengang Ägyptologie ist in § 1 Abs. 6 des 

Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
2
Der Erwerb von insgesamt 180 Leistungs-

punkten ist Voraussetzung, um diesen B.A -Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der 
Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und 
Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 

(1) 
1
Der Bachelor-Studiengang Ägyptologie kann als Haupt- oder als Nebenfach studiert 

werden. 
2
Er gliedert sich in drei Studienjahre. 

3
Das erste Jahr schließt mit der 

Orientierungsprüfung, das zweite mit der Zwischenprüfung und das dritte mit der 
Bachelorprüfung ab.  
 
(2) Das Studium der Ägyptologie als Hauptfach erfordert die regelmäßige Teilnahme an 
bestimmten Modulen mit einem Gesamtumfang von insgesamt 99 ECTS:  
 
 
Semester  
 

 
Modul-Nr. 

 
Modulbezeichnung  

 
ECTS-
Punkte  

 
1 

ÄGY-BA-01 Grundstufe Mittelägyptisch (Teil 1) 6 

ÄGY-BA-06 Einführung in die Ägyptologie (Teil 1) 3 

 ÄGY-BA-07 Ägyptische Kulturgeschichte I (Teil 1) 3 

 
2 

ÄGY-BA-01 Grundstufe Mittelägyptisch (Teil 2) 9 

 

ÄGY-BA-06 Einführung in die Ägyptologie (Teil 2) 3 

ÄGY-BA-07 Ägyptische Kulturgeschichte I (Teil 2) 3 

ÄGY-BA-10 Importmodul Nachbarkulturen* (Teil 1) 3 

 
3 

ÄGY-BA-02 Textlektüre Mittelägyptisch (Teil 1) 3 

 
ÄGY-BA-03 2. Sprache (Teil 1) 6 

ÄGY-BA-08 Ägyptische Kulturgeschichte II (Teil 1) 3 
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ÄGY-BA-10 Importmodul Nachbarkulturen* (Teil 2) 3 

 
4 

ÄGY-BA-02 Textlektüre Mittelägyptisch (Teil 2) 3 

 
ÄGY-BA-03 2. Sprache (Teil 2) 6 

ÄGY-BA-08 Ägyptische Kulturgeschichte II (Teil 2) 3 

 
5 

ÄGY-BA-04 Textlektüre mittelschweren Inhalts I 6 

ÄGY-BA-05 3. Sprache (Teil 1) 6 

ÄGY-BA-09 Ägyptische Kulturgeschichte III (Teil 1) 3 

6 

ÄGY-BA-09 Ägyptische Kulturgeschichte III (Teil 2) 3 

ÄGY-BA-05 3. Sprache (Teil 2) 6 

ÄGY-BA-11 
Prüfungsmodul Hauptfach 
BA-Arbeit (12) 
Mdl.Prüfung (6) 

18 

 
(3) Das Studium der Ägyptologie als Nebenfach erfordert die regelmäßige Teilnahme an 
bestimmten Modulen mit einem Gesamtumfang von insgesamt 60 ECTS. 
 
 
Semester  

 
Modul-Nr.  

 
Modulbezeichnung  

 
ECTS-
Punkte  

 
1 

ÄGY-BA-01 Grundstufe Mittelägyptisch (Teil 1) 6 

ÄGY-BA-06 Einführung in die Ägyptologie (Teil 1) 3 

 ÄGY-BA-07 Ägyptische Kulturgeschichte I (Teil 1) 3 

 
2 

ÄGY-BA-01 Grundstufe Mittelägyptisch (Teil 2) 9 

 
ÄGY-BA-06 Einführung in die Ägyptologie (Teil 2) 3 

ÄGY-BA-07 Ägyptische Kulturgeschichte I (Teil 2) 3 

 
3 

ÄGY-BA-02 Textlektüre Mittelägyptisch (Teil 1) 3 

 ÄGY-BA-08 Ägyptische Kulturgeschichte II (Teil 1) 3 

 
4 

ÄGY-BA-02 Textlektüre Mittelägyptisch (Teil 2) 3 

 ÄGY-BA-08 Ägyptische Kulturgeschichte II (Teil 2) 3 

 
5 

ÄGY-BA-04 Textlektüre mittelschweren Inhalts I 6 

 ÄGY-BA-09 Ägyptische Kulturgeschichte III (Teil 1) 3 

 ÄGY-BA-03 2. Sprache
1
 (Teil 1) 6 

6 ÄGY-BA-03 2. Sprache (Teil 2) 6 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 

§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1
Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 

 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 

                                                 
1
 Das Modul ÄGY-BA-03 kann entweder im WS 3 und SS 4 oder im WS 5 und SS 6 besucht werden. 
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3. Übungen  
4. Tutorien.  
 
2
Im ersten Studienjahr wird regelmäßig eine Einführung in die Inhalte und die Methodik des 

Faches Ägyptologie angeboten. 
3
Durchgängig durch alle drei Studienjahre des B.A.-

Studiengangs werden Sprachkurse in den unterschiedlichen Sprachen und Sprachstufen 
sowie Lehrveranstaltungen zu den altorientalischen Kultursystemen und den damit verbun-

denen archäologischen Problemstellungen abgehalten. 
4
Überblicksveranstaltungen (Vorles-

ungen, Seminare) auch der Nachbarfächer Altorientalische Philologie und Vorderasiatischer 
Archäologie, die ohne spezifische Sprachkenntnisse besucht werden können, vermitteln ein 
vertieftes Verständnis der Unterschiede und Gemeinsamkeiten der beiden benachbarten 
Kulturregionen Ägypten und Vorderer Orient. 
 
5
Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der Veranstaltungs-

typen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige Zugangsbeschränkungen 
festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet 
werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 6In diesen Lehrveranstaltungen sollen insbesondere 
fachspezifische Arbeitstechniken und auch überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen 

vermittelt werden. 
7
Außerdem sollen die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren 

Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich 
wiederzugeben. 8Das Recht zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus 
beschränkt werden oder der Zugang zu einem Studienabschnitt von dem Erbringen 
bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht werden, wenn ansonsten eine ordnungs-
gemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus 
sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Bachelorstudiengang Ägyptologie ist deutsch.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 

§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung, bzw. dem Modulhandbuch.  
 

IV. Orientierungsprüfung 
 

§ 8 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen; Art, Umfang und Durchführung der 
Orientierungsprüfung 
 
(1) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Hauptfach ist die regelmäßige und erfolgreiche 
Teilnahme an allen für das 1. Studienjahr geforderten Modulen. 
Der Besuch einer Studienberatung bis zum Ende des 1. Fachsemesters wird dringend 
empfohlen. 
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(2) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Nebenfach ist die regelmäßige und 
erfolgreiche Teilnahme an den für das 1. Studienjahr geforderten Modulen. 
Der Besuch einer Studienberatung bis zum Ende des 1. Fachsemesters wird dringend 
empfohlen. 
 
(3) Die Orientierungsprüfung besteht im Hauptfach aus den studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen folgender Module (Einzelheiten siehe Modulhandbuch): 
 

 Modul ÄGY-BA-01 „Grundstufe Mittelägyptisch“  
 Modul ÄGY-BA-06 „Einführung in die Ägyptologie“:  

 
(4) Die Orientierungsprüfung besteht im Nebenfach aus den studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen folgender Module (Einzelheiten siehe Modulhandbuch): 
 

 Modul ÄGY-BA-01 „ Grundstufe Mittelägyptisch“ 
 Modul ÄGY-BA-06 „Einführung in die Ägyptologie“ 

 
(5) 1Die Fachnote ergibt sich aus dem nach Leistungspunkten gewichteten Durchschnitt der 
Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2§ 22 Absatz 2 und 3 des Allgemeinen Teils 
gelten entsprechend. 
 

V. Zwischenprüfung   
 

§ 9 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen; Art, Umfang und Durchführung der 
Zwischenprüfung 
 
 (1) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Hauptfach sind: 
 
1. die erfolgreich abgelegte Orientierungsprüfung; 
2. die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an allen für das zweite Studienjahr 

geforderten Modulen. 
 
(2) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Nebenfach sind: 
 
1. die erfolgreich abgelegte Orientierungsprüfung; 
2. die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das zweite Studienjahr 

geforderten Modulen. 
 
 (3) Die Zwischenprüfung besteht im Hauptfach aus den folgenden studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen (Einzelheiten siehe Modulhandbuch): 
 

 Modul ÄGY-BA-02 „Textlektüre Mittelägyptisch 

 Modul ÄGY-BA-03 „2. Sprachstufe nach Wahl 

 Modul ÄGY-BA-08 „Ägyptische Kulturgeschichte II  
 
(4) Die Zwischenprüfung besteht im Nebenfach aus den folgenden studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen (Einzelheiten siehe Modulhandbuch): 
 

 Modul ÄGY-BA-02 „Textlektüre Mittelägyptisch 
 Modul ÄGY-BA-08 „Ägyptische Kulturgeschichte II"  

 
(5) 1Die Fachnote ergibt sich aus dem nach Leistungspunkten gewichteten Durchschnitt der 
Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2§ 22 Absatz 2 und 3 des Allgemeinen Teils 
gelten entsprechend. 
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VI. Bachelor-Prüfung und Bachelor-Gesamtnote 
 

§ 10 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen; Art und Durchführung der Bachelor-
Prüfung 
 
(1) Fachliche Zulassungsvoraussetzung im Hauptfach  ist neben den im Allgemeinen Teil 
dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das fünfte Studiensemester (vgl. 
Übersicht § 3) vorgesehenen Modulen 
 
(2) Fachliche Zulassungsvoraussetzung im Nebenfach ist neben den im Allgemeinen Teil 
dieser Ordnung genannten Voraussetzungen  
die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das fünfte Studiensemester (vgl. 
Übersicht § 3) vorgesehenen Modulen 
 

§ 11 Bachelorarbeit 
 
Die Bachelorarbeit ist in § 25 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 12 Bildung der Bachelor-Gesamtnote 
 
(1) Die Note im Hauptfach ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren Regelungen in 
§ 29 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung zu 20 % aus der Note der Bachelor-Arbeit, zu 10 
% aus der mündlichen Prüfung  (des Prüfungsmoduls Hauptfach) und zu 70 % aus dem 
nach Leistungspunkten gewichteten Durchschnitt aller Noten der übrigen benoteten Module, 
außer den im Bereich „überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen“ (außer wenn diese 
integriert in Fachveranstaltungen erworben werden) absolvierten Modulen. 
 
(2) Die Note im Nebenfach ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren Regelungen in 
§ 29 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach Leistungspunkten gewichteten 
Durchschnitt der Noten der studienbegleitenden Prüfungsleistungen. 
 

VII. Schlussbestimmungen 
 

§ 13 Inkrafttreten und Übergangsregelung 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Winter-Semester 2012/2013. 3Gleichzeitig tritt die Studien- und Prüfungsordnung für das 
Fach Kulturen des Alten Orients B.A. (Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 
2007, Nr. 16) außer Kraft.  
 
4Studierende, die ihr Bachelor-Studium im Bachelor-Studiengang Kulturen des Alten Orients 
vor dem vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, sind berechtigt, die 
Bachelor-Prüfung im Bachelor-Studiengang Kulturen des Alten Orients an der Universität 
Tübingen nach den bislang geltenden Regelungen innerhalb von 4 Jahren nach Inkrafttreten 
dieser Ordnung abzulegen. 
 
5Studierende, die ihr Bachelor-Studium im Bachelor-Studiengang Kulturen des Alten Orients, 
Profilbereich Ägyptologie, vor dem vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, 
sind auf schriftlichen Antrag, der bis 31. März 2013 beim Prüfungsamt für die Philosophische 
Fakultät eingegangen sein muss, berechtigt in die für den Bachelor-Studiengang Ägyptologie 
mit Wirkung zum Wintersemester 2012/2013 in Kraft tretende Studien- und Prüfungsordnung 
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zu wechseln. 6Bisher erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen werden dann nach der 
aufgrund dieser Satzung geltenden Neuregelung angerechnet. 7Ein zusätzlicher Prüfungs-
anspruch wird durch diese Satzung nicht erworben; Fehlversuche bei der Erbringung einer 
Prüfungsleistung nach der bisher geltenden Regelung werden angerechnet. 
 
 
 
Tübingen, den 16.7.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 

Ägyptologie, Altorientalische Philologie und Vorderasiatische Archäologie und 

Palästina-Archäologie mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Arts 

(B. A.) 

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 10.5.2012 den nachstehenden 
Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die 
Studiengänge Ägyptologie, Altorientalische Philologie und Vorderasiatische Archäologie und 
Palästina-Archäologie mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Arts (B. A.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 16.7.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Bachelor-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer, überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
II. Prüfungen im Bachelor-Studiengang 
A. Orientierungsprüfung 
§ 7 Zweck der Orientierungsprüfung 
§ 8 Umfang und Art der Orientierungsprüfung 
§ 9 Zeitpunkt der Orientierungsprüfung 
§ 10 Zeugnis über die Orientierungsprüfung 
B. Zwischenprüfung 
§ 11 Zweck der Zwischenprüfung 
§ 12 Umfang und Art der Zwischenprüfung 
§ 13 Zeitpunkt der Zwischenprüfung 
§ 14 Zeugnis über die Zwischenprüfung 
C. Bachelor-Prüfung 
§ 15 Zweck der Prüfung 
§ 16 Umfang und Art der Bachelor-Prüfung 
III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 17 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 18 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 19 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 20 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 21 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 22 Bewertung der Prüfungsleistungen 
IV. Bachelor-Arbeit 
§ 23 Voraussetzungen für die Zulassung zur Bachelor-Arbeit und etwaigen anderen, am 
Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen 
§ 24 Zulassungsverfahren 
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§ 25 Bachelor-Arbeit 
V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 26 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 27 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
§ 28 Wiederholung der Bachelor-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums zu 
erbringender mündlicher Prüfungen 
VII. Bachelor-Gesamtnote 
§ 29 Bildung der Bachelor-Gesamtnote 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 30 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 31 Urkunde 
§ 32 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
IX. Schlussbestimmungen 
§ 33 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 34 Schutzbestimmungen 
§ 35 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 36 Einsicht in die Prüfungsakten  
§ 37 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
  

§ 1 Struktur des Bachelor-Studienganges, Studienaufbau, Regelstudienzeit1  
 
(1) 1Der Fachbereich Altertums- und Kunstwissenschaften der Philosophischen Fakultät 
bietet in den einzelnen Fächern Bachelor-Studiengänge mit akademischer Abschlussprüfung 
Bachelor of Arts (B. A.) (im Folgenden: Bachelor-Studiengang) an.  
 
(2) 1Im Bachelor-Studiengang wird das European Credit Transfer and Accumulation System 
(ECTS) angewendet, d.h. allen Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte 
(Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) zugewiesen, deren jeweilige Anzahl sich nach 
dem voraussichtlich erforderlichen Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden richtet.  
 
(3) 1Der Bachelor-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden 
Module und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt. 3Für die Vermittlung von 
Kompetenzen im Bereich Studium Professionale hat vorrangig die Satzung zum Erwerb 
überfachlicher berufsfeldorientierter Kompetenzen (Studium Professionale) für 
Bachelorstudiengänge der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung Geltung. 
  
(4) Der Bachelor-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(5) 1Im Bachelor-Studiengang werden ein Hauptfach und ein Nebenfach studiert. 2Der 
Studienumfang entspricht 180 ECTS-Punkten. 399 ECTS-Punkte entfallen auf das Hauptfach 
(davon 12 ECTS-Punkte auf die Bachelorarbeit) und 60 ECTS-Punkte auf das Nebenfach. 
4Auf den Bereich überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen (Studium Professionale) 
entfallen insgesamt 21 ECTS-Punkte.  
5Falls die Prüfungsordnung einer anderen Fakultät für das Bachelor-Hauptfach mehr als 99 
Leistungspunkte vorsieht, kann der Prüfungsausschuss auf Antrag und nach Abstimmung 
mit dem betroffenen Fach die Bachelor-Prüfung im Nebenfach um ein Modul des dritten 
Studienjahrs reduzieren. 6Im Übrigen gelten die Regelungen über die Bachelor-Prüfung im 
Nebenfach in den Besonderen Teilen.  

                                                 
1
 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 

personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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7Neben der Bachelor-Arbeit kann auch eine mündliche Abschlussprüfung am Ende des 
Bachelor-Studiums, eine mündliche Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und / oder 
ein zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium vorgesehen werden.  
 
(6) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika sechs Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen.  
 
(7) Für das Studium im Nebenfach an einer anderen Fakultät bzw. einem anderen 
Fachbereich der Fakultät gilt die entsprechende Studien- und Prüfungsordnung der anderen 
Fakultät bzw. des anderen Fachbereichs in der jeweils gültigen Fassung. 
 
(8) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen.  
 
(9) Der Besondere Teil kann Regelungen zu einem obligatorischen und/ oder einem 
fakultativen Auslandsaufenthalt enthalten. 
 

§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Bachelor of Arts-Prüfung (im Folgenden: Bachelor-Prüfung) wird 
der akademische Grad „Bachelor of Arts“ (abgekürzt „B.A.“) verliehen. 
 

§ 3 Fächer, Fächerkombinationen, überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen 
  
(1) 1Die wählbaren Module ergeben sich aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und 
werden im Modulhandbuch genauer spezifiziert. 2In einem Bachelor-Studiengang können 
folgende Fächer sowohl als Hauptfach wie auch als Nebenfach gewählt werden: 
 
1. Ägyptologie 
2. Altorientalische Philologie 
3. Vorderasiatische Archäologie und Palästina-Archäologie 
 
3Als Nebenfächer können je nach Berufsorientierung bis auf weiteres grundsätzlich alle 
Fächer gewählt werden, die im Umfang von 60 Leistungspunkten ordnungsgemäß studiert 
werden können. 4Durch individuelle Beratungsgespräche mit jedem Studierenden wird ein 
Studienplan ausgearbeitet, der insoweit Überschneidungsfreiheit zwischen Haupt- und 
Nebenfach gewährt, dass ein Studienabschluss in der Regelstudienzeit möglich ist.  5Eine 
Kombination von Altorientalischer Philologie und Vorderasiatischer Archäologie und 
Palästina-Archäologie (jeweils als HF bzw. NF) ist durch die fachliche Nähe besonders 
empfehlenswert. Sehr geeignet ist weiterhin eine Kombination von Ägyptologie und 
Altorientalischer Philologie (jeweils als HF bzw. NF). Weitere sehr geeignete Nebenfächer zu 
einem Hauptfach Ägyptologie sind Ur- und Frühgeschichte, sowie Klassische Archäologie 
und Gräzistik. 
Eine fachinhaltlich und methodisch ebenfalls sinnvolle Kombination von Vorderasiatischer 
und Palästina-Archäologie (HF) besteht mit Klassischer Archäologie (NF), Ur- und 
Frühgeschichte (NF) oder Naturwissenschaftlicher Archäologie (NF). 
 
Haupt- und Nebenfach sind jeweils ein Teilstudiengang. Eine doppelte Anrechnung von 
Modulen im Haupt- und Nebenfach ist grundsätzlich ausgeschlossen. 
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(4) 1Die Voraussetzungen für im Bereich überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen 
angebotene Module ergeben sich außerdem aus der Satzung zum Erwerb überfachlicher 
berufsfeldorientierter Kompetenzen (Studium Professionale) für Bachelorstudiengänge der 
Universität Tübingen. 2Die Leistungen im Bereich Studium Professionale sind für den 
Zeitraum zwischen dem ersten und dem einschließlich sechsten Semester vorgesehen 
sofern im Besonderen Teil keine abweichenden Regelungen getroffen sind. 
 

§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet der Fachbereich Altertums- und 
Kunstwissenschaften der Philosophischen Fakultät einen Prüfungsausschuss. 2Der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses, das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, 
die weiteren Mitglieder sowie deren Stellvertreter werden jeweils von der Fakultät bestellt. 
3Der Prüfungsausschuss setzt sich aus Fakultätsmitgliedern wie folgt zusammen: 
 
1. 3 hauptberufliche Hochschullehrer aus dem Fachbereich Altertums- und 

Kunstwissenschaften,  
2. 1 akademische Mitarbeiter aus dem Fachbereich Altertums- und Kunstwissenschaften,  
3. 1 Studierende(r) (mit beratender Stimme) eines Studiengangs aus dem Fachbereich 

Altertums- und Kunstwissenschaften.  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – 
auch mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende 
der laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
   
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Bachelor-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden Leistungs-
nachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die Termine, zu 
denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt der Bachelor-
Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, dass die 
gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG 
eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte unterliegen der 
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Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat sie der 
Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat; sie finden, sofern in der Studien- und Prüfungs-
ordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, vor einem Prüfer statt. 
2Im Verhinderungsfall bestellt der Prüfungsausschuss ein anderes prüfungsberechtigtes 
Mitglied des Fachs, das am Lehrprogramm des Bachelor-Studiengangs beteiligt ist. 3Wird bei 
studienbegleitenden Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im Rahmen der für die 
jeweilige Prüfung vorgesehenen regulären Prüfungstermine durchgeführt, so ist dasjenige 
Mitglied des Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die Prüfung an diesem regulären 
Prüfungstermin vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung nicht im Rahmen dieser 
Termine durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Fächern in anderen 
Studiengängen werden angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist 
gegeben, wenn Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang 
und in den Anforderungen denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im 
Wesentlichen entsprechen. 3Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine 
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Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von 
Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die außerhalb Deutschlands erbracht 
wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten 
Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu 
beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4) 1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 
Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 
Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  
3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 22 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Bachelor-Studiengang 
  

A. Orientierungsprüfung 
 
§ 7 Zweck der Orientierungsprüfung 
 
Mit der Orientierungsprüfung zeigen die Studierenden, dass sie den Anforderungen an ein 
wissenschaftliches Studium in den von ihnen gewählten Studienfächern gewachsen sind und 
dass sie insbesondere die fachlichen und methodischen Fertigkeiten erworben haben, die 
erforderlich sind, um das Studium mit Erfolg fortsetzen zu können. 
 

§ 8 Umfang und Art der Orientierungsprüfung  
 
(1) Die Orientierungsprüfung wird studienbegleitend durchgeführt.  
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(2) Die Orientierungsprüfung besteht aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen im Haupt- 
und Nebenfach des Bachelor-Studiengangs.  
Art, Inhalt und Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen der Orientierungsprüfung 
sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen und etwaige weitere, besondere Zulassungs-
voraussetzungen ergeben sich aus dem Besonderen Teil dieser Studien- und 
Prüfungsordnung bzw. dem Modulhandbuch.  
Art, Inhalt und Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen der Orientierungsprüfung 
sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen und etwaige weitere, besondere Zulassungs-
voraussetzungen im Nebenfach ergeben sich aus der Studien- und Prüfungsordnung bzw. 
dem Modulhandbuch der entsprechenden Fakultät bzw. des entsprechenden Fachbereichs 
in der jeweils gültigen Fassung. 
 
(3) Die Orientierungsprüfung ist bestanden, wenn alle erforderlichen studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen der beiden Fachprüfungen (Haupt- und Nebenfach) bestanden sind und 
die etwaig erforderlichen Ergänzungsleistungen erfolgreich erbracht wurden. 
 
(4) Die Orientierungsprüfungsleistungen sind im Rahmen der Regelungen des Besonderen 
Teils zugleich Bestandteil der studienbegleitenden Prüfungen der Bachelor-Prüfung. 
 

§ 9 Zeitpunkt der Orientierungsprüfung 
 
1Die gemäß § 8 für die Orientierungsprüfung erforderlichen Leistungen sind bis zum Ende 
des zweiten Semesters zu erbringen. 2Die Prüfungsleistungen können einmal im darauf 
folgenden Semester wiederholt werden. 3Wer diese Prüfungsleistungen nicht spätestens bis 
zum Ende des dritten Semesters erbracht hat, verliert den Prüfungsanspruch, es sei denn, 
die Fristüberschreitung ist vom Studierenden nicht zu vertreten. 4Hierüber entscheidet der 
Prüfungsausschuss, dies kann auch auf Antrag des Studierenden geschehen.   
 

§ 10 Zeugnis über die Orientierungsprüfung 
 
(1) 1Über die bestandene Orientierungsprüfung wird auf schriftlichen Antrag ein Zeugnis 
ausgestellt, welches die in den Modulen erzielten Noten und die Gesamtnote der 
Orientierungsprüfung enthält. 2Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu unterzeichnen. 3Es trägt das Datum des Tages, an dem die letzte zur 
Orientierungsprüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 
 
(2) Die Gesamtnote der Orientierungsprüfung errechnet sich aus dem Durchschnitt der 
beiden Fachnoten (Haupt- und Nebenfach) der Orientierungsprüfung, wobei die Fachnote für 
das Hauptfach zweifach und die Fachnote für das Nebenfach einfach zu gewichten ist. § 22 
Abs. 2 gilt entsprechend. Die Berechnung der Fachnote für das Hauptfach und die 
Berechnung der Fachnote für das Nebenfach werden  für die einzelnen Fächer dieser 
Studien- und Prüfungsordnung im Besonderen Teil dieser Studien- und Prüfungsordnung 
geregelt. 
Für die Berechnung der Fachnote für das Studium im Nebenfach an einer anderen Fakultät 
bzw. einem anderen Fachbereich der Fakultät gilt die entsprechende Studien- und Prüfungs-
ordnung der anderen Fakultät bzw. des anderen Fachbereichs in der jeweils gültigen 
Fassung. 
 

B. Zwischenprüfung  
 

§ 11 Zweck der Zwischenprüfung  
 
Mit der Zwischenprüfung zeigen die Studierenden, dass sie das Ziel des zweiten 
Studienjahres im Wesentlichen erreicht haben und damit in den von ihnen studierten 
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Fächern die Grundkenntnisse, das methodische Instrumentarium und die systematische 
Orientierung erworben haben, um ihren Bachelor-Studiengang erfolgreich abschließen zu 
können.  
 

§ 12 Umfang und Art der Zwischenprüfung  
 
(1) Die Zwischenprüfung wird studienbegleitend durchgeführt.  
 
(2) Die Zwischenprüfung besteht aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen im Haupt- und 
Nebenfach des Bachelor-Studiengangs.  
Art, Inhalt und Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen der Zwischenprüfung 
sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen und etwaige weitere, besondere Zulassungs-
voraussetzungen ergeben sich aus dem Besonderen Teil dieser Studien- und Prüfungs-
ordnung bzw. dem Modulhandbuch. 
Art, Inhalt und Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen der Zwischenprüfung 
sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen und etwaige weitere, besondere Zulassungs-
voraussetzungen im Bachelor-Nebenfach ergeben sich aus der Studien- und Prüfungs-
ordnung bzw. dem Modulhandbuch der entsprechenden Fakultät bzw. des entsprechenden 
Fachbereichs in der jeweils gültigen Fassung. 
 
(3) Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn alle erforderlichen studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen der beiden Fachprüfungen (Haupt- und Nebenfach) bestanden sind und 
die etwaig erforderlichen Ergänzungsleistungen erfolgreich erbracht wurden.  
 
(4) Die Zwischenprüfungsleistungen sind im Rahmen der Regelungen des Besonderen Teils 
zugleich Bestandteil der studienbegleitenden Prüfungsleistungen der Bachelor-Prüfung.  
 

§ 13 Zeitpunkt der Zwischenprüfung  
 
1Die gemäß § 12 für die Zwischenprüfung erforderlichen Leistungen sind bis zum Ende des 
vierten Semesters zu erbringen. 2Die Prüfungsleistungen können zweimal wiederholt 
werden. 3Der Prüfungsanspruch für die Zwischenprüfung und für die einzelnen 
Prüfungsleistungen der Zwischenprüfung geht verloren, wenn diese Prüfungsleistungen 
einschließlich etwaiger Wiederholungen nicht bis zum Ende des sechsten Semesters 
erfolgreich abgelegt worden sind, es sei denn, die Fristüberschreitung ist vom Studierenden 
nicht zu vertreten. 4Hierüber entscheidet der Prüfungsausschuss, dies kann auch auf Antrag 
des Studierenden geschehen.  
 

§ 14 Zeugnis über die Zwischenprüfung  
 

(1) 1Über die bestandene Zwischenprüfung wird auf schriftlichen Antrag ein Zeugnis 
ausgestellt, welches die in den Modulen erzielten Noten und die  Gesamtnote der Zwischen-
kprüfung enthält. 2Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
unterzeichnen. 3Es trägt das Datum des Tages, an dem die letzte zur Zwischenprüfung 
gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 
 
(2) Die Gesamtnote der Zwischenprüfung errechnet sich aus dem Durchschnitt der beiden 
Fachnoten (Haupt- und Nebenfach) der Zwischenprüfung, wobei die Fachnote für das 
Hauptfach zweifach und die Fachnote für das Nebenfach einfach zu gewichten ist. § 22 Abs. 
2 gilt entsprechend. Die Berechnung der Fachnote für das Hauptfach und die Berechnung 
der Fachnote für das Nebenfach werden für die einzelnen Fächer dieser Studien- und 
Prüfungsordnung im Besonderen Teil dieser Studien- und Prüfungsordnung geregelt. 
Für die Berechnung der Fachnote für das Studium im Nebenfach an einer anderen Fakultät 
bzw. einem anderen Fachbereich der Fakultät gilt die entsprechende Studien- und 
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Prüfungsordnung der anderen Fakultät bzw. des anderen Fachbereichs in der jeweils 
gültigen Fassung. 
 

C. Bachelor-Prüfung  
 

§ 15 Zweck der Prüfung 
 
1Die Bachelor-Prüfung im Bereich der Altertums- und Kunstwissenschaften bildet einen 
ersten berufsqualifizierenden Regel-Abschluss auf dem Gebiet der Altertums- und 
Kunstwissenschaften. 2Mit der Bachelor-Prüfung weisen die Studierenden nach, dass 

 
- sie in ihrem Hauptfach über ein breites Grundwissen und eine systematische 

Orientierung sowie über vertiefte Kenntnisse  verfügen und das methodische 
Instrumentarium dieses Fachs in dem Maße beherrschen, das für die Anwendung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse in verschiedenen Praxisfeldern notwendig ist; 

- sie in ihrem Nebenfach außer Grundkenntnissen über eine systematische Orientierung 
verfügen und das wesentliche methodische Instrumentarium beherrschen, 

- sie sich durch den Erwerb von überfachlichen, berufsfeldorientierten 
Zusatzqualifikationen mit der praktischen Umsetzung ihrer im Bachelor-Studium 
erworbenen wissenschaftlichen Erkenntnisse vertraut gemacht haben. 

 

§ 16 Umfang und Art der Bachelor-Prüfung 
  
(1) 1Die Bachelor-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen im Haupt- 
und Nebenfach und der Bachelorarbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Bachelor-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit gehörigen 
Abschluss-Kolloquium, sie ist bestanden, wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im 
Besonderen Teil bzw. dem Modulhandbuch ist geregelt, in welchen Modulen 
endnotenrelevante studienbegleitende Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen im Bachelor-Hauptfach sind im Besonderen 
Teil dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
Art, Inhalt und Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen sowie die 
Prüfungsanforderungen und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen im 
Bachelor-Nebenfach ergeben sich aus der Studien- und Prüfungsordnung bzw. dem 
Modulhandbuch der entsprechenden Fakultät bzw. des entsprechenden Fachbereichs in der 
jeweils gültigen Fassung. 
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
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III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 17 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen 
Prüfungsleistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere 
Ergänzungsleistungen erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die 
Vergabe von ECTS-Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese 
mindestens „ausreichend“ lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen 
Ergänzungsleistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
  

§ 18 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch.  3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach 
gleichen Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Bachelor-Arbeit sowie 
etwa zu dieser gehörige mündliche Bachelorprüfungen, zu dieser gehörige Kolloquien und 
mündliche Prüfungen über den Inhalt der Bachelor-Arbeit sind nicht studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der 
Lehrveranstaltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die 
an derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
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für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 19 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. an der Universität Tübingen im betreffenden Fach des Bachelor-Studienganges 

eingeschrieben ist,  
2. seinen Prüfungsanspruch im betreffenden Fach des Bachelor-Studienganges nicht 

verloren hat,  
3. die Bachelor- bzw. Abschluss-Prüfung im betreffenden Fach oder in einem 

vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht endgültig nicht bestanden hat,  
4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Bachelor-Studienganges oder in einem nach Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 5Andere Ablehnungsgründe 
sind nicht zulässig.  
 

§ 20 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate 
und Kolloquien.  
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
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Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Die Dauer einer mündlichen Prüfung beträgt je 
Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten.  
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 21 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren und  Hausarbeiten. 
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
 

§ 22 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut  = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den 

 durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend  = eine Leistung, die durchschnittlichen 

 Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 

 noch den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher 

 Mängel den Anforderungen nicht mehr 
 genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
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bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 

(3) 
1
Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 

zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach 

Leistungspunkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 
2
Dabei werden 

zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen. 
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gelten Absatz 2 und Abs. 3 
Satz 2 entsprechend.  
 
(5) Für die Bildung der Gesamtnoten (§§ 10 und 14) gelten die Absätze 2 und 3 
entsprechend. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 

IV. Bachelor-Arbeit 
 

§ 23 Voraussetzungen für die Zulassung zur Bachelor-Arbeit und etwaigen anderen, 
am Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen  
 
Zur Bachelor-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende 
des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und / oder 
dem etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium kann nur 
zugelassen werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 19 Abs. 2 erfüllt, 
2. die Orientierungsprüfung in den Studienfächern seines Studiengangs bestanden hat, 
3. die nach dieser Prüfungsordnung etwa geforderte Zwischenprüfung in den 

Studienfächern seines Studiengangs bestanden hat, 
4. im Zeitpunkt der Anmeldung Leistungen im Bereich überfachliche berufsfeldorientierte 

Kompetenzen im Umfang von 15 Leistungspunkten nachweisen kann, 
5. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
 

§ 24 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Bachelor-Arbeit sowie der etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Bachelor-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit gehörigen 
Abschluss-Kolloquium (Meldung) ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist 
der Studiengang anzugeben und gegebenenfalls der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer 
zu benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 23 Ziff. 1-5 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Bachelor-

Studiengang oder in einem nach § 19 Abs. 2 vergleichbaren Studiengang an einer 
Hochschule verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Bachelor- bzw. Abschluss-
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Prüfung im betreffenden Fach oder in einem nach § 19 Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang an einer Hochschule endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in 
einem laufenden Prüfungsverfahren in demselben oder einem nach § 19 Abs. 2 
vergleichbaren Studiengang befindet. 4Fehlversuche an anderen bundesdeutschen 
Universitäten oder gleichgestellten Hochschulen in der Bundesrepublik werden 
angerechnet.  

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Bachelor-Studienganges oder in einem nach § 19 
Abs. 2 vergleichbaren Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 4Andere 
Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 

§ 25 Bachelor-Arbeit  
 
(1) 1Die Bachelorarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der 
Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissen-
schaftlichen Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht 
schriftlich darzustellen. 3Das Thema ist jeweils dem Bereich der Ägyptologie bzw. 
Altorientalische Philologie bzw. Vorderasiatische Archäologie und Palästina-Archäologie zu 
entnehmen; es soll in der Regel von einem Prüfer nach § 5 im Rahmen eines geeigneten 

Moduls im dritten Jahr gestellt werden. 
4
Findet der Prüfling keine Themenstellung für die 

Bachelorarbeit, so sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag 
dafür, dass der Prüfling rechtzeitig ein Thema für seine Bachelorarbeit erhält. 5Das Thema 
wird über den Prüfungsausschuss ausgegeben, der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema 
sind aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das 
Thema der Bachelorarbeit zu machen; ein Anspruch auf deren Berücksichtigung besteht 
jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Bachelor-Arbeit beträgt 9 Wochen, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Bachelor-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Bachelorarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in einem gebundenen Exemplar 
beim Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 

Dateiformat einzureichen. 
3
Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 

Bachelorarbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert. 5Das 
Bewertungsverfahren soll spätestens 4 Wochen nach Abgabe der Arbeit abgeschlossen 
sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit 
oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die Frist einzuhalten, kann der 
Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Bachelor-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung 
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beizufügen, in der er versichert, dass er die Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als 
die angegebenen Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus 
anderen Werken übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die 
Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen Prüfungs-
verfahrens gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen 
bereits veröffentlicht hat  sowie dass das in Dateiform eingereichte Exemplar mit 
eingereichten gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Bachelorarbeit wird von einem Prüfer bewertet, der der Betreuer der Arbeit sein 
kann. 2§ 22 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend. 3Weichen die Einzelbewertungen 
um mehr als eine ganze Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von ihnen „nicht 
ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung eines weiteren 
Prüfers ein.  
 
(6) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-
Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und ein etwaig 
gefordertes, zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten, soweit hier, im 
Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes 
geregelt ist, die Regelungen über mündliche Prüfungsleistungen entsprechend. 2Sie werden 
von  einem Prüfer bewertet und finden in zusätzlicher Gegenwart eines Beisitzers statt, für 
die Benotung gilt § 22.  
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 

§ 26 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt, ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens 
„ausreichend“ (4,0) ist. 2Die Bachelor-Arbeit sowie eine etwaig geforderte mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der 
Bachelor-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-
Kolloquium sind bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet 
wurden; sie müssen jeweils für sich bestanden sein. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Bachelor-Arbeit 
nicht bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem 
Umfang die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der 
Bachelor-Arbeit kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und 
Weise erfolgen. 3Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des 
Bachelor-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und ein etwaig 
gefordertes, zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten die Regelungen zur 
Bachelor-Arbeit in den Sätzen 1 und 2 entsprechend. 
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung, die Orientierungsprüfung 
oder die Zwischenprüfung  endgültig nicht bestanden, wird ihm auf seinen Antrag gegen 
Vorlage der entsprechenden Nachweise und der Exmatrikulationsbescheinigung vom 
Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen 
und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur jeweiligen Prüfung noch 
fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die Prüfung nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
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Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 

§ 27 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Für die Wiederholung der zur Orientierungs- bzw. zu einer evtl. Zwischenprüfung 
gehörenden studienbegleitenden Prüfungsleistungen gelten die Regelungen der §§ 9 und 
13, sonstige studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als 
nicht bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß 
§ 19 Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden Wieder-
holungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die Prüfungsleistungen 
wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit einschließlich „ausreichend“ 
(4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen des ersten Prüfungs-
versuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist - unter Beachtung der in §§ 9 und 13 genannten 
Orientierungs- und Zwischenprüfungsfristen - in dem auf die nicht bestandene Prüfung 
folgenden Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und 
findet in der Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgeseh-
enen regulären Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungs-
prüfung ist diese mit „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat 
das Versäumnis nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser 
Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann.    
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen. 
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu erbring-
enden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und insbesondere 
im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die fachspezifischen 
Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der Wiederholungsprüfung zu 
erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in diesem Fall spätestens 
zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 

§ 28 Wiederholung der Bachelor-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des 
Studiums zu erbringender mündlicher Prüfungen  
 
(1) 1Eine Bachelor-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 4 Wochen der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
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Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Bachelor-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
(3) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-
Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der Bachelor-Arbeit und ein etwaig 
gefordertes, zur Bachelor-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten jeweils die 
Vorschriften des Abs. 1 Satz 1, 2 und Abs. 2 entsprechend.  
 

VII. Bachelor-Gesamtnote  
 

§ 29 Bildung der Bachelor-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, so wird eine Bachelor-Gesamtnote gebildet, wobei 
als Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Bachelor-Gesamtnote ergibt sich aus dem Durchschnitt der Fachnoten im Haupt- 
und Nebenfach, wobei die Note im Hauptfach fünffach und die Note im Nebenfach dreifach 
zu gewichten ist. 2Für die Bachelor-Note gelten § 22 Abs. 2 und § 22 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend. Die Berechnung der Fachnote für das Hauptfach und die Berechnung der 
Fachnote für das Nebenfach werden  für die einzelnen Fächer dieser Studien- und 
Prüfungsordnung im Besonderen Teil dieser Studien- und Prüfungsordnung geregelt. 
Für die Berechnung der Fachnote für das Studium im Nebenfach an einer anderen Fakultät 
bzw. einem anderen Fachbereich der Fakultät gilt die entsprechende Studien- und 
Prüfungsordnung der anderen Fakultät bzw. des anderen Fachbereichs in der jeweils 
gültigen Fassung. 
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 

§ 30 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis werden neben der Bachelor-Gesamtnote die einzelnen Fachnoten (Hauptfach und 
Nebenfach) und das Thema der Bachelor-Arbeit eingetragen. 3Das Zeugnis wird vom Dekan 
der Philosophischen Fakultät unterzeichnet. 4Es trägt das Datum des Tages, an dem die 
letzte zur Bachelor-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 5Es wird in 
deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 
- die im Laufe des Bachelor-Studiums belegten Module sowie  ihre Komponenten und 

ECTS-Punkte im fachspezifischen Bereich sowie im Bereich überfachlicher 
berufsfeldorientierter Kompetenzen  

- die Modulnoten, 
- die Note der Bachelor-Arbeit und einer etwaig vorgesehenen mündlichen 
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Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den 
Inhalt der Bachelor-Arbeit bzw. eines etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit 
gehörigen Abschluss-Kolloquiums. 

 
3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
 

§ 31 Urkunde 
  
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Bachelor-Prüfung erhält der Kandidat eine Bachelor-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Bachelorgrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Bachelor-Urkunde wird vom Dekan unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität 
versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
 

§ 32 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Bachelor-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten 
hierüber vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Bachelor-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Bachelor-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 

IX. Schlussbestimmungen  
 

§ 33 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich  in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Bachelor-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
einen Werktag (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei mündlichen 
Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens drei Werktage (ohne Samstage) vor 
dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
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Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

§ 34 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Orientierungsprüfung und die Zwischenprüfung 
innerhalb einer angemessenen Frist nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung hierfür 
vorgesehenen Fristen abzulegen. 2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum 
eine Verlängerung der Fristen beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die 
Dauer der Verlängerung. 3Dem Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere 
ärztliche Atteste, beizulegen. 4In besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage 
eines amtsärztlichen Attestes verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in 
den Voraussetzungen unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob 
die vorstehend genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie 
gegebenenfalls die neu festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 

§ 35 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Orientierungsprüfung, die Zwischenprüfung bzw. die Bachelor-
Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
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nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die 
Orientierungsprüfung, die Zwischenprüfung bzw. die Bachelor-Prüfung für nicht bestanden 
erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Bachelorgrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Bachelor-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 

§ 36 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Bachelor-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Bachelor-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten und ebenfalls 
innerhalb eines Jahres in die Protokolle zu einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Bachelor-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Bachelor-Arbeit bzw. zu einem etwaig geforderten, zur Bachelor-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 

§ 37 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Winter-Semester 2012/2013. 3Gleichzeitig tritt die Studien- und Prüfungsordnung für das 
Fach Kulturen des Alten Orients B.A. (Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 
2007, Nr. 16) außer Kraft.  
 
4Studierende, die ihr Bachelor-Studium im Bachelor-Studiengang Kulturen des Alten Orients 
vor dem vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, sind berechtigt, die 
Bachelor-Prüfung im Bachelor-Studiengang Kulturen des Alten Orients an der Universität 
Tübingen nach den bislang geltenden Regelungen innerhalb von 4 Jahren nach Inkrafttreten 
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dieser Ordnung abzulegen. 
 
5Studierende, die ihr Bachelor-Studium im Bachelor-Studiengang Kulturen des Alten Orients, 
Profilbereich Ägyptologie, vor dem vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, 
sind auf schriftlichen Antrag, der bis 31. März 2013 beim Prüfungsamt für die Philosophische 
Fakultät eingegangen sein muss, berechtigt in die für den Bachelor-Studiengang Ägyptologie 
mit Wirkung zum Wintersemester 2012/2013 in Kraft tretende Studien- und Prüfungsordnung 
zu wechseln. 6Bisher erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen werden dann nach der 
aufgrund dieser Satzung geltenden Neuregelung angerechnet. 7Ein zusätzlicher 
Prüfungsanspruch wird durch diese Satzung nicht erworben; Fehlversuche bei der 
Erbringung einer Prüfungsleistung nach der bisher geltenden Regelung werden angerechnet. 
 
8Studierende, die ihr Bachelor-Studium im Bachelor-Studiengang Kulturen des Alten Orients, 
Profilbereich Altorientalische Philologie, vor dem vorstehend genannten Semester 
aufgenommen haben, sind auf schriftlichen Antrag, der bis 31. März 2013 beim Prüfungsamt 
für die Philosophische Fakultät eingegangen sein muss, berechtigt in die für den Bachelor-
Studiengang Altorientalische Philologie mit Wirkung zum Wintersemester 2012/2013 in Kraft 
tretende Studien- und Prüfungsordnung zu wechseln. 9Bisher erbrachte Studien- und 
Prüfungsleistungen werden dann nach der aufgrund dieser Satzung geltenden Neuregelung 
angerechnet. 10Ein zusätzlicher Prüfungsanspruch wird durch diese Satzung nicht erworben; 
Fehlversuche bei der Erbringung einer Prüfungsleistung nach der bisher geltenden Regelung 
werden angerechnet. 
 
11Studierende, die ihr Bachelor-Studium im Bachelor-Studiengang Kulturen des Alten 
Orients, Profilbereich Vorderasiatische Archäologie und Palästina-Archäologie, vor dem 
vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, sind auf schriftlichen Antrag, der bis 
31. März 2013 beim Prüfungsamt für die Philosophische Fakultät eingegangen sein muss, 
berechtigt in die für den Bachelor-Studiengang Vorderasiatische Archäologie und Palästina-
Archäologie mit Wirkung zum Wintersemester 2012/2013 in Kraft tretende Studien- und 
Prüfungsordnung zu wechseln. 12Bisher erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen werden 
dann nach der aufgrund dieser Satzung geltenden Neuregelung angerechnet. 13Ein 
zusätzlicher Prüfungsanspruch wird durch diese Satzung nicht erworben; Fehlversuche bei 
der Erbringung einer Prüfungsleistung nach der bisher geltenden Regelung werden 
angerechnet. 
 
 
 
Tübingen, den 16.7.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Altorientalische Philologie mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of 

Arts (B. A.) 

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 10.5.2012 den nachstehenden 
Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den 
Studiengang Altorientalische Philologie mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Arts 
(B. A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 16.7.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil für das Fach Altorientalische Philologie des Fachbereichs Altertums- 
und Kunstwissenschaften der Philosophischen Fakultät  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
IV. Orientierungsprüfung 
§ 8 Art, Umfang und Durchführung der Orientierungsprüfung 
V. Zwischenprüfung   
§ 9 Art, Umfang und Durchführung der Zwischenprüfung 
VI. Bachelor-Prüfung und Bachelor-Gesamtnote 
§ 10 Art und Durchführung der Bachelor-Prüfung 
§ 11 Bachelorarbeit 
§ 12 Bildung der Bachelor-Gesamtnote 
VII. Schlussbestimmungen 
§ 13 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 
Ägyptologie, Altorientalische Philologie und Vorderasiatische Archäologie und Palästina-
Archäologie mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Arts (B. A.) – Allgemeiner Teil 
– ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit hier keine 
spezielleren Regelungen getroffen werden. 
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I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 

§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1

Das Studium des B.A. in Altorientalischer Philologie  dient der Aneignung langfristiger, 
auf systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter 
grundlegender wissenschaftlicher Qualifikationen, die eine erste allgemeine wissenschaftlich 
fundierte berufsbezogene Qualifikation der Studierenden im Bereich der Altorientalischen 
Philologie begründen.  
 

(2) 
1
Die Regelstudienzeit im Bachelor-Studiengang Altorientalische Philologie  ist in § 1 Abs. 

6 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
2
Der Erwerb von insgesamt 180 

Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen B.Sc. / B.A -Studiengang erfolgreich 
abzuschließen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der 
Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen 
Fassung geregelt.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 

(1) 
1
Der Bachelor-Studiengang Altorientalische Philologie kann als Haupt- oder als 

Nebenfach studiert werden. 
2
Er gliedert sich in 3 Studienjahre. 

3
Das erste Jahr schließt mit 

der Orientierungsprüfung das zweite mit der Zwischenprüfung und das dritte mit der 
Bachelorprüfung ab.  
 
(2) Das Studium der Altorientalischen Philologie als Hauptfach erfordert die regelmäßige 
Teilnahme an bestimmten Modulen mit einem Gesamtumfang von insgesamt 99 ECTS:  
 

Semes- 
ter 

Modul-Nr. 
 
Modulbezeichnung 

ECTS- 
Punkte 

1 

AOP-BA.01 Akkadisch I 9 

AOP-BA-10 Einführung in die Altorientalische Philologie 3 

AOP-BA-11 Kulturgeschichte des Alten Orients I 3 

2 
AOP-BA-01 Akkadisch II 6 

AOP-BA-05 Sumerisch I 9 

3 

AOP-BA-02 Akkadische Textlektüre I 3 

AOP-BA-05 Sumerisch II 6 

AOP-BA-12 Kulturgeschichte des Alten Orients II 3 

AOP-BA-14 Wahlmodul I 6 

4 

AOP-BA-03 Akkadische Textlektüre II 3 

AOP-BA-06 Sumerische Textlektüre I 3 

AOP-BA-14 Wahlmodul I 6 

5 
 

AOP-BA-04 Akkadische Textlektüre III 3 

AOP-BA-08 Schwierige Keilschrifttexte I 6 

AOP-BA-13 Kulturgeschichte des Alten Orients III 3 

6 

AOP-BA-07  Sumerische Textlektüre II 3 

AOP-BA-09  Schwierige Keilschrifttexte II  6 

AOP-BA-16 
Prüfungsmodul Hauptfach  
BA-Arbeit (12)   
Mdl.Prüfung (6) 

18 

 
(3) Das Studium der Altorientalischen Philologie als Nebenfach erfordert die regelmäßige 
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Teilnahme an bestimmten Modulen mit einem Gesamtumfang von insgesamt 60 ECTS.1 
 
Option a: Schwerpunkt Akkadisch 
 

Semes- 
ter 

Modul-Nr. 
 
Modulbezeichnung 

ECTS- 
Punkte 

1 

AOP-BA-01 Akkadisch I 9 

AOP-BA-10 Einführung in die Altorientalische Philologie 3 

AOP-BA-11 Kulturgeschichte des Alten Orients I 3 

2 AOP-BA-01 Akkadisch II 6 

3 

AOP-BA-02 Akkadische Textlektüre I 3 

AOP-BA-12 Kulturgeschichte des Alten Orients II 3 

AOP-BA-14 Wahlmodul I 6 

4 
AOP-BA-3 Akkadische Textlektüre II 3 

AOP-BA-14 Wahlmodul I 6 

5 

AOP-BA-4 Akkadische Textlektüre III 3 

AOP-BA-13 Kulturgeschichte des Alten Orients III 3 

AOP-BA-15 Wahlmodul II 6 

6 AOP-BA-17 
Prüfungsmodul Nebenfach  
Mdl.Prüfung (6) 6 

 
Option b: Schwerpunkt Sumerisch 
 

Semes- 
ter 

Modul-Nr. 

 
Modulbezeichnung ECTS- 

Punkte 

1 

AOP-BA-10 Einführung in die Altorientalische Philologie 3 

AOP-BA-11 Kulturgeschichte des Alten Orients I 3 

AOP-BA-14 Wahlmodul I 6 

2 
AOP-BA-05 Sumerisch I 9 

AOP-BA-14 Wahlmodul I 6 

3 

AOP-BA-05 Sumerisch II 6 

AOP-BA-12 Kulturgeschichte des Alten Orients II 3 

AOP-BA-15 Wahlmodul II  3 

4 
AOP-BA-06 Sumerische Textlektüre I 3 

AOP-BA-15 Wahlmodul II 6 

5 AOP-BA-13 Kulturgeschichte des Alten Orients III 3 

6 
 

AOP-BA-07  Sumerische Textlektüre II  3 

AOP-BA-17 
Prüfungsmodul Nebenfach  
Mdl.Prüfung (6) 

6 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 

§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1
Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 

 
1. Vorlesungen 
2. Seminare  

                                                 
1
 Tabelle für Nebenfach neu eingefügt 
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3. Übungen  
 
2
Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der Veranstaltungs-

typen von Satz 1 Ziffer 2 bis 3 bestehen, können zahlenmäßige Zugangsbeschränkungen 
festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet 
werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen Lehrveranstaltungen sollen insbesondere 
fachspezifische Arbeitstechniken und auch überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen 

vermittelt werden. 
4
Außerdem sollen die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren 

Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich 
wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus 
beschränkt werden oder der Zugang zu einem Studienabschnitt von dem Erbringen 
bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht werden, wenn ansonsten eine 
ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus 
sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Bachelorstudiengang Altorientalische Philologie ist 
deutsch.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 

§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung bzw. dem Modulhandbuch.  
 

IV. Orientierungsprüfung 
 

§ 8 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen; Art, Umfang und Durchführung der 
Orientierungsprüfung 
 
(1) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Hauptfach ist die regelmäßige und erfolgreiche 
Teilnahme an den für das 1. Studienjahr im Hauptfach geforderten Modulen  
 
(2) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Nebenfach ist die regelmäßige und 
erfolgreiche Teilnahme an den für das 1. Studienjahr im Nebenfach geforderten Modulen  
 
(3) Die Orientierungsprüfung besteht im Hauptfach aus den studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen der folgenden Module: 
 

 Modul AOP-BA-01 Akkadisch 

 Modul AOP-BA-05.1 Sumerisch 
 
(4) Die Orientierungsprüfung besteht im Nebenfach aus den studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen der folgenden Module: 
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Schwerpunkt Akkadisch: 
 

 Modul AOP-BA-01 Akkadisch 
Schwerpunkt Sumerisch: 

 Modul AOP-BA-05.1 Sumerisch 
 
(5) 1Die Fachnote ergibt sich aus dem nach Leistungspunkten gewichteten Durchschnitt der 
Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2§ 22 Absatz 2 und 3 des Allgemeinen Teils 
gelten entsprechend. 
 

V. Zwischenprüfung   
 

§ 9 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen; Art, Umfang und Durchführung der 
Zwischenprüfung 
 
(1) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Hauptfach sind  
 
1. die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das 2. Studienjahr im 

Hauptfach geforderten Modulen  
2. die erfolgreich abgelegte Orientierungsprüfung 
 
(2) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Nebenfach sind  
 
1. die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das 2. Studienjahr im 

Nebenfach geforderten Modulen  
2. die erfolgreich abgelegte Orientierungsprüfung  
 
(3) Die Zwischenprüfung besteht im Hauptfach aus den studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen der folgenden Module: 
 

 Modul AOP-BA-05.2 Sumerisch 

 Modul AOP-BA-02 Akkadische Textlektüre I 
 
(4) Die Zwischenprüfung besteht im Nebenfach aus den studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen der folgenden Module: 
 
Schwerpunkt Akkadisch: 
 

 Modul AOP-BA-02 Akkadische Textlektüre I 
Schwerpunkt Sumerisch:  

 Modul AOP-BA-05.2 Sumerisch 
 
(5) 1Die Fachnote ergibt sich aus dem nach Leistungspunkten gewichteten Durchschnitt der 
Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2§ 22 Absatz 2 und 3 des Allgemeinen Teils 
gelten entsprechend. 
 

VI. Bachelor-Prüfung und Bachelor-Gesamtnote 
 

§ 10 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen; Art und Durchführung der Bachelor-
Prüfung 

 
(1) Fachliche Zulassungsvoraussetzung im Hauptfach ist neben den im Allgemeinen Teil 
dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das fünfte Studiensemester (vgl. 
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Übersicht § 3) vorgesehenen Modulen 
 
(2) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen im Nebenfach ist neben den im Allgemeinen Teil 
dieser Ordnung genannten Voraussetzungen  
die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das fünfte Studiensemester (vgl. 
Übersicht § 3) vorgesehenen Modulen 
 

§ 11 Bachelorarbeit 
 
Die Bachelorarbeit ist in § 25 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 12 Bildung der Bachelor-Gesamtnote 
 
(3) Die Note im Hauptfach ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren Regelungen in 
§ 29 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung zu 20 % aus der Note der Bachelor-Arbeit, zu 10 
% aus der mündlichen Prüfung  (des Prüfungsmoduls Hauptfach) und zu 70 % aus dem 
nach Leistungspunkten gewichteten Durchschnitt aller Noten der übrigen benoteten Module, 
außer den im Bereich „überfachliche berufsfeldorientierte Kompetenzen“ (außer wenn diese 
integriert in Fachveranstaltungen erworben werden) absolvierten Modulen. 
 
(4) Die Note im Nebenfach ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren Regelungen in 
§ 29 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach Leistungspunkten gewichteten 
Durchschnitt der Noten der studienbegleitenden Prüfungsleistungen. 
 

VII. Schlussbestimmungen 
 

§ 13 Inkrafttreten und Übergangsregelung 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Winter-Semester 2012/2013. 3Gleichzeitig tritt die Studien- und Prüfungsordnung für das 
Fach Kulturen des Alten Orients B.A. (Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 
2007, Nr. 16) außer Kraft.  
 
4Studierende, die ihr Bachelor-Studium im Studiengang Kulturen des Alten Orients vor dem 
vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, sind berechtigt, die Bachelor-
Prüfung im Studiengang Kulturen des Alten Orients an der Universität Tübingen nach den 
bislang geltenden Regelungen innerhalb von 4 Jahren nach Inkrafttreten dieser Ordnung 
abzulegen. 
5Studierende, die ihr Bachelor-Studium im Studiengang Kulturen des Alten Orients, 
Profilbereich Altorientalische Philologie vor dem vorstehend genannten Semester 
aufgenommen haben, sind auf schriftlichen Antrag, der bis 31. März 2013 beim Prüfungsamt 
für die Philosophische Fakultät eingegangen sein muss, berechtigt in die für den Bachelor-
Studiengang Altorientalische Philologie mit Wirkung zum Wintersemester 2012/2013 in Kraft 
tretende Studien- und Prüfungsordnung zu wechseln. 6Bisher erbrachte Studien- und 
Prüfungsleistungen werden dann nach der aufgrund dieser Satzung geltenden Neuregelung 
angerechnet. 7Ein zusätzlicher Prüfungsanspruch wird durch diese Satzung nicht erworben; 
Fehlversuche bei der Erbringung einer Prüfungsleistung nach der bisher geltenden Regelung 
werden angerechnet. 
 
Tübingen, den 16.7.2012 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den interfakultären 

Studiengang Politik und Gesellschaft Ostasiens mit akademischer 

Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) der Philosophischen Fakultät und der 

Fakultät für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 19.7.2012 den nachstehenden 
Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den 
interfakultären Studiengang Politik und Gesellschaft Ostasiens mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) der Philosophischen Fakultät und der Fakultät für 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 25.7.2012 erteilt. 
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§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 26 Schutzbestimmungen 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
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I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Struktur des Master-Studienganges7  
 
(1) Im interfakultären Studiengang Politik und Gesellschaft Ostasiens mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) der Philosophischen Fakultät und der Fakultät für 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften (im Folgenden: Master-Studiengang) wird das 
European Credit Transfer and Accumulation System (ECTS) angewendet, d.h. allen 
Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte (Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) 
zugewiesen, deren jeweilige Anzahl sich nach dem voraussichtlich erforderlichen 
Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden richtet.  
 
(2) 1Der Master-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der Prüfungs-
ordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden Module 
und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt.  
  
(3) Der Master-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang entspricht 120 ECTS-Punkten, von denen 20 ECTS-Punkte auf die 
Masterarbeit und 100 ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen. 
2Neben der Master-Arbeit kann auch eine mündliche Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, eine mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder ein 
zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium vorgesehen werden.  
 
(5) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika vier Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen. 
 
(6) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen.  
  

§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Master of Arts-Prüfung (im Folgenden: Master-Prüfung) wird der 
akademische Grad „Master of Arts“ (abgekürzt „M. A.“) verliehen. 
 

                                                 
7
 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 

personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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§ 3 Fächer 
  
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch, das zu Beginn 
eines jeden Semesters herausgegeben wird, genauer spezifiziert. 
 

§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Gemeinsame Kommission 
Politik und Gesellschaft Ostasiens einen Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses, das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren 
Mitglieder sowie deren Stellvertreter werden jeweils von der Philosophischen Fakultät und 
der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät aus dem Kreise der am Studiengang 
beteiligten Personen bestellt. 3Der Prüfungsausschuss setzt sich aus Fakultätsmitgliedern 
wie folgt zusammen: 
 
1. 3 hauptberufliche Hochschullehrer,  
2. 1 akademischer Mitarbeiter,  
3. 1 Studierender (mit beratender Stimme).  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des Prüfungs-
ausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – auch mehrfach – 
zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende der laufenden 
Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur Bestellung der 
Neumitglieder im Amt. 
 
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung einge-
halten werden. 2Er berichtet den beteiligten Fakultäten regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden Leistungs-
nachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die Termine, zu 
denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt der Master-
Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, dass die 
gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG 
eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat sie der 
Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
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mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand  die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat. 2Im Verhinderungsfall bestellt der Prüfungs-
ausschuss ein anderes prüfungsberechtigtes Mitglied des Fachs, das am Lehrprogramm des 
Master-Studiengangs beteiligt ist. 3Wird bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen die 
Wiederholungsprüfung im Rahmen der für die jeweilige Prüfung vorgesehenen regulären 
Prüfungstermine durchgeführt, so ist dasjenige Mitglied des Lehrkörpers Prüfer, welches als 
Prüfer für die Prüfung an diesem regulären Prüfungstermin vorgesehen ist; wird die 
Wiederholungsprüfung nicht im Rahmen dieser Termine durchgeführt, so wird ein Prüfer 
bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
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und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4) 1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

 
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 14 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei unvergleich-
baren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem Fall erfolgt 
keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und die für 
deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 

§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung im Studiengang Politik und Gesellschaft Ostasiens bildet einen 
weiteren, über einen ersten Abschluss hinausgehenden berufsqualifizierenden Hochschulab-
schluss auf dem Gebiet der Ostasienbezogenen Politikwissenschaft. 2Mit der Master-Prüfung 
weisen die Studierenden nach, dass sie über einen solchen ersten Abschluss hinaus über 
ein vertieftes Grundwissen und eine systematische Orientierung sowie über vertiefte 
Kenntnisse im Gebiet der regionalwissenschaftlichen Ostasienforschung und in einem 
selbstgewählten Spezialgebiet die Fähigkeit erworben haben, wissenschaftliche Frage-
stellungen aus ihrem Masterfach mit den einschlägigen Methoden selbständig zu bearbeiten.  
 

§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
  
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Masterarbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium, sie ist bestanden, 
wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen Teil bzw. dem Modulhandbuch ist 
geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante studienbegleitende Prüfungsleistungen zu 
erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 13, S. 614 

 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen Prüfungs-
leistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen 
erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die Vergabe von ECTS-
Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese mindestens „ausreichend“ 
lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen 
Ergänzungsleistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
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§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch. 3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach gleichen 
Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit sowie etwa zu 
dieser gehörige mündliche Masterprüfungen, zu dieser gehörige Kolloquien und mündliche 
Prüfungen über den Inhalt der Master-Arbeit sind nicht studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der Lehrveran-
staltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die an 
derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im Modulhand-
buch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung gehen den 
Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 

an der Universität Tübingen im betreffenden Fach des Master-Studienganges 
eingeschrieben ist,  

2. seinen Prüfungsanspruch im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in 
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einem vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht verloren hat,  
3. die Master- bzw. Abschluss-Prüfung im betreffenden Fach oder in einem 

vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht endgültig nicht bestanden hat,  
4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
 
2Über Studiengänge, die als vergleichbar gelten, entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 5Andere Ablehnungsgründe 
sind nicht zulässig.  
 

§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate, 
Kolloquien und Vorträge. 
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Durch die mündlichen Prüfungen soll ferner 
festgestellt werden, ob der Kandidat über ein breites Grundlagenwissen verfügt. 3Darüber 
hinaus kann dem Kandidaten Gelegenheit gegeben werden, als Gegenstand mündlicher 
Prüfungen eingegrenzte Themen (Spezialgebiete) zu benennen. 4Die Dauer einer 
mündlichen Prüfung beträgt je Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten. 5Die 
mündliche Prüfung findet in Gegenwart eines Beisitzers statt.  
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausurarbeiten und 
Hausarbeiten. 
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
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Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
 

§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut    = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch 

den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 

Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 

(3) 
1
Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 

zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach 

Leistungspunkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 
2
Dabei werden 

zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen.  
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 21 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 
IV. Master-Arbeit 
 

§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am 
Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen  
 
Zur Master-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende 
des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium kann nur zugelassen 
werden, wer: 
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1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 11 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
 

§ 16 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit sowie der etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium (Meldung) ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist der 
Studiengang anzugeben und gegebenenfalls der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer zu 
benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 15 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren Studiengang an einer 
Hochschule verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master- bzw. Abschluss-
Prüfung im betreffenden Fach oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang an einer Hochschule endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in 
einem laufenden Prüfungsverfahren in demselben oder einem nach § 11 Abs. 2 
vergleichbaren Studiengang befindet. 4Fehlversuche an anderen bundesdeutschen 
Universitäten oder gleichgestellten Hochschulen in der Bundesrepublik werden 
angerechnet. 

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach § 11 Abs. 
2 vergleichbaren Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 4Andere 
Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 

§ 17 Master-Arbeit  
 
(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich 
darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich der Ostasien-bezogenen Politik- und 

Gesellschaftswissenschaft zu entnehmen. 
4
Findet der Prüfling keine Themenstellung für die 

Masterarbeit, so sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag 
dafür, dass der Prüfling rechtzeitig ein Thema für seine Masterarbeit erhält. 5Das Thema wird 
über den Prüfungsausschuss ausgegeben, der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind 
aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema 
der Masterarbeit zu machen; ein Anspruch auf deren Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt vier Monate, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
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ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Masterarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in zwei gebundenen Exemplaren beim 
Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 

Dateiformat einzureichen. 
3
Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 

Masterarbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert. 5Das 
Bewertungsverfahren soll spätestens 4 Wochen nach Abgabe der Arbeit abgeschlossen 
sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit 
oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die Frist einzuhalten, kann der 
Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die 
angegebenen Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen 
Werken übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit  
weder vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen 
Prüfungsverfahrens gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in 
wesentlichen Teilen bereits veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte 
Exemplar mit eingereichten gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, von denen einer der Betreuer der 
Arbeit sein kann. 2§ 14 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend. 3Weichen die 
Einzelbewertungen um mehr als eine ganze Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von 
ihnen „nicht ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung 
eines weiteren Prüfers ein. 
 
(6) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur 
Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten, soweit hier, im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, die 
Regelungen über mündliche Prüfungsleistungen entsprechend. 2Sie werden von einem 
Prüfer bewertet und finden in zusätzlicher Gegenwart eines Beisitzers statt, für die Benotung 
gilt § 14.  
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 

§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt, ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens 
„ausreichend“ (4,0) ist. 2Die Master-Arbeit sowie eine etwaig geforderte mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium 
sind bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen. 
3Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten die Regelungen zur Master-Arbeit in den 
Sätzen 1 und 2 entsprechend. 
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
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wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 

§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 11 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden Wieder-
holungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die Prüfungsleistungen 
wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit einschließlich „ausreichend“ 
(4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen des ersten Prüfungs-
versuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der 
Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären 
Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag Gelegenheit gegeben werden, die Wiederholungsprüfung so 
rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die 
Lehrveranstaltung besuchen kann.    
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der Wiederholungs-
prüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in diesem Fall 
spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 

§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums 
zu erbringender mündlicher Prüfungen  
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
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nur innerhalb der ersten 2 Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
(3) Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten jeweils die Vorschriften des Abs. 1 Satz 1, 2 
und Abs. 2 entsprechend. 
 

VII. Master-Gesamtnote  
 

§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus dem Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 14 Abs. 2 und § 14 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 

§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 3Das 
Zeugnis wird vom Dekan der Philosophischen Fakultät und vom Dekan der Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Fakultät unterzeichnet. 4Es trägt das Datum des Tages, an dem die 
letzte zur Master-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 5Es wird in 
deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 
- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 

ECTS-Punkte, 
- die Modulnoten, 
- die Note der Master-Arbeit und einer etwaig vorgesehenen mündlichen 

Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt 
der Master-Arbeit bzw. eines etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen 
Abschluss-Kolloquiums. 

 
3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
 

§ 23 Urkunde 
  
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
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Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Mastergrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan der Philosophischen Fakultät und vom Dekan der 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät unterzeichnet und mit dem Siegel der 
Universität versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
 

§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 

IX. Schlussbestimmungen  
 

§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Master-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
einen Werktag (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei mündlichen 
Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens drei Werktage (ohne Samstage) vor 
dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
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(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

§ 26 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Masterprüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der Frist 
beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 3Dem 
Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 

§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-Prüfungs-
leistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen Fällen für 
„nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für nicht 
bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
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Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 

§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten und ebenfalls 
innerhalb eines Jahres in die Protokolle zu einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit bzw. zu einem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 
§ 29 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft in Kraft. 2Sie gilt erstmals für 
das Wintersemester 2012/13. 3Studierende, die ihr Master-Studium in Politik und 
Gesellschaft Ostasiens vor dem vorstehend genannten Semester aufgenommen haben sind 
auf schriftlichen Antrag, der bis spätestens 31.3.2013 beim Prüfungsamt der 
Philosophischen Fakultät eingegangen sein muss, berechtigt, die Master-Prüfung in Politik 
und Gesellschaft Ostasiens an der Universität Tübingen nach den bislang geltenden 
Regelungen abzulegen. 4Wird ein Antrag nach Satz 3 nicht gestellt, so gelten die 
Regelungen dieser Satzung. 5Bisher erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen werden 
dann nach der aufgrund dieser Satzung geltenden Neuregelung angerechnet. 6Ein 
zusätzlicher Prüfungsanspruch wird durch diese Satzung nicht erworben; Fehlversuche bei 
der Erbringung einer Prüfungsleistung nach der bisher geltenden Regelung werden 
angerechnet. 
 
 
 
Tübingen, den 25.7.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den interfakultären 

Studiengang Politik und Gesellschaft Ostasiens mit akademischer Abschlussprüfung 

Master of Arts (M. A.) der Philosophischen Fakultät und der Fakultät für Wirtschafts- 

und Sozialwissenschaften – Besonderer Teil – 

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 19.7.2012 den nachstehenden 
Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den 
interfakultären Studiengang Politik und Gesellschaft Ostasiens mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) der Philosophischen Fakultät und der Fakultät für 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 25.7.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
II.  Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Masterarbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den interfakultären 
Studiengang Politik und Gesellschaft Ostasiens mit akademischer Abschlussprüfung Master 
of Arts (M. A.) der Philosophischen Fakultät und der Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Fakultät – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil 
dieser Ordnung, soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 

§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1

Der Master-Studiengang ist ein interfakultärer konsekutiver und forschungsorientierter 
Studiengang, der gemeinsam getragen wird von der Abteilung für Japanologie sowie der 
Abteilung für Sinologie und Koreanistik des Asien-Orient-Instituts der Philosophischen 
Fakultät und dem Institut für Politikwissenschaft der Wirtschafts- und Sozialwissenschaft-
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lichen Fakultät; der Studiengang verklammert die systematisch-disziplinären, 
regionalspezifischen und sprachlichen Kompetenzen der beteiligten Institutionen. 2Das 
Studium des M.A. in Politik und Gesellschaft Ostasiens dient der Aneignung langfristiger, auf 
systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissen-
schaftlicher Qualifikationen, die eine allgemeine wissenschaftlich fundierte berufsbezogene 
Qualifikation der Studierenden im Bereich der Politik und Gesellschaft Ostasiens begründen. 
3Das Fach umfasst die Beschäftigung mit Problemen der politischen Systeme in Greater 
China (VR China, Taiwan, Hongkong sowie Singapur) einerseits und in Japan andererseits 
sowie die vergleichende Betrachtung dieser beiden Entitäten unter innen-, außen-, friedens-, 
entwicklungs- und integrationspolitischen Gesichtspunkten. 4Der problemorientierte Vergleich 
kann jedoch auch andere Weltregionen (Süd- und Zentralasien, Lateinamerika; Europa) mit 
einschließen. 5Die Vermittlung vertieften Wissens über den Stand der wissenschaftlichen 
Theoriebildung auf dem Gebiet der Internationalen Beziehungen und der Vergleichenden 
Politikforschung im Allgemeinen sowie der Friedens- und Konfliktforschung, der 
Entwicklungsforschung und der Integrationsforschung im Besonderen soll eine interdiszipli-
näre Anschlussfähigkeit der für den ostasiatischen Raum erworbenen Fachexpertise 
sicherstellen. 6Von besonderer Bedeutung ist die konsekutive Sprachausbildung als Arbeit 
mit originalsprachigen Texten und Dokumenten im Rahmen von Seminaren und Übungen. 
  

(2) 
1
Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Politik und Gesellschaft Ostasiens ist in § 1 

Abs. 5 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
2
Der Erwerb von insgesamt 120 

Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen M.A -Studiengang erfolgreich 
abzuschließen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der 
Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen 
Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein guter Bachelor- Abschluss  
oder ein gleichwertiger Abschluss im Fach Politikwissenschaft oder in vergleichbaren 
sozialwissenschaftlichen Studiengängen mindestens mit der Note 2,5; oder ein guter 
Bachelor-Abschluss oder ein gleichwertiger Abschluss im Fach Japanologie, im Fach 
Sinologie oder in vergleichbaren asienwissenschaftlichen Studiengängen jeweils mit 
sozialwissenschaftlicher Vertiefungsrichtung mindestens mit der Note 2,5, sowie gute 
Kenntnisse in der chinesischen oder japanischen Sprache auf dem Niveau der Mittelstufe 
nach Maßgabe der Sprachausbildung an der Abteilung für Seminar für Sinologie und Korea-
nistik bzw. an der Abteilung für Japanologie der Universität Tübingen (Stufe B2 des 
gemeinsamen europäischen Referenzrahmens für Sprachen). 
2Über die Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss.  
 
(4) Für das Studium des M.A Politik und Gesellschaft Ostasiens sind außerdem  gute 
Kenntnisse der englischen Sprache entsprechend der Stufe B2 des Europäischen 
Referenzrahmens für Sprachen nachzuweisen.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 

(1) 
1
Das Master-Studium Politik und Gesellschaft Ostasiens gliedert sich in zwei 

Studienjahre. 
2
Es schließt mit der Masterprüfung ab.  

(2) 
1
Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 Leistungspunkten, welches aus 

den folgenden Modulen besteht: 
 
Semest
er  

Modul-Nr.  Modulbezeichnung  
 

ECTS-
Punkte  

 
1 

PGO-MA-01 Einführung in Politik und Gesellschaft Ostasiens 12 

PGO-MA-02 
Grundlagen der sozialwissenschaftlichen Analyse politischer und 
gesellschaftlicher Prozesse 

12 

PGO-MA-03 Regionalwissenschaftliche Sprachkompetenz Japanisch: 
Mittelstufe 
alternativ: 
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 PGO-MA-04 Regionalwissenschaftliche Sprachkompetenz Chinesisch: 
Mittelstufe 

9 

2 
 
 
& 
 
3 

PGO-MA-05 
Regionalwissenschaftliche Vertiefung: Politik und Konflikt in 
Japan und Greater China 

24 

PGO-MA-06 Sozialwissenschaftliche Vertiefung: Instrumente der Analyse 
politischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher 
Prozesse in Ostasien 

24 

PGO-MA-07 
 
 
 
PGO-MA-08 

Regionalwissenschaftliche Sprachkompetenz und Fachsprache 
Japanisch: Oberstufe 
alternativ: 
Regionalwissenschaftliche Sprachkompetenz und Fachsprache 
Chinesisch: Oberstufe 

12 
 
 

PGO-MA-09 Kolloquium (9.1) 1 

 
4 

PGO-MA-09 
Kolloquium (9.2) 
 

2 

PGO-MA-10 
Prüfungsmodul  
(Master-Arbeit, Masterprüfung) 
  

24 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 

§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1
Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 

 
1. Vorlesungen 
2. Seminare 
3. Kolloquien 
4. Übungen  
5. Sprachübungen 
6. Studienprojekte 
 
2
Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der Veranstaltungs-

typen von Satz 1 Ziffer 2 bis 6 bestehen, können zahlenmäßige Zugangsbeschränkungen 
festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet 
werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen Lehrveranstaltungen sollen insbesondere 
fachspezifische Arbeitstechniken und auch überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen 

vermittelt werden. 
4
Außerdem sollen die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren 

Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich 
wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus 
beschränkt werden oder der Zugang zu einem Studienabschnitt von dem Erbringen 
bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht werden, wenn ansonsten eine 
ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus 
sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 
 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Politik und Gesellschaft Ostasiens 
ist deutsch. 2Lehrveranstaltungen und Prüfungen können in englischer Sprache stattfinden; 
es wird vorausgesetzt, dass die Studierenden über ausreichende englische Sprach-
kenntnisse verfügen.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
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Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im Modul-
handbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 

§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung und dem Modulhandbuch.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 

§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 15 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

 die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das 3. und 4. Studiensemester 
(vgl. Übersicht § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen.  

 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung zu 20% aus der Note des 
Prüfungsmoduls (Master-Arbeit und eventuell in der Tabelle in § 3 für dieses Modul 
vorgesehene weitere Leistungen) und zu 80% aus dem nach Leistungspunkten gewichteten 
Durchschnitt aller Noten der übrigen benoteten Module.  
 

V. Schlussbestimmungen 
 

§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Wintersemester 2012/13. 

3Studierende, die ihr Master-Studium in Politik und Gesellschaft Ostasiens vor dem 
vorstehend genannten Semester aufgenommen haben sind auf schriftlichen Antrag, der bis 
spätestens 31.3.2013 beim Prüfungsamt der Philosophischen Fakultät eingegangen sein 
muss, berechtigt, die Master-Prüfung in Politik und Gesellschaft Ostasiens an der Universität 
Tübingen nach den bislang geltenden Regelungen abzulegen. 4Wird ein Antrag nach Satz 3 
nicht gestellt, so gelten die Regelungen dieser Satzung. 5Bisher erbrachte Studien- und 
Prüfungsleistungen werden dann nach der aufgrund dieser Satzung geltenden Neuregelung 
angerechnet. 6Ein zusätzlicher Prüfungsanspruch wird durch diese Satzung nicht erworben; 
Fehlversuche bei der Erbringung einer Prüfungsleistung nach der bisher geltenden Regelung 
werden angerechnet. 
 
Tübingen, den 25.7.2012 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 13, S. 629 

Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Slavistik mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.)  

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 10.5.2012 den nachstehenden 
Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den 
Studiengang Slavistik mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 16.7.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Master-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
§ 7 Zweck der Prüfung 
§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
IV. Master-Arbeit 
§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am Ende 
des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen 
§ 16 Zulassungsverfahren 
§ 17 Master-Arbeit 
V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums zu 
erbringender mündlicher Prüfungen 
VII. Master-Gesamtnote 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 23 Urkunde 
§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
IX. Schlussbestimmungen 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 26 Schutzbestimmungen 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
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§ 29 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
  

§ 1 Struktur des Master-Studienganges1  
 
(1) Im Studiengang Slavistik mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) (im 
Folgenden: Master-Studiengang) wird das European Credit Transfer and Accumulation 
System (ECTS) angewendet, d.h. allen Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte 
(Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) zugewiesen, deren jeweilige Anzahl sich nach 
dem voraussichtlich erforderlichen Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden richtet.  
 
(2) 1Der Master-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden 
Module und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt.  
  
(3) Der Master-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang entspricht 120 ECTS-Punkten, von denen 20 ECTS-Punkte auf die 
Masterarbeit und 100 ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen. 
2Neben der Master-Arbeit kann auch eine mündliche Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, eine mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder ein 
zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium vorgesehen werden.  
 
(5) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika vier Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen. 
 
(6) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen.  
  

§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Master of Arts-Prüfung (im Folgenden: Master-Prüfung) wird der 
akademische Grad „Master of Arts“ (abgekürzt „M. A.“) verliehen. 
 

§ 3 Fächer 
  
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch, das zu Beginn 
eines jeden Semesters herausgegeben wird, genauer spezifiziert. 
 

§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet der Fachbereich Neuphilologie der 
Philosophischen Fakultät einen Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des Prüfungsau-
sschusses, das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren Mitglieder sowie 
deren Stellvertreter werden jeweils von der Fakultät bestellt. 3Der Prüfungsausschuss setzt 
sich aus Fakultätsmitgliedern wie folgt zusammen: 

                                                 
1
 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 

personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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1. 3 hauptberufliche Hochschullehrer,  
2. 1 akademischer Mitarbeiter,  
3. 1 Studierende(r) (mit beratender Stimme).  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des Prüfungs-
ausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – auch mehrfach – 
zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende der laufenden 
Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur Bestellung der 
Neumitglieder im Amt. 
 
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt 
der Master-Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, 
dass die gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 
LHG eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat sie der 
Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand  die 
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Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat; sie finden, sofern in der Studien- und 
Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, vor einem 
Prüfer statt. 2Im Verhinderungsfall bestellt der Prüfungsausschuss ein anderes prüfungs-
berechtigtes Mitglied des Fachs, das am Lehrprogramm des Master-Studiengangs beteiligt 
ist. 3Wird bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im Rahmen 
der für die jeweilige Prüfung vorgesehenen regulären Prüfungstermine durchgeführt, so ist 
dasjenige Mitglied des Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die Prüfung an diesem 
regulären Prüfungstermin vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung nicht im Rahmen 
dieser Termine durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
(4) 1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

 
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
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Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 14 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei unver-
gleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem Fall 
erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und die 
für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 

§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung in Slavistik bildet einen weiteren, über einen ersten Abschluss 
hinausgehenden berufsqualifizierenden Hochschulabschluss auf dem Gebiet der slavischen 
Sprach-, Literatur und Kulturwissenschaft. 2Mit der Master-Prüfung weisen die Studierenden 
nach, dass sie über einen solchen ersten Abschluss hinaus über ein vertieftes Grundwissen 
und eine systematische Orientierung sowie über vertiefte Kenntnisse in einem selbst-
gewählten Spezialgebiet verfügen und die Fähigkeit erworben haben, wissenschaftliche 
Fragestellungen aus ihrem Masterfach mit den einschlägigen Methoden selbständig zu 
bearbeiten.  
 

§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
  
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen  und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Masterarbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium, sie ist bestanden, 
wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen Teil bzw. dem Modulhandbuch ist 
geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante studienbegleitende Prüfungsleistungen zu 
erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten  
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(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen Prüfungs-
leistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen 
erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die Vergabe von ECTS-
Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese mindestens „ausreichend“ 
lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen Ergänzungs-
leistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
 

§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch. 3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach gleichen 
Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit sowie etwa zu 
dieser gehörige mündliche Masterprüfungen, zu dieser gehörige Kolloquien und mündliche 
Prüfungen über den Inhalt der Master-Arbeit sind nicht studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der Lehrver-
anstaltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die an 
derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
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Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 

an der Universität Tübingen im betreffenden Fach des Master-Studienganges 
eingeschrieben ist,  

2. seinen Prüfungsanspruch im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in 
einem vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht verloren hat,  

3. die Master- bzw. Abschluss-Prüfung im betreffenden Fach oder in einem 
vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht endgültig nicht bestanden hat,  

4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
2Vergleichbare Studiengänge sind slavistische Bachelor- und Master-Studiengänge; über 

weitere Studiengänge, die als vergleichbar gelten, entscheidet der Prüfungsausschuss. 
3In einem vergleichbaren Studiengang gilt dies nur für den Verlust des 
Prüfungsanspruches in Prüfungen bzw. Modulen, die auch im Studiengang Slavistik 
verlangt werden.  

 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 5Andere Ablehnungsgründe 
sind nicht zulässig.  
 

§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate, 
Kolloquien. 
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Durch die mündlichen Prüfungen soll ferner 
festgestellt werden, ob der Kandidat über ein breites Grundlagenwissen verfügt. 3Darüber 
hinaus kann dem Kandidaten Gelegenheit gegeben werden, als Gegenstand mündlicher 
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Prüfungen eingegrenzte Themen (Spezialgebiete) zu benennen. 4Die Dauer einer 
mündlichen Prüfung beträgt je Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten. 
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren, Hausarbeiten. 
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
 

§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut    = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den 

 durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen 

 Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 

 noch den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 

 Mängel den Anforderungen nicht mehr 
 genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 

(3) 
1
Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 
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zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach 

Leistungspunkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 
2
Dabei werden 

zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen.  
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 21 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 

IV. Master-Arbeit 
 

§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am 
Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen  
 
Zur Master-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende 
des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium kann nur zugelassen 
werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 11 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 
Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
 

§ 16 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit sowie der etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium (Meldung) ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist der 
Studiengang anzugeben und gegebenenfalls der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer zu 
benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 15 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren Studiengang an einer 
Hochschule verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master- bzw. Abschluss-
Prüfung im betreffenden Fach oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang an einer Hochschule endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in 
einem laufenden Prüfungsverfahren in demselben oder einem nach § 11 Abs. 2 
vergleichbaren Studiengang befindet. 4Fehlversuche an anderen bundesdeutschen 
Universitäten oder gleichgestellten Hochschulen in der Bundesrepublik werden 
angerechnet. 

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
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(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach § 11 Abs. 
2 vergleichbaren Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 4Andere 
Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 

§ 17 Master-Arbeit  
 
(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich 

darzustellen. 3Das Thema ist dem Profilbereich zu entnehmen. 
4
Findet der Prüfling keine 

Themenstellung für die Masterarbeit, so sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf 
schriftlichen Antrag dafür, dass der Prüfling rechtzeitig ein Thema für seine Masterarbeit 
erhält. 5Das Thema wird über den Prüfungsausschuss ausgegeben, der Zeitpunkt der 
Ausgabe und das Thema sind aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist Gelegenheit zu 
geben, Vorschläge für das Thema der Masterarbeit zu machen; ein Anspruch auf deren 
Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt vier Monate, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Masterarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in zwei gebundenen Exemplaren beim 
Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 

Dateiformat einzureichen. 
3
Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 

Masterarbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert. 5Das 
Bewertungsverfahren soll spätestens 4 Wochen nach Abgabe der Arbeit abgeschlossen 
sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit 
oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die Frist einzuhalten, kann der 
Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die 
angegebenen Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen 
Werken übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit  
weder vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen Prüfungs-
verfahrens gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen 
bereits veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte Exemplar mit 
eingereichten gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, von denen einer der Betreuer der 
Arbeit sein kann. 2§ 14 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend. 3Weichen die 
Einzelbewertungen um mehr als eine ganze Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von 
ihnen „nicht ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung 
eines weiteren Prüfers ein.  
 
(6) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur 
Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten, soweit hier, im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, die 
Regelungen über mündliche Prüfungsleistungen entsprechend. 2Sie werden von einem 
Prüfer bewertet und finden in zusätzlicher Gegenwart eines Beisitzers statt, für die Benotung 
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gilt § 14.  
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 

§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt, ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens 
„ausreichend“ (4,0) ist. 2Die Master-Arbeit sowie eine etwaig geforderte mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium 
sind bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden; sie 
müssen jeweils für sich bestanden sein. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen. 
3Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten die Regelungen zur Master-Arbeit in den 
Sätzen 1 und 2 entsprechend. 
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 

§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 11 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden Wiederhol-
ungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die Prüfungsleistungen 
wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit einschließlich „ausreichend“ 
(4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen des ersten 
Prüfungsversuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der 
Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären 
Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
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Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser 
Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann.    
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der 
Wiederholungsprüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in 
diesem Fall spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums 
zu erbringender mündlicher Prüfungen  
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 2 Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
(3) Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten jeweils die Vorschriften des Abs. 1 Satz 1, 2 
und Abs. 2 entsprechend. 
 

VII. Master-Gesamtnote  
 

§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus dem Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 14 Abs. 2 und § 14 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 

§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 3Das 
Zeugnis wird vom Dekan der Philosophischen Fakultät unterzeichnet. 4Es trägt das Datum 
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des Tages, an dem die letzte zur Master-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht 
worden ist. 5Es wird in deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in 
englischer Sprache ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
ECTS-Punkte, 

- die Modulnoten, 
- die Note der Master-Arbeit und einer etwaig vorgesehenen mündlichen 

Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt 
der Master-Arbeit bzw. eines etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen 
Abschluss-Kolloquiums. 

 
3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
 

§ 23 Urkunde 
  
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Mastergrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan der Philosophischen Fakultät unterzeichnet und mit 
dem Siegel der Universität versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
 
(4) Von der Universität Warschau erhalten Studierende des Profilbereichs Deutsch-polnische 
transkulturelle Studien über die bestandene Master-Prüfung eine Urkunde mit dem 
akademischen Grad „Magister“. 
 

§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 

IX. Schlussbestimmungen  
 

§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
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nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Master-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
einen Werktag (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei mündlichen 
Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens drei Werktage (ohne Samstage) vor 
dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

§ 26 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Masterprüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der Frist 
beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 3Dem 
Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
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eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 

§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für 
nicht bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 

§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten und ebenfalls 
innerhalb eines Jahres in die Protokolle zu einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit bzw. zu einem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 

§ 29 Inkrafttreten und Übergangsregelungen 
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1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft in Kraft. 2Sie gilt erstmals für 
das Wintersemester 2012/2013.  
 
3Die Studien- und Prüfungsordnungen für die bisherigen Master-Studiengänge Slavische 
Literatur- und Kulturwissenschaft und Slavische Sprachwissenschaft (Amtliche 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen Nr. 6/2006) treten außer Kraft.  
4Studierende, die ihr Master-Studium in einem der bisherigen Master-Studiengänge 
Slavische Literatur- und Kulturwissenschaft oder Slavische Sprachwissenschaft vor dem 
vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, sind berechtigt, die M.A.-Prüfung 
nach den bislang geltenden Regelungen innerhalb von zwei Jahren nach in Kraft treten 
dieser Ordnung abzulegen. 
 
5Studierende, die ihr Master-Studium im bisherigen Master-Studiengang Slavische Literatur- 
und Kulturwissenschaft vor dem vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, sind 
auf schriftlichen Antrag, der bis 31. März 2013 beim Prüfungsamt für die Philosophische 
Fakultät eingegangen sein muss, berechtigt, in die für den M.A.-Studiengang Slavistik 
Profilbereich Slavische Literatur- und Kulturwissenschaft mit Wirkung zum Wintersemester 
2012/2013 in Kraft tretende Studien- und Prüfungsordnung zu wechseln. 6Bisher erbrachte 
Studien- und Prüfungsleistungen werden dann nach der aufgrund dieser Satzung geltenden 
Neuregelung angerechnet. 7Ein zusätzlicher Prüfungsanspruch wird durch diese Satzung 
nicht erworben; Fehlversuche bei der Erbringung einer Prüfungsleistung nach der bisher 
geltenden Regelung werden angerechnet. 
 
8Studierende, die ihr Master-Studium im bisherigen Master-Studiengang Slavische 
Sprachwissenschaft vor dem vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, sind 
auf schriftlichen Antrag, der bis 31. März 2013 beim Prüfungsamt für die Philosophische 
Fakultät eingegangen sein muss, berechtigt, in die für den M.A.-Studiengang Slavistik 
Profilbereich Slavische Sprachwissenschaft mit Wirkung zum Wintersemester 2012/2013 in 
Kraft tretende Studien- und Prüfungsordnung zu wechseln. 9Bisher erbrachte Studien- und 
Prüfungsleistungen werden dann nach der aufgrund dieser Satzung geltenden Neuregelung 
angerechnet. 10Ein zusätzlicher Prüfungsanspruch wird durch diese Satzung nicht erworben; 
Fehlversuche bei der Erbringung einer Prüfungsleistung nach der bisher geltenden Regelung 
werden angerechnet. 
 
 
 
Tübingen, den 16.7.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Slavistik mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) – 

Besonderer Teil –  

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 10.5.2012 den nachstehenden 
Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den 
Studiengang Slavistik mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 16.7.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Masterarbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang Slavistik 
mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) – Allgemeiner Teil – ist in der 
jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit hier keine spezielleren 
Regelungen getroffen werden. 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 

§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 

(1) 1Der Master-Studiengang ist ein konsekutiver und forschungsorientierter Studiengang. 
2Das Studium des M.A. in Slavistik dient der Aneignung langfristiger, auf systematische 
kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissenschaftlicher Quali-
fikationen, die eine allgemeine wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation der 
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Studierenden im Bereich der slavischen Literatur- und Kulturwissenschaft bzw. der 
slavischen Sprachwissenschaft begründen; der Studiengang baut auf einem ersten 
Hochschulabschluss fachlich auf und vertieft erworbene Kompetenzen unter Einbeziehung 

berufspraktischer Erfahrungen. 3Das Fach
 
behandelt die slavischen Sprachen, Literaturen 

und Medien und ihre Einbettung in einen größeren kulturwissenschaftlichen Kontext. 4Die 
Studierenden sollen lernen fachrelevante Fragestellungen zu erkennen, literatur- und 
sprachwissenschaftliche Themen selbständig zu bearbeiten und die wissenschaftliche 
Fachliteratur kritisch zu beurteilen. Dazu gehören zum einen methodische Fähigkeiten der 
begriffsgeleiteten Analyse, zum anderen umfassende sachliche Kenntnisse zweier 
slavischen Sprachen, ihrer linguistischen Struktur und der in ihnen abgefassten Literaturen. 
 
5Im Master-Studiengang Slavistik sind jeweils eine Erstsprache mit ausreichenden 
Vorkenntnissen (wahlweise Russisch, Polnisch oder Tschechisch) und eine Zweitsprache mit 
Vorkenntnissen (zusätzlich zu den erstgenannten sind Serbisch/Kroatisch und Slovenisch 
möglich) zu studieren. Die Zweitsprache entfällt im Profilbereich C (Deutsch-polnische 
transkulturelle Studien). 
 
6Im M.A.-Studiengang kann zwischen drei Profilbereichen gewählt werden: 
 

a) Slavische Literatur- und Kulturwissenschaft 
b) Slavische Sprachwissenschaft 
c) Deutsch-polnische transkulturelle Studien. 

 
7Die Studierenden entscheiden sich zu Anfang des Studiums für einen der drei Bereiche. Ein 
Wechsel ist bis zum Ende der Rückmeldefrist für das dritte Semester möglich. 
 
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Slavistik ist in § 1 Abs. 5 des Allgemeinen 
Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 120 Leistungspunkten ist 
Voraussetzung, um diesen M.A -Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der Beginn des 
Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und Immatrikulations-
ordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt. 4Der 
Profilbereich Deutsch-polnische transkulturelle Studien kann nur zum Wintersemester 
begonnen werden und beinhaltet ein obligatorisches Auslandssemester an der Universität 
Warschau im dritten Fachsemester. 
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein mindestens dreijähriges 
grundständiges Studium der Slavistik oder eines affinen philologischen oder kulturwissen-
schaftlichen Fachs an einer in- oder ausländischen Universität mit gutem Erfolg (mind. Note 
2,5).  
 
2Über die Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss.  
 
(4) Für das Studium des M.A in Slavistik sind außerdem Deutschkenntnisse erforderlich, 
die – sofern es sich nicht um die Muttersprache handelt – mindestens auf dem Niveau B2/C1 
des europäischen Referenzrahmens liegen müssen und in der Regel durch ein TestDaF-
Zertifikat (TestDaF Niveaustufe 4 / DSH 2) nachzuweisen sind. 
Darüber hinaus sind für das Studium gute Kenntnisse mindestens einer und Grundkennt-
nisse einer weiteren slavischen Sprache notwendig, die am Slavischen Seminar der 
Universität studierbar sind. Für den Profilbereich C (Deutsch-polnische transkulturelle 
Studien) muss die Erstsprache Polnisch sein. Es sind hierfür Kenntnisse des Polnischen 
mindestens auf dem Niveau B2 des europäischen Referenzrahmens nachzuweisen. 
Zusätzlich muss über gesicherte Englischkenntnisse verfügt werden, die mindestens dem 
Niveau entsprechen, das in einem fünfjährigen aufsteigenden Schulunterricht erreicht wird. 
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§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium Slavistik gliedert sich in zwei Studienjahre. 2Es schließt mit der 
Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 Leistungspunkten, welches aus 
den folgenden Modulen besteht:  
 

a) Profilbereich Slavische Literatur- und Kulturwissenschaft 
 
Semester  Modul-

Nr.  
Modulbezeichnung  ECTS-Punkte  

1 SLA-MA-
A01 

Spezialisierungsmodul I (Erstsprache) 
3 

 
9 

 SLA-MA-
A02 

Vertiefungsmodul
1
 

9 

  
SLA-MA-
A03 

Sprachliches Spezialisierungsmodul I: Erstsprache 

4 

 Sprachliches Spezialisierungsmodul I: Zweitsprache 

5 

2 SLA-MA-
A04 

Spezialisierungsmodul II (Zweitsprache) 3 

 9 

 SLA-MA-
A02 

Vertiefungsmodul 

9 

 SLA-MA-
A05 

Sprachliches Spezialisierungsmodul II: Erstsprache 5 

 Sprachliches Spezialisierungsmodul II: Zweitsprache 4 

3 SLA-MA-
A06 

Spezialisierungsmodul III (Erstsprache) 3 

 9 

 SLA-MA-
A07 

Freies Modul
2
 3 

 6 

 SLA-MA-
A08 

Praxismodul 

9 

4 SLA-MA-
A09 

Prüfungsmodul: 
Master-Arbeit 20 

 Mündliche M.A.-Prüfung 
10 

 

                                                 
1
 Die eine Veranstaltung des Vertiefungsmoduls muss aus der Slavischen Sprachwissenschaft gewählt werden, die zweite kann 

aus einem der drei Spezialisierungsbereiche oder aus den Fächern Internationale Literaturen, Osteuropäische Geschichte oder 
Allgemeine Sprachwissenschaft gewählt werden. 
2
 Das Freie Modul kann aus folgenden Bereichen gewählt werden: Germanistik, Anglistik, Romanistik, Skandinavistik, 

Allgemeine Sprachwissenschaft, Rhetorik, Internationale Literaturen, Osteuropäische Geschichte, Geschichte, Empirische 

Kulturwissenschaften, Philosophie, Judaistik, Medienwissenschaft, Kunstgeschichte, Politikwissenschaft. 
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b) Profilbereich Slavische Sprachwissenschaft 
 

 

c) Deutsch-polnische transkulturelle Studien 
 
Semester  Modul-Nr.  Modulbezeichnung  ECTS-Punkte  

1 

SLA-MA-C01 Spezialisierungsmodul I (Sprachwissenschaft) 3 

9 

SLA-MA-C02 Übersetzungswissenschaft und 
Übersetzungspraxis 

4 

4 

SLA-MA-C03 Kontextwissen 3 

3 

SLA-MA-C04 Sprachkompetenz I 4 

2 

SLA-MA-C05 Spezialisierungsmodul II (Polnische Literatur 
und Kultur) 

6 

SLA-MA-C06 Spezialisierungsmodul III (Interkulturelle 
Kommunikation) 

3 

9 

SLA-MA-C02 Übersetzungswissenschaft und 
Übersetzungspraxis 

4 

SLA-MA-C04 Sprachkompetenz I 5 

3 

SLA-MA-C05 Spezialisierungsmodul II (Polnische Literatur 
und Kultur) 

3 

9 

SLA-MA-C06 Spezialisierungsmodul III (Interkulturelle 
Kommunikation) 

3 

                                                 
3
 Die eine Veranstaltung des Vertiefungsmoduls muss aus der Slavischen Literaturwissenschaft gewählt werden, die zweite 

kann aus einem der drei Spezialisierungsbereiche oder aus den Fächern Internationale Literaturen, Osteuropäische Geschichte 
oder Allgemeine Sprachwissenschaft gewählt werden. 
4
 Das Freie Modul kann aus folgenden Bereichen gewählt werden: Germanistik, Anglistik, Romanistik, Skandinavistik, 

Allgemeine Sprachwissenschaft, Rhetorik, Internationale Literaturen, Osteuropäische Geschichte, Geschichte, Empirische 
Kulturwissenschaften, Philosophie, Judaistik, Medienwissenschaft, Kunstgeschichte, Politikwissenschaft. 

Semester  Modul-Nr.  Modulbezeichnung  ECTS-Punkte  

1 SLA-MA-B01 Spezialisierungsmodul I (Erstsprache) 3 

 9 

 SLA-MA-B02 Vertiefungsmodul
3
 9 

 SLA-MA-B03 Sprachliches Spezialisierungsmodul I: Erstsprache 4 

 Sprachliches Spezialisierungsmodul I: Zweitsprache 5 

2 SLA-MA-B04 Spezialisierungsmodul II (Zweitsprache) 3 

 9 

 SLA-MA-B02 Vertiefungsmodul 9 

 SLA-MA-B05 Sprachliches Spezialisierungsmodul II: Erstsprache 
5 

 Sprachliches Spezialisierungsmodul II: Zweitsprache 4 

3 SLA-MA-B06 Spezialisierungsmodul III (Erstsprache) 3 

 9 

 SLA-MA-B07 Freies Modul
4
 

3 

 6 

 SLA-MA-B08 Praxismodul 
9 

4 SLA-MA-B09 
 
 

Prüfungsmodul 
Master-Arbeit 20 

 Mündliche M.A.-Prüfung 10 
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SLA-MA-C07 
Literaturkritik 

4 

4 

SLA-MA-C08 Sprachkompetenz II 3 

SLA-MA-C09 Praxismodul 7 

4 

SLA-MA-C10 Prüfungsmodul: 
Master-Arbeit 

20 

Mündliche M.A.-Prüfung 10 

 
 
(3) Das Praxismodul beinhaltet z.B. ein Praktikum in einem fachaffinen Arbeitsfeld. 
 
(4) Im Profilbereich Literatur- und Kulturwissenschaft sind die Spezialisierungsmodule I bis III 
aus den Bereichen Theorie oder Epoche oder Autor/Gattung zu wählen, wobei alle drei Be-
reiche abzudecken sind. Es ist darauf zu achten, dass jeweils eines der 
Spezialisierungsmodule mit einer Klausur, eines mit einer mündlichen Prüfung und eines mit 
einer Hausarbeit abgeschlossen wird; die Reihenfolge ihrer Erbringung ist frei wählbar. 
Im Profilbereich Sprachwissenschaft sind die Spezialisierungsmodule I bis III aus den Berei-
chen Grammatik oder Pragmatik/Textlinguistik oder Diachronie zu wählen, wobei alle drei 
Bereiche abzudecken sind. Es ist darauf zu achten, dass jeweils eines der 
Spezialisierungsmodule mit einer Klausur, eines mit einer mündlichen Prüfung und eines mit 
einer Hausarbeit abgeschlossen wird; die Reihenfolge ihrer Erbringung ist frei wählbar. 
 
Im Profilbereich Deutsch-polnische transkulturelle Studien sind das erste Spezialisierungs-
modul aus der Sprachwissenschaft und die  Spezialisierungsmodule II und III aus der Li-
teratur- und Kulturwissenschaft zu wählen. Im dritten Semester ist ein obligatorisches Aus-
landssemester in Warschau vorgesehen. 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 

§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 
1. Vorlesungen 
2. Oberseminare 
3. Hauptseminare 
4. Sprachkurse 
5. Oberkurse  
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der Veranstaltungs-
typen von Satz 1 Ziffer 2 bis 5 bestehen, können zahlenmäßige Zugangsbeschränkungen 
festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet 
werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen Lehrveranstaltungen sollen insbesondere 
fachspezifische Arbeitstechniken und auch überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen 
vermittelt werden. 4Außerdem sollen die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren 
Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich 
wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus 
beschränkt werden oder der Zugang zu einem Studienabschnitt von dem Erbringen 
bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht werden, wenn ansonsten eine ordnungs-
gemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus 
sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 
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§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Slavistik ist deutsch. 

Die Studien- und Prüfungssprache im Profilbereich C während des obligatorischen 
Auslandssemesters an der Universität Warschau ist polnisch. 3Die M.A.-Prüfung findet zum 

überwiegenden Teil in der Erstsprache des M.A.-Faches statt. Handelt es sich dabei um die 
Muttersprache des Kandidaten, so findet die Prüfung zum überwiegenden Teil in deutscher 
Sprache statt.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind  im 
Modulhandbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 

§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung bzw. dem Modulhandbuch.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 

§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 15 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 
(1) die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das 3. Studiensemester (vgl. 

Übersicht § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen. 
(2) der Erwerb von insgesamt 90 Leistungspunkten bis zur Meldung zur Prüfung. 
 
3Die endnotenrelevanten studienbegleitenden Prüfungsleistungen ergeben sich für den 
literatur- und kulturwissenschaftlichen sowie den linguistischen Schwerpunkt aus den 
Modulen A 01, A 02, A 04, A 06 und A 07 (Profilbereich A) bzw. aus den Modulen B 01, B 02, 
B 04, B 06 und B 07 (Profilbereich B). Die Reihenfolge, in der die Module mit den 
unterschiedlichen Prüfungsleistungen absolviert werden, ist frei. 
4Die endnotenrelevanten studienbegleitenden Prüfungsleistungen ergeben sich für den 
Profilbereich Deutsch-polnische transkulturelle Studien (Profilbereich C) aus den Modulen C 
01, C 02, C 05 und C 06.  
 
5Gegenstand der mündlichen M.A.-Prüfung sind vier Themen. Mit den Leistungen in der 
mündlichen M.A.-Prüfung dieser Ordnung soll der Prüfling seine Fähigkeit beweisen, dass er 
die von ihm gewählten Spezialgebiete in ihren umfassenden fachlichen Zusammenhängen 
sicher beherrscht und über ein vertieftes methodologisches Grundwissen verfügt.  
 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
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Studierende des Profilbereichs Deutsch-polnische transkulturelle Studien können die Master-
Arbeit in deutscher oder in polnischer Sprache anfertigen. Sie werden von einem Betreuer 
der Universität Tübingen und einem Betreuer der Universität Warschau unterstützt. 
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
1Die Gesamtnote der Masterprüfung errechnet sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung für den literatur- und 
kulturwissenschaftlichen Profilbereich, den sprachwissenschaftlichen Profilbereich sowie den 
Profilbereich Deutsch-polnische transkulturelle Studien zu 20 % aus der Note der Master-
Arbeit, zu 20 % aus der Note der mündlichen M.A.-Prüfung und zu 60 % aus dem nach 
Leistungspunkten gewichteten Durchschnitt der Noten der nach § 8 endnotenrelevanten 
studienbegleitenden Prüfungen. 
 
2Die Umrechnung der Noten vom deutschen auf das polnische System und umgekehrt für 
den Profilbereich Deutsch-polnische transkulturelle Studien erfolgt wie Folgt: 
 

Note Tübingen Note Warschau 

bis 1,5 5,0 (bardzo dobry) 

von 1,6 bis 2,0 4,5 (dobry plus) 

von 2,1 bis 3,0 4,0 (dobry) 

von 3,1 bis 3,5 3,5 (dostateczny plus) 

von 3,6 bis 4,0 3,0 (dostateczny) 

von 4,1 bis 5,0 2,0 (niedostateczny) 

 

V. Schlussbestimmungen 
 

§ 11 Inkrafttreten und Übergangsregelungen 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Wintersemester 2012/2013.  
 
3Die Studien- und Prüfungsordnungen für die bisherigen Master-Studiengänge Slavische 
Literatur- und Kulturwissenschaft und Slavische Sprachwissenschaft (Amtliche 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen Nr. 6/2006) treten außer Kraft.  
 
4Studierende, die ihr Master-Studium in einem der bisherigen Master-Studiengänge 
Slavische Literatur- und Kulturwissenschaft oder Slavische Sprachwissenschaft vor dem 
vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, sind berechtigt, die M.A.-Prüfung 
nach den bislang geltenden Regelungen innerhalb von zwei Jahren nach in Kraft treten 
dieser Ordnung abzulegen. 
 
5Studierende, die ihr Master-Studium im bisherigen Master-Studiengang Slavische Literatur- 
und Kulturwissenschaft vor dem vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, sind 
auf schriftlichen Antrag, der bis 31. März 2013 beim Prüfungsamt für die Philosophische 
Fakultät eingegangen sein muss, berechtigt, in die für den M.A.-Studiengang Slavistik 
Profilbereich Slavische Literatur- und Kulturwissenschaft mit Wirkung zum Wintersemester 
2012/2013 in Kraft tretende Studien- und Prüfungsordnung zu wechseln. 6Bisher erbrachte 
Studien- und Prüfungsleistungen werden dann nach der aufgrund dieser Satzung geltenden 
Neuregelung angerechnet. 7Ein zusätzlicher Prüfungsanspruch wird durch diese Satzung 
nicht erworben; Fehlversuche bei der Erbringung einer Prüfungsleistung nach der bisher 
geltenden Regelung werden angerechnet. 
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8Studierende, die ihr Master-Studium im bisherigen Master-Studiengang Slavische 
Sprachwissenschaft vor dem vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, sind 
auf schriftlichen Antrag, der bis 31. März 2013 beim Prüfungsamt für die Philosophische 
Fakultät eingegangen sein muss, berechtigt, in die für den M.A.-Studiengang Slavistik 
Profilbereich Slavische Sprachwissenschaft mit Wirkung zum Wintersemester 2012/2013 in 
Kraft tretende Studien- und Prüfungsordnung zu wechseln. 9Bisher erbrachte Studien- und 
Prüfungsleistungen werden dann nach der aufgrund dieser Satzung geltenden Neuregelung 
angerechnet. 10Ein zusätzlicher Prüfungsanspruch wird durch diese Satzung nicht erworben; 
Fehlversuche bei der Erbringung einer Prüfungsleistung nach der bisher geltenden Regelung 
werden angerechnet. 
 
 
 
Tübingen, den 16.7.2012  
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 

Griechisch und Latein mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. 

A.) 

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 10.5.2012 den nachstehenden 
Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die 
Studiengänge Griechisch oder Latein mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. 
A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 16.7.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Master-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
§ 7 Zweck der Prüfung 
§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
IV. Master-Arbeit 
§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am Ende 
des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen 
§ 16 Zulassungsverfahren 
§ 17 Master-Arbeit 
V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums zu 
erbringender mündlicher Prüfungen 
VII. Master-Gesamtnote 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 23 Urkunde 
§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
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IX. Schlussbestimmungen 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 26 Schutzbestimmungen 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 28 insicht in die Prüfungsakten 
§ 29 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
  

§ 1 Struktur des Master-Studienganges1  
 
(1) In den  Studiengängen Griechisch und Latein mit akademischer Abschlussprüfung Master 
of Arts (M. A.) (im Folgenden: Master-Studiengang) wird das European Credit Transfer and 
Accumulation System (ECTS) angewendet, d.h. allen Komponenten des Studiums sind 
ECTS-Punkte (Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) zugewiesen, deren jeweilige Anzahl 
sich nach dem voraussichtlich erforderlichen Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden 
richtet.  
 
(2) 1Der Master-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden 
Module und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt.  
  
(3) Der Master-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang entspricht 120 ECTS-Punkten, von denen 20 ECTS-Punkte auf die 
Masterarbeit und 100 ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen. 
2Neben der Master-Arbeit kann auch eine mündliche Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, eine mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder ein 
zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium vorgesehen werden.  
 
(5) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika vier Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen. 3Bei gestuften Studiengängen, die zu einem Bachelorabschluss und 
einem darauf aufbauenden, fachlich fortführenden und vertiefenden oder fächerübergreifend 
erweiternden Masterabschluss führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens fünf 
Jahre.  
 
(6) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen.  
 

§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Master of Arts-Prüfung (im Folgenden: Master-Prüfung) wird der 
akademische Grad  „Master of Arts“ (abgekürzt „M. A.“) verliehen. 
 

                                                 
1
 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 

personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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§ 3 Fächer 
  
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch, das zu Beginn 
eines jeden Semesters herausgegeben wird, genauer spezifiziert. 
 

§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet der Fachbereich Altertums- und 
Kunstwissenschaften der  Philosophischen Fakultät einen Prüfungsausschuss. 2Der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses, das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, 
die weiteren Mitglieder sowie deren Stellvertreter werden jeweils von der Fakultät bestellt. 
3Der Prüfungsausschuss setzt sich aus Fakultätsmitgliedern wie folgt zusammen: 
 
1. drei hauptberufliche Hochschullehrer aus dem Fachbereich Altertums- und 

Kunstwissenschaften, 
2. ein akademischer Mitarbeiter aus dem Fachbereich Altertums- und 

Kunstwissenschaften,  
3. ein Studierender (mit beratender Stimme) aus dem Fachbereich Altertums- und 

Kunstwissenschaften.  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – 
auch mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende 
der laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
   
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt 
der Master-Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, 
dass die gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 
LHG eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
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unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand  die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat; sie finden, sofern in der Studien- und 
Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, vor einem 
Prüfer statt. 2Im Verhinderungsfall bestellt der Prüfungsausschuss ein anderes 
prüfungsberechtigtes Mitglied des Fachs, das am Lehrprogramm des Master-Studiengangs 
beteiligt ist. 3Wird bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im 
Rahmen der für die jeweilige Prüfung vorgesehenen regulären Prüfungstermine 
durchgeführt, so ist dasjenige Mitglied des Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die 
Prüfung an diesem regulären Prüfungstermin vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung 
nicht im Rahmen dieser Termine durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
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vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4) 1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

 
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 14 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 

§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung in Griechisch oder Latein bildet einen weiteren, über einen ersten 
Abschluss hinausgehenden berufsqualifizierenden Hochschulabschluss auf dem Gebiet der 
Griechischen oder Lateinischen Philologie. 2Mit der Master-Prüfung weisen die Studierenden 
nach, dass sie über einen solchen ersten Abschluss hinaus über ein vertieftes Grundwissen 
und eine systematische Orientierung sowie über vertiefte Kenntnisse im Gebiet der 
Griechischen oder Lateinischen Philologie verfügen und die Fähigkeit erworben haben, 
wissenschaftliche Fragestellungen aus ihrem Masterfach mit den einschlägigen Methoden 
selbständig zu bearbeiten.  
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§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen  und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Masterarbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium, sie ist bestanden, 
wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen Teil bzw. dem Modulhandbuch ist 
geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante studienbegleitende Prüfungsleistungen zu 
erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen 
Prüfungsleistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere 
Ergänzungsleistungen erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die 
Vergabe von ECTS-Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese 
mindestens „ausreichend“ lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen 
Ergänzungsleistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
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§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch.  3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach 
gleichen Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit sowie 
etwa zu dieser gehörige mündliche Masterprüfungen, zu dieser gehörige Kolloquien und 
mündliche Prüfungen über den Inhalt der Master-Arbeit sind nicht studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der 
Lehrveranstaltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die 
an derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
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1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 
an der Universität Tübingen im betreffenden Fach des Master-Studienganges 
eingeschrieben ist,  

2. seinen Prüfungsanspruch im betreffenden Fach des Master-Studienganges nicht 
verloren hat,  

3. die Master- bzw. Abschluss-Prüfung im betreffenden Fach oder in einem 
vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht endgültig nicht bestanden hat,  

4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt. 
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 5Andere Ablehnungsgründe 
sind nicht zulässig.  
 

§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate, 
Kolloquien und Vorträge. 
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Durch die mündlichen Prüfungen soll ferner 
festgestellt werden, ob der Kandidat über ein breites Grundlagenwissen verfügt. 3Darüber 
hinaus kann dem Kandidaten Gelegenheit gegeben werden, als Gegenstand mündlicher 
Prüfungen eingegrenzte Themen (Spezialgebiete) zu benennen. 4Die Dauer einer 
mündlichen Prüfung beträgt je Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten. 5Die 
mündliche Prüfung findet in Gegenwart eines Beisitzers statt.  
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren, Hausarbeiten, 
Protokolle, Essays und Portfolios. 
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
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Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
 

§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut    = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch 

den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 

Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 

(3) 
1
Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 

zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach 

Leistungspunkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 
2
Dabei werden 

zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen.  
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 21 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
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IV. Master-Arbeit 
 

§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am 
Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen  
 
Zur Master-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende 
des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium kann nur zugelassen 
werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 11 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 
Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
 

§ 16 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit sowie der etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium (Meldung) ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist der 
Studiengang anzugeben und gegebenenfalls der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer zu 
benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 15 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren Studiengang an einer 
Hochschule verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master- bzw. Abschluss-
Prüfung im betreffenden Fach oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang an einer Hochschule endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in 
einem laufenden Prüfungsverfahren in demselben oder einem nach § 11 Abs. 2 
vergleichbaren Studiengang befindet. 4Fehlversuche an anderen bundesdeutschen 
Universitäten oder gleichgestellten Hochschulen in der Bundesrepublik werden 
angerechnet. 

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach § 11 Abs. 
2 vergleichbaren Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 4Andere 
Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 

§ 17 Master-Arbeit  
 
(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich 
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darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich der Griechischen oder Lateinischen Philologie zu 
entnehmen; es soll in der Regel von einem Prüfer nach § 5 im zweiten Jahr gestellt werden. 
4
Findet der Prüfling keine Themenstellung für die Masterarbeit, so sorgt der Vorsitzende des 

Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag dafür, dass der Prüfling rechtzeitig ein Thema 
für seine Masterarbeit erhält. 5Das Thema wird über den Prüfungsausschuss ausgegeben, 
der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist 
Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema der Masterarbeit zu machen; ein Anspruch 
auf deren Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt vier Monate, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Masterarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in drei gebundenen Exemplaren beim 
Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 

Dateiformat einzureichen. 
3
Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 

Masterarbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert. 5Das 
Bewertungsverfahren soll spätestens 4 Wochen nach Abgabe der Arbeit abgeschlossen 
sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit 
oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die Frist einzuhalten, kann der 
Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die 
angegebenen Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen 
Werken übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit  
weder vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen 
Prüfungsverfahrens gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in 
wesentlichen Teilen bereits veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte 
Exemplar mit eingereichten gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, von denen einer der Betreuer der 
Arbeit sein kann. 2§ 14 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend. 3Weichen die 
Einzelbewertungen um mehr als eine ganze Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von 
ihnen „nicht ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung 
eines weiteren Prüfers ein.  
 
(6) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur 
Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten, soweit hier, im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, die 
Regelungen über mündliche Prüfungsleistungen entsprechend. 2Sie werden von zwei 
Prüfern bewertet, für die Benotung gilt § 14.  
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 

§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
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Komponenten zusammensetzt, ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens 
„ausreichend“ (4,0) ist. 2Die Master-Arbeit sowie eine etwaig geforderte mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium 
sind bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden; sie 
müssen jeweils für sich bestanden sein. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen. 
3Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten die Regelungen zur Master-Arbeit in den 
Sätzen 1 und 2 entsprechend. 
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 

§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 11 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden Wieder-
holungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die Prüfungsleistungen 
wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit einschließlich „ausreichend“ 
(4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen des ersten Prüfungs-
versuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der 
Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären 
Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser 
Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann.    
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(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der 
Wiederholungsprüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in 
diesem Fall spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 

§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums 
zu erbringender mündlicher Prüfungen  
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 2 Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
(3) Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten jeweils die Vorschriften des Abs. 1 Satz 1, 2 
und Abs. 2 entsprechend. 
 

VII. Master-Gesamtnote  
 

§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus dem Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 14 Abs. 2 und § 14 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 

§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 3Das 
Zeugnis wird vom Dekan der Philosophischen Fakultät unterzeichnet. 4Es trägt das Datum 
des Tages, an dem die letzte zur Master-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht 
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worden ist. 5Es wird in deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in 
englischer Sprache ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
ECTS-Punkte, 

- die Modulnoten, 
- die Note der Master-Arbeit und einer etwaig vorgesehenen mündlichen 

Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt 
der Master-Arbeit bzw. eines etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen 
Abschluss-Kolloquiums. 

 
3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
 

§ 23 Urkunde 
  
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Mastergrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität 
versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
 

§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 

IX. Schlussbestimmungen  
 

§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
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Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Master-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
einen Werktag (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei mündlichen 
Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens einen Werktag (ohne Samstage) vor 
dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

§ 26 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Masterprüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der Frist 
beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 3Dem 
Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
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(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 

§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für 
nicht bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 

§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten und ebenfalls 
innerhalb eines Jahres in die Protokolle zu einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit bzw. zu einem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
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§ 29 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft in Kraft. 2Sie gilt erstmals für 
das Wintersemester 2012/ 2013. 
 
 
 
Tübingen, den 16.7.2012  
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Griechisch mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) – Besonderer 

Teil –  

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 10.5.2012 den nachstehenden 
Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den 
Studiengang Griechisch mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 16.7.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Masterarbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge Griechisch 
und Latein  mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) – Allgemeiner Teil – 
ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit hier keine 
spezielleren Regelungen getroffen werden. 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 

§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1

Der Master-Studiengang ist ein konsekutiver und forschungsorientierter Studiengang. 
2Das Studium des M.A. in Griechisch dient der Aneignung langfristiger, auf systematische 
kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissenschaftlicher 
Qualifikationen, die eine allgemeine wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation 
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der Studierenden im Bereich der Griechischen Philologie begründen; der Studiengang baut 

auf einem ersten Hochschulabschluss fachlich auf / erweitert erworbene Kompetenzen. 
3Das 

Fach umfasst die griechische Literatur aller Gattungen und Epochen von Homer bis zum 
Ende der Antike, in Dichtung wie Prosa, die Kulturgeschichte des Mittelmeerraums sowie die 
Techniken und Methoden der allgemeinen Literaturwissenschaft. 4

Die Studierenden sollen 
neben der Festigung ihrer griechischen Sprachkompetenz vertiefte Kenntnisse in der 
Geschichte der antiken griechischen Literatur und in den Methoden des Faches erwerben, 
sichere Fertigkeit in der Interpretation antiker Texte entwickeln, sich Kenntnisse in antiker 
Kulturgeschichte und Landeskunde und in den Arbeitsmethoden altertumswissenschaftlicher 
Nachbardisziplinen aneignen, die Fähigkeit zu eigenständigem wissenschaftlichen Arbeiten 
entwickeln und die erworbenen Fähigkeiten auf einen selbst gewählten Schwerpunkt 
innerhalb der griechischen Literatur anwenden und unter Beweis stellen.  
 

(2) 
1
Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Griechisch ist in § 1 Abs. 5 des 

Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
2
Der Erwerb von insgesamt 120 

Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen M.A -Studiengang erfolgreich 
abzuschließen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der 
Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen 
Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein Bachelor-Abschluss im 
Fach Griechisch oder ein gleichwertiger Abschluss mit mindestens der Note 2,5. Über die 
Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) Für das Studium des M.A in Griechisch sind außerdem Lateinkenntnisse im Umfang des 
Latinums nachzuweisen; für einen guten Studienerfolg sind neben Englisch Kenntnisse in 
einer weiteren modernen Fremdsprache (vorzugsweise Italienisch oder Französisch) 
unbedingt erforderlich. 
 

§ 3 Studienaufbau  
 

(1) 
1
Das Master-Studium in Griechisch gliedert sich in zwei  Studienjahre. 

2
Es schließt mit 

der Masterprüfung ab.  
 

(2) 
1
Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 Leistungspunkten, welches aus 

den folgenden Modulen besteht  
 
Semest
er  

Modul-Nr.  Modulbezeichnung  ECTS-Punkte  

 
1 

GRI-MA-01 
 

Griechische Literatur I 
12 

GRI-MA-04 
 

Exkursionsmodul  
12 

GRI-MA-06 Wahlpflichtmodul (Teil 1) 

6 

 
2 

GRI-MA-02 
 

Griechische Literatur II 
12 

GRI-MA-05 Wiss. Arbeiten (a + b) 

9 

GRI-MA-06 Wahlpflichtmodul (Teil 2) 

9 

 
3 

GRI-MA-03 
 

Griechische Literatur III 
12 

GRI-MA-05 
 

Wiss. Arbeiten (c) 

6 
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GRI-MA-06 Wahlpflichtmodul (Teil 3) 

12 

 
4 

GRI-MA-07 Prüfungsmodul Master 
Master-Arbeit (20 LP) 
Mdl. Prüfung (10 LP) 30 

   

120 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 

§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1
Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 

 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen 
4. Exkursionen 
5. Lektüren.  
 
2
Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der Veranstaltungs-

typen von Satz 1 Ziffer 2 bis 5 bestehen, können zahlenmäßige Zugangsbeschränkungen 
festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet 
werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen Lehrveranstaltungen sollen insbesondere 
fachspezifische Arbeitstechniken und auch überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen 

vermittelt werden. 
4
Außerdem sollen die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren 

Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich 
wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus 
beschränkt werden oder der Zugang zu einem Studienabschnitt von dem Erbringen 
bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht werden, wenn ansonsten eine 
ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus 
sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Griechisch ist deutsch.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 

§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung bzw. dem Modulhandbuch.  
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IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 

§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 15 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

 die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das 2. Studiensemester (vgl. 
Übersicht § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen.  

 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung zu 25% aus der Note des Moduls 
Prüfungsmodul Master (Master-Arbeit und eventuell in der Tabelle in § 3 für dieses Modul 
vorgesehene weitere Leistungen) und zu 75% aus dem nach Leistungspunkten gewichteten 
Durchschnitt aller Noten der übrigen benoteten Module.  
 

V. Schlussbestimmungen 
 

§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Wintersemester 2012/2013. 
 
 
 
Tübingen, den 16.7.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Latein mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) 

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 10.5.2012 den nachstehenden 
Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den 
Studiengang Latein mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 16.7.2012 erteilt. 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
 
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Masterarbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge Griechisch 
und Latein mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) – Allgemeiner Teil – ist 
in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit hier keine spezielleren 
Regelungen getroffen werden. 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 

§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1

Der Master-Studiengang ist ein konsekutiver und forschungsorientierter Studiengang. 
2Das Studium des M.A. in Latein dient der Aneignung langfristiger, auf systematische 
kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissenschaftlicher 
Qualifikationen, die eine allgemeine wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation 
der Studierenden im Bereich der Lateinischen Philologie begründen; der Studiengang baut 

auf einem ersten Hochschulabschluss fachlich auf / erweitert erworbene Kompetenzen. 
3Das 
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Fach umfasst die lateinische Literatur aller Gattungen und Epochen vom Altlatein bis zum 
humanistischen Neulatein, in Dichtung wie Prosa, die Kulturgeschichte des Mittelmeerraums 
sowie die Techniken und Methoden der allgemeinen Literaturwissenschaft. 4

Die 
Studierenden sollen neben der Festigung ihrer lateinischen Sprachkompetenz vertiefte 
Kenntnisse in der Geschichte der antiken lateinischen Literatur und in den Methoden des 
Faches erwerben, sichere Fertigkeit in der Interpretation antiker Texte entwickeln, sich 
Kenntnisse in antiker Kulturgeschichte und Landeskunde und in den Arbeitsmethoden 
altertumswissenschaftlicher Nachbardisziplinen aneignen, die Fähigkeit zu eigenständigem 
wissenschaftlichen Arbeiten entwickeln und die erworbenen Fähigkeiten auf einen selbst 
gewählten Schwerpunkt innerhalb der lateinischen Literatur anwenden und unter Beweis 
stellen.  
 

(2) 
1
Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Latein ist in § 1 Abs. 5 des Allgemeinen 

Teils dieser Ordnung geregelt. 
2
Der Erwerb von insgesamt 120 Leistungspunkten ist 

Voraussetzung, um diesen M.A -Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der Beginn des 
Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und 
Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein Bachelor-Abschluss im 
Fach Latein oder ein gleichwertiger Abschluss mit mindestens der Note 2,5. 2Über die 
Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss.  
 
(4) Für das Studium des M.A in Latein sind außerdem Griechischkenntnisse im Umfang des 
Graecums nachzuweisen;  für einen guten Studienerfolg sind neben Englisch Kenntnisse in 
einer weiteren modernen Fremdsprache (vorzugsweise Italienisch oder Französisch) 
unbedingt erforderlich.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 

(1) 
1
Das Master-Studium in Latein gliedert sich in zwei  Studienjahre. 

2
Es schließt mit der 

Masterprüfung ab.  
 

(2) 
1
Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 Leistungspunkten, welches aus 

den folgenden Modulen besteht:  
 
Semester  Modul-Nr.  Modulbezeichnung  ECTS-Punkte  

 
1 

LAT-MA-01 
 

Lateinische Literatur I 
9 

LAT-MA-04 
 

Exkursionsmodul 

12 

LAT-MA-06 
 

Wahlpflichtmodul (Teil 1) 

9 

 
2 

LAT-MA-02 
 

Lateinische Literatur II 
12 

LAT-MA-05 
 

Wiss. Arbeiten (5.1., 5.2.)  

12 

LAT-MA-06 
 

Wahlpflichtmodul (Teil 2) 

6 

 
3 

LAT-MA-03 
 

Lateinische Literatur III 
12 

LAT-MA-05 
 

Wiss. Arbeiten (5.3) 

6 

LAT-MA-06 
 

Wahlpflichtmodul (Teil 3) 

12 

 LAT-MA-07 Prüfungsmodul Master 30 
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4  Master-Arbeit (20 LP) 
Mdl. Prüfung (10 LP) 

   

120 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 

§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1
Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 

 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen  
4. Exkursionen 
5. Lektüren.  
 
2
Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 

Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 5 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen 
Lehrveranstaltungen sollen insbesondere fachspezifische Arbeitstechniken und auch 

überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen vermittelt werden. 
4
Außerdem sollen die 

Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Latein ist deutsch.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 

§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung bzw. dem Modulhandbuch  
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IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 

§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 15 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

 die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das 2. Studiensemester (vgl. 
Übersicht § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen.  

 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung zu 25 % aus der Note des Moduls 
Prüfungsmodul Master (Master-Arbeit und eventuell in der Tabelle in § 3 für dieses Modul 
vorgesehene weitere Leistungen) und zu 75 % aus dem nach Leistungspunkten gewichteten 
Durchschnitt aller Noten der übrigen benoteten Module.  
 

V. Schlussbestimmungen 
 

§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Wintersemester 2012/2013. 
 
 
 
Tübingen, den 16.7.2012  
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Vormoderne mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.)  

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 10.5.2012 den nachstehenden 
Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den 
Studiengang Vormoderne  mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 16.7.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Master-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
§ 7 Zweck der Prüfung 
§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
IV. Master-Arbeit 
§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am Ende 
des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen 
§ 16 Zulassungsverfahren 
§ 17 Master-Arbeit 
V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums zu 
erbringender mündlicher Prüfungen 
VII. Master-Gesamtnote 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 23 Urkunde 
§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
IX. Schlussbestimmungen 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
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§ 26 Schutzbestimmungen 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
  

§ 1 Struktur des Master-Studienganges1  
 
(1) Im Studiengang Vormoderne mit akademischer Abschlussprüfung  Master of Arts (M. A.) 
(im Folgenden: Master-Studiengang) wird das European Credit Transfer and Accumulation 
System (ECTS) angewendet, d.h. allen Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte 
(Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) zugewiesen, deren jeweilige Anzahl sich nach 
dem voraussichtlich erforderlichen Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden richtet.  
 
(2) 1Der Master-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden 
Module und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt.  
  
(3) Der Master-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang entspricht 120 ECTS-Punkten, von denen 20  ECTS-Punkte auf die 
Masterarbeit, 10 auf die mündliche Masterprüfung und 90 ECTS-Punkte auf die weiteren 
fachspezifischen Leistungen entfallen. 2Neben der Master-Arbeit kann auch eine mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, eine mündliche Prüfung über den Inhalt 
der Master-Arbeit und / oder ein zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium 
vorgesehen werden.  
 
(5) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika vier Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen. 3Bei gestuften Studiengängen, die zu einem Bachelorabschluss und 
einem darauf aufbauenden, fachlich fortführenden und vertiefenden oder fächerübergreifend 
erweiternden Masterabschluss führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens fünf 
Jahre.  
 
(6) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen.  
  

§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen  Master of Arts-Prüfung (im Folgenden: Master-Prüfung) wird der 
akademische Grad  „Master of Arts“ (abgekürzt „M. A.“) verliehen. 
 

§ 3 Fächer 
  
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch, das zu Beginn 

                                                 
1
 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 

personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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eines jeden Semesters herausgegeben wird, genauer spezifiziert. 
 

§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Philosophische Fakultät einen 
Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, das ihn im 
Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren Mitglieder sowie deren Stellvertreter 
werden jeweils von der Fakultät bestellt. 3Der Prüfungsausschuss setzt sich aus 
Fakultätsmitgliedern wie folgt zusammen: 
 
1. drei hauptberufliche Hochschullehrer,  
2. ein akademische Mitarbeiter,  
3. ein(e) Studierende(r) (mit beratender Stimme).  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – 
auch mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende 
der laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
   
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt 
der Master-Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, 
dass die gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 
LHG eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
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an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand  die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat. 2Im Verhinderungsfall bestellt der 
Prüfungsausschuss ein anderes prüfungsberechtigtes Mitglied des Fachs, das am 
Lehrprogramm des Master-Studiengangs beteiligt ist. 3Wird bei studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im Rahmen der für die jeweilige Prüfung 
vorgesehenen regulären Prüfungstermine durchgeführt, so ist dasjenige Mitglied des 
Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die Prüfung an diesem regulären Prüfungstermin 
vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung nicht im Rahmen dieser Termine 
durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
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insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4)  1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 14 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 

§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung im Studiengang Vormoderne bildet einen weiteren, über einen ersten 
Abschluss hinausgehenden berufsqualifizierenden Hochschulabschluss auf dem Gebiet der 
Vormoderne. 2Mit der Master-Prüfung weisen die Studierenden nach, dass sie über einen 
solchen ersten Abschluss hinaus über ein vertieftes Grundwissen und eine systematische 
Orientierung sowie über vertiefte Kenntnisse im Gebiet der Vormoderne verfügen und die 
Fähigkeit erworben haben, wissenschaftliche Fragestellungen aus ihrem Masterfach mit den 
einschlägigen Methoden selbständig zu bearbeiten.  
 

§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
  
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen  und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Masterarbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium; sie ist bestanden, 
wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen Teil bzw. dem Modulhandbuch ist 
geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante studienbegleitende Prüfungsleistungen zu 
erbringen sind. 
 



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 13, S. 683 

(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen Prüfungs-
leistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen 
erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die Vergabe von ECTS-
Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese mindestens „ausreichend“ 
lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen 
Ergänzungsleistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
  

§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
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dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch.  3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach 
gleichen Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit sowie 
etwa zu dieser gehörige mündliche Masterprüfungen, zu dieser gehörige Kolloquien und 
mündliche Prüfungen über den Inhalt der Master-Arbeit sind nicht studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der 
Lehrveranstaltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die 
an derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 

an der Universität Tübingen im betreffenden Fach des Master-Studienganges 
eingeschrieben ist,  

2. seinen Prüfungsanspruch im betreffenden Fach des Master-Studienganges nicht 
verloren hat,  

3. die Master- bzw. Abschluss-Prüfung im betreffenden Fach nicht endgültig nicht 
bestanden hat,  

4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
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Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 5Andere Ablehnungsgründe 
sind nicht zulässig.  
 

§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate, 
Kolloquien. 
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Die Dauer einer mündlichen Prüfung beträgt je 
Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten. 3Die mündliche Prüfung findet in 
Gegenwart eines Beisitzers statt.  
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren, Hausarbeiten und 
Projektarbeiten. 
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
 

§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
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festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut    = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch 

den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 

Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 

(3) 
1
Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 

zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach 

Leistungspunkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 
2
Dabei werden 

zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen.  
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 21 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 

IV. Master-Arbeit 
 

§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am 
Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen  
 
Zur Master-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende 
des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium kann nur zugelassen 
werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 11 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
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§ 16 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit sowie der etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium (Meldung) ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist der 
Studiengang anzugeben und gegebenenfalls der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer zu 
benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 15 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren Studiengang an einer 
Hochschule verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master- bzw. Abschluss-
Prüfung im betreffenden Fach oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang an einer Hochschule endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in 
einem laufenden Prüfungsverfahren in demselben oder einem nach § 11 Abs. 2 
vergleichbaren Studiengang befindet. 

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach § 11 Abs. 
2 vergleichbaren Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 4Andere 
Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 

§ 17 Master-Arbeit  
 
(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. Zur Vorbereitung auf eine weiterführende 
Promotion kann die Masterarbeit auch in Form eines Projektexposés erstellt werden. 2Sie 
soll zeigen, dass der Verfasser in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein 
Problem selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten und die so 
gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich 
der Vormoderne  zu entnehmen; es soll in der Regel von einem Prüfer nach § 5 im zweiten 

Jahr gestellt werden. 
4
Findet der Prüfling keine Themenstellung für die Masterarbeit, so sorgt 

der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag dafür, dass der Prüfling 
rechtzeitig ein Thema für seine Masterarbeit erhält. 5Das Thema wird über den 
Prüfungsausschuss ausgegeben, der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind 
aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema 
der Masterarbeit zu machen; ein Anspruch auf deren Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt vier Monate, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
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Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Masterarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in drei gebundenen Exemplaren beim 
Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 

Dateiformat einzureichen. 
3
Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 

Masterarbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert. 5Das 
Bewertungsverfahren soll spätestens 4 Wochen nach Abgabe der Arbeit abgeschlossen 
sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit 
oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die Frist einzuhalten, kann der 
Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit bzw. bei einer Gruppenarbeit seinen entsprechend 
gekennzeichneten Anteil der Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die angegebenen 
Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen Werken 
übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit  weder 
vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen Prüfungsverfahrens 
gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen bereits 
veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte Exemplar mit eingereichten 
gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, von denen einer der Betreuer der 
Arbeit sein kann. 2§ 14 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend. 3Weichen die 
Einzelbewertungen um mehr als eine ganze Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von 
ihnen „nicht ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung 
eines weiteren Prüfers ein.  
 
(6) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur 
Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten, soweit hier, im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, die 
Regelungen über mündliche Prüfungsleistungen entsprechend. 2Sie werden von einem 
Prüfer bewertet und finden in Gegenwart eines Beisitzers statt, für die Benotung gilt § 14.  
 
(7) Die Masterarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der 
als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe 
von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige 
Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die übrigen 
Anforderungen erfüllt. Gruppenarbeiten sind nicht zulässig, wenn die Masterarbeit in Form 
eines Projektexposés nach Abs. 1 Satz 2 erstellt wird.  

 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 

§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt, ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens 
„ausreichend“ (4,0) ist. 2Die Master-Arbeit sowie eine etwaig geforderte mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium 
sind bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden; sie 
müssen jeweils für sich bestanden sein. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
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bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen. 
3Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten die Regelungen zur Master-Arbeit in den 
Sätzen 1 und 2 entsprechend. 
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 

§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 11 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden 
Wiederholungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die 
Prüfungsleistungen wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit 
einschließlich „ausreichend“ (4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen 
des ersten Prüfungsversuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der 
Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären 
Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser 
Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann.    
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der 
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Wiederholungsprüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in 
diesem Fall spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 

§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums 
zu erbringender mündlicher Prüfungen  
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 2 Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
(3) Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten jeweils die Vorschriften des Abs. 1 Satz 1, 2 
und Abs. 2 entsprechend. 
 

VII. Master-Gesamtnote  
 

§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus dem Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 14 Abs. 2 und § 14 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 

§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 3Das 
Zeugnis wird vom Dekan der Philosophischen  Fakultät unterzeichnet. 4Es trägt das Datum 
des Tages, an dem die letzte zur Master-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht 
worden ist. 5Es wird in deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in 
englischer Sprache ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
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2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
ECTS-Punkte, 

- die Modulnoten, 
- die Note der Master-Arbeit und einer etwaig vorgesehenen mündlichen 

Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt 
der Master-Arbeit bzw. eines etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen 
Abschluss-Kolloquiums. 

 
3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
 

§ 23 Urkunde 
  
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Mastergrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität 
versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
 

§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 

IX. Schlussbestimmungen  
 

§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Master-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
einen Werktag (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei mündlichen 
Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens drei Werktage (ohne Samstage) vor 
dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
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Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

§ 26 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Masterprüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der Frist 
beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 3Dem 
Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 

§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
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Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für 
nicht bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde.  
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten und ebenfalls 
innerhalb eines Jahres in die Protokolle zu einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit bzw. zu einem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 
§ 29 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft in Kraft. 2Sie gilt erstmals für 
das Winter-Semester 2012/2013. 
 
Tübingen, den 16.7.2012  
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Vormoderne mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) – 

Besonderer Teil –  

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
1.1.2005, zuletzt geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), 
hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 10.5.2012 den nachstehenden 
Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den 
Studiengang Vormoderne mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 16.7.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Masterarbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 
Vormoderne  mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) – Allgemeiner Teil – 
ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit hier keine 
spezielleren Regelungen getroffen werden. 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 

§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1

Der Master-Studiengang ist ein konsekutiver und forschungsorientierter Studiengang. 
2Das Studium des M.A. in der Vormoderne  dient der Aneignung langfristiger, auf 
systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissen-
schaftlicher Qualifikationen, die eine allgemeine wissenschaftlich fundierte berufsbezogene 
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Qualifikation der Studierenden im Bereich der Vormoderne begründen; der Studiengang baut 

auf einem ersten Hochschulabschluss fachlich auf. 
3Die am Masterstudiengang beteiligten 

Fächer (Anglistik, Germanistik, Geschichte, Internationale Literaturen, Klassische Philologie, 
Kunstgeschichte, Archäologie des Mittelalters,  Musikwissenschaft, Rhetorik, Romanistik, 
Skandinavistik) befassen sich mit dem breiten Spektrum der Geschichte, Kultur, Literatur und 
Sprache der Kulturen der Alten und der Neuen Welt bis etwa 1800. Nach Absprache können 
sich grundsätzlich auch weitere Fächer, auch aus anderen Fakultäten, am 
Masterstudiengang beteiligen. 4

Die Studierenden sollen lernen, selbstständig Probleme zu 
erkennen, zu interpretieren und die wissenschaftliche Fachliteratur kritisch zu beurteilen. 
Dazu gehören zum einen methodische Fähigkeiten der begrifflichen Analyse, zum anderen 
umfassende sachliche Kenntnisse aus den Bereichen der Philologie, Kunst- und 
Musikgeschichte sowie der Geschichte und Archäologie.   
 

(2) 
1
Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Vormoderne ist in § 1 Abs. 5 des 

Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
2
Der Erwerb von insgesamt 120 

Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen M.A -Studiengang erfolgreich 
abzuschließen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der 
Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen 
Fassung geregelt.  
 
(3) Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein guter erster akademischer 
Abschluss (Note 2,5 und besser) in einem der in Abs. 1 genannten Fächer bzw. einem 
vergleichbaren Fach. Für das Studium des M.A Vormoderne sind außerdem ausreichende 
Fremdsprachenkenntnisse einer modernen und einer mittelalterlichen bzw. klassischen 
Sprache (je nach angestrebtem Schwerpunkt) nachzuweisen. 
 

§ 3 Studienaufbau  
 

(1) 
1
Das Master-Studium Vormoderne gliedert sich in zwei Studienjahre. 

2
Es schließt mit der 

Masterprüfung ab.  
 
Semester  Modul-

Nr.  
Modulbezeichnung  ECTS-Punkte  

 
1 

VMO- 
MA-01 

Theorien, Modelle, Methoden 
18 

VMO-MA-
02 

Kolloquium Vormoderne (1) 

6 

VMO-MA-
03 

Projektarbeit (1) 

6 

 
2 

VMO-MA-
04 

Diachronie und Epochen 
18 

VMO-MA-
05 

Kolloquium Vormoderne (2) 

6 

VMO-MA-
06 

Projektarbeit (2) 

6 

 
3 

VMO-MA-
07 

Exempla und Konkretionen 
18 

VMO-MA-
08 

Kolloquium Vormoderne (3) 

6 

VMO-MA-
09 

Projektarbeit (3) 

6 

 
4 

VMO 
MA-10 

Prüfungsmodul 
(Master-Arbeit und Mündliche 20 + 10 
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 Prüfung) 

 

(2) 
1
Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 Leistungspunkten, welches aus 

den folgenden Modulen besteht (V=Vorlesung, Ü=Übung, S=Seminar, K=Kolloquium, 
P=Projektarbeit.)  
 
zwei der Module (Oberseminar mit Arbeitsgruppe) müssen mit einer Hausarbeit, das dritte 
mit einer mündlichen Prüfung abgeschlossen werden. 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 

§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1
Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 

 
1. Vorlesungen 
2. Seminare  
3. Kolloquien 
4. Projektarbeit 
 
2
Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 

Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen 
Lehrveranstaltungen sollen insbesondere fachspezifische Arbeitstechniken und auch 

überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen vermittelt werden. 
4
Außerdem sollen die 

Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Vormoderne ist deutsch. 
2Lehrveranstaltungen und Prüfungen können in englischer Sprache stattfinden; es wird 
vorausgesetzt, dass die Studierenden über ausreichende englische Sprachkenntnisse 
verfügen.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch angegeben.  
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III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 

§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung bzw. aus dem Modulhandbuch. 
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 

§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 15 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

 die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das 1.-3. Studiensemester (vgl. 
Übersicht § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen, die aus mindestens zwei der nach 
§ 2 am Masterstudiengang beteiligten Fächer gewählt werden müssen. 

 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 10 ildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung zu 50 % aus der Note des 
Master-Prüfungsmoduls (Master-Arbeit und eventuell in der Tabelle in § 3 für dieses Modul 
vorgesehene weitere Leistungen) und zu 50 % aus dem nach Leistungspunkten gewichteten 
Durchschnitt aller Noten der übrigen benoteten Module. 
 

V. Schlussbestimmungen 
 

§ 11  Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/2013. 
 
 
 
Tübingen, den 16.7.2012  
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Festlegungen der Universitätsleitung in Bezug auf den Vollzug von 

Rechtsvorschriften des Umweltschutzes und des Arbeitsschutzes an der Universität 

Tübingen 

 

Allgemeines 
 
Zur Sicherung von Arbeits- und Umweltschutz verpflichten zahlreiche Rechtsvorschriften  
 

- z.B.: Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz, Arbeitsschutzgesetz, Gefahrstoffverordnung, 
Gentechnikgesetz, Strahlenschutzverordnung, Unfallverhütungsvorschriften der Württem-
bergischen Unfallkasse als Trägerin der gesetzlichen Unfallversicherung des Landes Baden-
Württemberg - 

 
zu umfangreichen organisatorischen Maßnahmen sowie zu vielen konkreten Einzelmaßnahmen. 
Sie wenden sich an den „Arbeitgeber“, „Unternehmer“ oder/und „Betreiber“. Im Bereich der 
Hochschulen ist dies die jeweilige Hochschule als rechtsfähige Körperschaft des öffentlichen 
Rechts. 
 
In Bezug auf den Umweltschutz hat sich die Universität Tübingen für die Zertifizierung ihrer 
Umweltleistungen nach EMAS (Eco Management and Audit Scheme) entschieden. Hierzu gehört, 
dass innerhalb des Umweltmanagementsystems Verantwortlichkeiten und Befugnisse festgelegt, 
dokumentiert und kommuniziert werden müssen, auch in Bezug auf die innerbetrieblichen 
Arbeitsschutz-Regelungen. 
 
Die von der Hochschule beanspruchte Freiheit der Lehre und Forschung gemäß Art. 5 Abs. 3 GG 
besteht nur in den Grenzen der allgemeinen Grundrechte, also auch des Grundrechts von 
Beschäftigten, Studierenden und der Bevölkerung auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 
Abs. 2 GG) und der auf seiner Grundlage geltenden Umweltschutz- und Arbeitschutzvorschriften. 
 
Die genannten Rechtsvorschriften gelten auch für die dezentrale Organisation der Hochschule mit 
ihren  
 

- Fakultäten 
o Fachbereichen 
o wissenschaftlichen Einrichtungen 
o Betriebseinrichtungen 

- Fakultätsübergreifenden Einrichtungen 
- Zentralen Einrichtungen 
- Sonstigen Einrichtungen  

 
Um die Verantwortung für die Bereiche Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutz nachvollziehbar 
zu dokumentieren überträgt der Rektor die Verantwortung sowie Gestaltungsmöglichkeit für die 
Umsetzung der Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutzvorschriften im Rahmen der jeweils zur 
Verfügung stehenden Ressourcen wie folgt auf die Leitungen der universitären Einrichtungen: 
 

1. Direkte Delegation der Arbeitgeberverantwortung auf Fakultäten, Zentrale Einrich-
tungen, sonstige Einrichtungen 

 
Die Arbeitgeberverantwortung wird vom Rektorat direkt zugewiesen an die 
 

- Dekaninnen und Dekane der Fakultäten für die jeweils der Fakultät angehörenden 
Bereiche 

- Leiterinnen und Leiter der zentralen (wissenschaftlichen) Einrichtungen außerhalb der 
Fakultätsstruktur 



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 13, S. 699 

- Leiterinnen und Leiter der sonstigen Einrichtungen 
 
Folgende wesentliche Aufgaben werden diesen Einrichtungen hiermit übertragen: 
 

a. die Veranlassung der Durchführung der Gefährdungsbeurteilungen als zentrales Instrument 
der Arbeitsschutz-Organisation gemäß Arbeitsschutzgesetz und der entsprechenden 
Verordnungen (z. B.: Gefahrstoffverordnung, Betriebssicherheitsverordnung, 
Biostoffverordnung), 

b. die sicherheitsgerechte Organisation der Betriebsabläufe in Forschung, Lehre entsprechend 
den Bestimmungen des Umwelt- und Arbeitsschutzes, 

c. die Veranlassung der konkreten Auswahl von Schutzmaßnahmen, 
d. die Kontrolle der Wirksamkeit der Maßnahmen, 
e. die Veranlassung von Unterweisungen der Mitarbeitenden, 
f. die Sicherstellung des sicherheitsgerechten Zustandes von betrieblichen Einrichtungen 

(Geräte, Experimentiereinrichtungen) und die sicherheitsgerechte Anwendung der Materialien 
(gefährliche Stoffe, brennbare Flüssigkeiten, Druckgase u. dgl.), 

g. die Veranlassung der Beseitigung erkannter Unfallgefahren, falls dies mit den zur Verfügung 
stehenden Mitteln nicht durchführbar ist, die Meldung solcher Gefahren an die zuständige 
Stelle der Universität, 

h. die Anpassung der Maßnahmen bei Veränderungen oder bestimmten Anlässen wie z. B. 
Lehrstuhlwechsel, Einrichtung neuer Bereiche, 

i. die Umsetzung von Vorschriften und Regelungen, die den einzelnen Einrichtungen 
übergeordnet sind: z. B. aus den Bereichen Brandschutzorganisation, Abfall- 
entsorgung, Hausrecht, Gebäudemanagement, Personalverwaltung (z. B. Arbeitsmedizinische 
Vorsorge, Unfallmeldungen, Schwangerschaftsmeldungen), Bau- und größere 
Beschaffungsmaßnahmen, Energiespar- und Umweltschutzmaßnahmen, die 
vorschriftsmäßige Nutzung überlassener Gebäude, Gebäudeteile, Räume, Einrichtungen und 
Geräte (z. B. Freihalten von Fluchtwegen, Geschlossenhalten von Brandabschnittstüren, 
Verschlossenhalten von Gebäuden, Räumen usw.), 

j. die Einbeziehung der Fachkräfte für Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutz in die 
betrieblichen Abläufe (siehe Punkt 4.). 

 

2. Delegation an die den Fakultäten zugeordneten Einrichtungen 
 

Um die notwendige Sachnähe zu erreichen, wird den Leitungen der Fakultäten ausdrücklich 
empfohlen, insbesondere die Verantwortung für die Punkte a. bis f. auf die Leiterinnen und 
Leiter der wissenschaftlichen- und Betriebseinrichtungen zu übertragen. Dies insbesondere, 
wenn die genannten Leitungen Aufgaben in Wissenschaft und Forschung selbständig 
wahrnehmen und über eigenständige finanzielle und personelle Ressourcen und 
Gestaltungsfreiräume verfügen. 
 
Hierzu gehören folgende Personengruppen: 

 
a. die Leiterinnen und Leiter wissenschaftlicher Einrichtungen im Sinne von § 15 Abs. 7 LHG in 

Verbindung mit § 10 Abs. 2 bis 4 Grundordnung, 
b. soweit in wissenschaftlichen Einrichtungen Abteilungen oder Arbeitsbereiche gebildet sind, 

die ProfessorInnen als Leitende der Abteilungen oder Arbeitsbereiche für ihren jeweiligen 
Leitungsbereich, 

c. HochschullehrerInnen (ProfessorInnen, JuniorprofessorInnen und DozentInnen), 
akademische Mitarbeitende und sonstiges wissenschaftliches Personal im Sinne von §44 Abs. 
1 und 2 LHG die in ihren Fächern die der Universität in Wissenschaft, Forschung und Lehre 
obliegenden Aufgaben selbständig wahrnehmen, soweit sie nicht unter a. oder b. fallen, 

d. die LeiterInnen von Lehrveranstaltungen, 
e. die LeiterInnen von Betriebseinrichtungen im Sinne von §15 Abs. 7 in Verbindung mit § 10 

Abs. 2 bis 4 Grundordnung. 
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Kontrollaufgaben bleiben bei den Leitungen der Fakultäten, zentralen Einrichtungen und sonstigen 
Einrichtungen. Hierzu gehört auch die Sicherstellung von Vertretungsregelungen im 
nachgeordneten Bereich oder die unmittelbare Weitergabe der Aufgabe an Nachfolgende. Die 
Delegation muss wegen der Nachvollziehbarkeit schriftlich erfolgen. Bitte senden Sie Kopien der 
erfolgten Delegationen an die Koordination der Sicherheits-Stabsfunktionen. 

Rektorat

Leitungen von:

Zentralen 

Einrichtungen

Sonstigen 

Einrichtungen

Direkte 

Delegation

Fakultätsvorstand

Direkte 

Delegation

Leitungen von:

Betriebseinrichtungen, 

SFB´s

Gestufte 

Delegation
Leitungen von: 

wissenschaftlichen 

Einrichtungen

Gestufte 

Delegation

Leitungen von 

Abteilungen, 

Arbeitskreisen, 

Laboratorien etc

einzelne 

Beschäftigte

Gestufte 

Delgation

Delegation der Arbeitgeberpflichten 

nach Punkt 1. und Punkt 2. 
 

 

3.  Gesamtverantwortung 
 
Die Universitätsleitung (Rektorat) trägt die übergeordnete Gesamtverantwortung für den Vollzug der 
Rechtsvorschriften des Umweltschutzes und des Arbeitsschutzes in allen Fakultäten und 
Einrichtungen der Universität. Zu den Aufgaben gehören insbesondere: 

 
- Grundsätze und Ziele formulieren, 

- Kontrolle der Zielerreichung, 

- Organisation und Kontrolle des Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutzes sicher- 
zustellen, 

sicherzustellen, dass die gesetzlichen Vorschriften, sowie die Vorschriften der Unfallkasse, bei allen 
Tätigkeiten und auf jeder Führungsebene beachtet werden, 

Organisation der Gefährdungsbeurteilung nach Arbeitsschutzgesetz und der darauf basierenden 
Verordnungen, 

Beteiligung des Personalrates. 

Auch nach der nach den Punkten 1 und 2 erfolgten Delegation der Arbeitgeberaufgaben verbleibt 
die Gesamtverantwortung sowie die Kontrollverpflichtung bei der Leitung der Hochschule. 
 

4.  Sicherheits-Stabsfunktionen 
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Beratung in den Angelegenheiten von Arbeitssicherheit, Gesundheits- und Umweltschutz sowie 
hinsichtlich des Vorliegens und der Anwendung von Rechtsvorschriften des Umwelt- und 
Arbeitsschutzes erhalten Sie von den Fachkräften für Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutz, die 
Sie dem Organigramm der Zentralen Verwaltung unter Dez VI-2 (Koordination der 
Sicherheitsstabsfunktionen entnehmen können (s. Anlage)). Kontakt: Koordination der Sicherheits-
Stabsfunktionen, Susanne Grenz-Single, Tel. 73521, susanne.grenz-single(at)verwaltung.uni-
tuebingen.de oder www.uni-tuebingen.de/asi. 
 

5.  Weiteres Vorgehen 
 

Die Fachkräfte für Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutz wurden vom Rektorat beauftragt, 
mit Rundschreiben des Kanzlers oder Rundmails der Universitätsleitung über einzelne 
Fragestellungen dieser Bereiche zu informieren. Die Leitungen der Fakultäten, zentralen 
(wissenschaftlichen) Einrichtungen und sonstigen Einrichtungen, tragen die Verantwortung für 
die nachvollziehbare Organisation und Umsetzung der in den Rundschreiben beschriebenen 
Sachverhalte und die Rückmeldung der Erledigung an die Koordination der 
Sicherheitsstabsfunktionen. 

 
 
 
Tübingen, den 15.03.2011 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
 


